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Zu 5  Wirtschaft 
   
Zu 5.1  Wirtschaftsstruktur 
   
Zu 5.1.1 G Leitbild 

 
  Die Wirtschaftskraft der Region und das regionale Einkommen beruhen zu 

einem erheblichen Teil auf der Wertschöpfung von Großbetrieben der 
Mineralölversorgung mit einer chemischen Grundstoffindustrie, sowie des 
Fahrzeug- und Maschinenbaus. Ein Teil der regionalen Wirtschaftsleistung wird 
durch Aufträge im Rahmen wehrtechnischer Entwicklungs-, Ausrüstungs- und 
Beschaffungsprogramme bestimmt. 

  Die Region Ingolstadt gehört zu den leistungsfähigeren Regionen in Bayern. 
Gemessen am Bruttoinlandsprodukt (BIP) zu Marktpreisen je Einwohner zählt 
sie gemessen an der Wirtschaftskraft im Jahre 2000, an der 
Wirtschaftsentwicklung während der letzten 10 Jahre und der 
Arbeitsproduktivität zu den 3 stärksten von 18 Regionen. 

  Eine Steigerung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit kann über regionale 
Netzwerke und die Bildung von Stärkefeldern der gesamten Region zugute 
kommen, um gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen auch innerhalb der 
Region zu schaffen. Dabei unterscheidet sich die Art der Leistung je nach Lage 
z.B. im Fremdenverkehrsgebiet oder im Verdichtungsraum. Die nachhaltige 
Entwicklung der Region verlangt neben der dauerhaften Sicherung der 
natürlichen Lebensgrundlagen die Gewährleistung der Sozialverträglichkeit und 
der Wettbewerbsfähigkeit als Grundlage für Beschäftigung, Wohlstand und 
soziale Sicherheit. 

  Schwerpunkt der weiteren Entwicklung sollen möglichst die mittelzentralen Orte 
im ländlichen Raum sein, um die begrenzten Mittel möglichst effektiv 
einzusetzen. Durch ihre dezentrale Lage in der Region wird bei dem begrenzten 
Mitteleinsatz neben einer Konzentration eine möglichst breite Streuung in der 
Fläche erzielt. Das mögliche Mittelzentrum Beilngries soll im Nordosten des 
Verflechtungsbereichs Ingolstadt die Funktion eines Mittelzentrums 
wahrnehmen. 

  Dabei können Gewerbe-Leistungsschauen die Leistungs- und Innovationskraft 
von Handwerk und Gewerbe in der Region und darüber hinaus darstellen. 

  Der wirtschaftlichen Entwicklung kommt die gute verkehrliche Anbindung über 
die Autobahn, die Schiene und den Flughafen München zugute, auch wenn die 
Autobahn zeitweilig überlastet ist. Die im Ausbau befindliche ICE-Trasse wird 
die Anbindung weiter vorantreiben, ebenso die Erweiterung des Flughafens und 
der Ausbau des Flugplatzes Manching für zivile Zwecke. 

  Damit wird auch die Verbindung für das Städtenetz München - Augsburg - 
Ingolstadt (MAI) verbessert. Ingolstadt kann von der Attraktivität und dem 
Wachstum Münchens profitieren und den Verdichtungsraum München entlasten, 
wobei das Oberzentrum Ingolstadt über ausreichende Reserven verfügt. Die 
Zusammenarbeit und eine ergänzende Arbeitsteilung zwischen den Städten und 
den Regionen muss weiter vorangetrieben werden, um die Position in Europa zu 
stärken. Die unter „Greater Munich Area“ diskutierten Ansätze für ein 
überregionales und internationales Marketing sollen weiterverfolgt werden. 

  Analysen zur Bestimmung der Stärken und Schwächen der Wirtschaft und des 
Arbeitsmarktes in der Region können dabei helfen. 

   
Zu 5.1.2  Ausbau der regionalen Wirtschaftsstruktur und der regionalen Arbeitsmärkte 

 
Zu 5.1.2.1 G Zur Sicherung der wirtschaftlichen Entwicklung in der Region sind der Erhalt und 

der Ausbau der wirtschaftsnahen Infrastruktur erforderlich. Neben der 
Beseitigung infrastruktureller Mängel in Teilen der Landkreise Eichstätt und im 
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Landkreis Neuburg-Schrobenhausen (vgl. LEP 2003 A II 3.4 i.V.m. Anhang 
12a1) muss im Verdichtungsraum der Ausbau der Infrastruktur durch eine 
verstärkte Integration und Orientierung am künftigen Bedarf auch der 
wachstumsorientierten Wirtschaftsbereiche geleistet werden.  

  Das Schwergewicht des wirtschaftlichen Stärkefeldes (Clusters) in Ingolstadt ist 
auf das Auto orientiert. Es sollte in einem regionalen Netzwerk unterstützt 
werden, so dass es zu einer Bündelung der Kräfte unterschiedlicher 
Organisationen für Forschung und Entwicklung, Zulieferung und Dienstleistung 
kommen kann. Die räumliche Nähe fördert den Austausch von Ideen und 
Erfahrungen, die Anbahnung von Kontakten, die Verknüpfung von Wissen, 
Talenten, Kapital und Wettbewerb. In einem solchen Cluster eines effizienten 
und flexiblen Wertschöpfungsnetzes ist regelmäßig ein hohes Innovations- und 
Wachstumspotenzial enthalten. Dabei kommt es ganz wesentlich auf die 
mikroökonomischen und standortbezogenen Bedingungen an.  

  Eine Planung in der Region kann diesen Prozess durch Beeinflussung einiger 
standortbezogener Faktoren wie die vorsorgliche Bereitstellung und die 
Zuordnungen von Flächen, die frühzeitige Vermeidung von Konflikten oder das 
Anstoßen von fachübergreifenden, querschnittsbezogenen Projekten begleiten. 
Wettbewerb findet inzwischen global weniger zwischen Staaten als zwischen 
Regionen statt. 
 

Zu 5.1.2.2 G Um Flächenengpässe zu überwinden, Synergieeffekte zu erzielen, einen hohen 
Qualitätsstandard für Gewerbe- und Industrieflächen zu erreichen und den 
Landschaftsverbrauch zu verringern, bietet es sich an, die Fühlungsvorteile des 
Oberzentrums und des Verdichtungsraumes zu nutzen und die Netzwerke mit 
dem Schwerpunkt um den Cluster „Auto“ auszubauen.   

  Gerade kleinere und junge Betriebe können hiervon profitieren. Die 
Möglichkeiten, die sich über das 1998 in Ingolstadt eröffnete 
Existenzgründerzentrum, initiiert u.a. von der Stadt Ingolstadt und den 
Landkreisen der Region, oder das Gründerzentrum in Neuburg 
a.d.Donau/Oberhausen (2002) und die Bereitstellung von geeigneten Flächen 
für Gewerbeansiedlungen sollten weiter ausgebaut werden. Das bietet die 
Chance, Jungunternehmer in der Region zu halten. 

  Zu den Wirtschaftsbetrieben, die ihren Standort – durch Erweiterungen oder 
auch kleinräumige Verlagerungen - erhalten, gehört ein Mix unterschiedlich 
großer Betriebe unter Erhalt des Mittelstandes aus produzierenden und 
dienstleistenden Wirtschaftsbereichen. Sie bieten in hohem Maße Gewähr für 
eine gute Versorgung der Bevölkerung und den Erhalt der Arbeitsplätze. Dazu 
bedarf es ausreichender geeigneter und bezahlbarer kundennaher Bau- und 
Erweiterungsflächen sowie der Errichtung von Handwerker- und Gewerbehöfen 
in geeigneten zentralen Orten. Betriebe des produzierenden Handwerks liegen 
häufig in räumlich beengten oder störenden Lagen. Für Ihre Umsiedlung oder 
Neuansiedlung ist es erforderlich, dass schwerpunktartig Gewerbegebiete 
möglichst in geeigneten zentralen Orten ausgewiesen werden. 

  Manchmal ist es Kommunen nur gemeinsam durch ihre gebündelte Finanz- und 
Verwaltungskraft möglich, die geforderten hohen Qualitätsstandards zu 
schaffen. Durch solche Allianzen, die interkommunale Gewerbegebiete 
betreiben, können künftige Handlungsspielräume geschaffen werden, um auch 
international bestehen und die regionale Wirtschafts- und Arbeitsmarktstruktur 
weiter entwickeln zu können. 
 

Zu 5.1.2.3 G Zur Ansiedlung von großen Betriebseinheiten sind Mittelzentren und zentrale 
Orte im Stadt- und Umlandbereich besonders geeignet, da sie in der Regel an 
diesen Standorten in einem angemessenen Verhältnis zur Größe und Struktur 

                                                 
1 vgl. LEP 2006 A I zu 4.4.1 (Z) i.V.m. Karte Anhang 3 
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der vorhandenen Siedlungseinheit stehen und im Einklang mit deren Eigenart 
errichtet und gestaltet werden können, ohne die politische und soziale Struktur 
unverhältnismäßig zu verändern; eine verkehrsgünstige Zuordnung von Wohn- 
und Arbeitsstätten, insbesondere mit Mitteln des öffentlichen 
Personennahverkehrs, ist dort am ehesten gegeben.  

  Entsprechendes trifft auf das Oberzentrum und den Stadt- und Umlandbereich 
zu.  

  Im möglichen Mittelzentrum Beilngries sind durch die beengten Tallagen die 
Ansiedlungsmöglichkeiten begrenzt. Große Betriebseinheiten, die das 
Landschaftsbild beeinträchtigen oder Kommunen sozial und politisch 
dominieren, sollten deshalb auf günstigere Strandorte ausweichen. Geeignet 
sind auch zentrale Orte in Entwicklungsachsen. Dadurch kann auch der 
Nachfrage großer Betriebe nach kostengünstigen Flächen entsprochen werden, 
ohne die Landschaft zu belasten, und die Entwicklung des ländlichen Raumes 
unterstützt werden.  
 

Zu 5.1.2.4 G Ein funktionsfähiger Arbeitsmarkt kann sich in der Regel auf Regionsebene 
ausgleichen. Der Arbeitsmarkt der Region Ingolstadt ist derzeit relativ stabil im 
Vergleich zu anderen Regionen und liegt bei der Arbeitslosenquote von 5,3 
unter dem bayerischen Durchschnitt von 6,5 (30.09.03). Auch bei der mittleren 
Arbeitslosenquote zwischen 2001 und 2003 unterschreitet die Region Ingolstadt 
die Werte Bayerns. 

  Um einen Ausgleich zwischen Wohn- und Arbeitsort zu erreichen, sind 
berufliche und ggf. auch räumliche Mobilität der Arbeitskräfte innerhalb des 
Arbeitsmarktes der Region erforderlich. Diese Mobilität kann bis zu einem 
gewissen Grad auch durch das Pendeln erreicht werden. Die Zumutbarkeit von 
Pendlerzeiten dürfte in der Region Ingolstadt bei etwas über einer Stunde 
liegen. 

  Die Region verzeichnet gegenüber der Region München einen negativen 
Pendlersaldo. Dem kann u.a. durch die Ansiedlung weiterer Betriebe begegnet 
werden. Um eine möglichst qualitativ und quantitativ ausgewogene 
Arbeitsplatzstruktur zu schaffen, bedarf es trotz des Clusters „Auto“ einer 
Auffächerung des Branchenspektrums, insbesondere auch im 
Dienstleistungssektor. 

  Um der Nachhaltigkeit der Entwicklung in der Region zu genügen, bedarf es der 
Berücksichtigung der sozialen Belange z.B. Behinderter und der Familien. 

  Zur Sicherung der regionalen Wirtschaftskraft bedarf es einer frühzeitigen und 
immer wieder an den aktuellen Bedürfnissen orientierten qualifizierten 
Ausbildung.  

  Die Standorte zentraler Einrichtungen für die Ausbildung sollen auch in den 
Landkreisen vorgesehen werden, um eine flächendeckende qualifizierte 
Ausbildung zu ermöglichen. 
 

Zu 5.1.2.5 G Dem Erhalt gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbedingungen in allen 
Landesteilen und gerade im dünn besiedelten ländlichen Raum dient auch eine 
ausreichende Versorgung mit Bankdienstleistungen. Eine solche Versorgung 
wird trotz der Möglichkeit des Online-banking auch in absehbarer Zukunft 
erforderlich bleiben, da gerade im ländlichen Raum nicht jedermann über 
entsprechende Möglichkeiten verfügt. Zumindest in zentralen Orten sind solche 
Dienstleistungen erforderlich, um die Grundversorgung der Bevölkerung zu 
gewährleisten. 

   
Zu 5.1.3  Tourismus und Erholung 

 
Zu 5.1.3.1 G Tourismus und Erholung mit der Naherholung sind in der Region ein nicht 

unbedeutender Wirtschaftsfaktor. Sie lenken kaufkräftige Nachfrage in Teile der 
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Region, die ansonsten wesentlich strukturschwächer wären. Der Tourismus trägt 
als Werbeträger zur Profilierung und zum positiven Image der Region bei. 

  Die besondere Bedeutung der Region liegt vor allem in seiner natürlichen 
Ausstattung. Dementsprechend ist sie als natürliches Kapital zu behandeln. 
Dabei soll eine weitgehend natürliche Entwicklung der Landschaft angestrebt 
und eine überzogene Pflege vermieden werden. 

  Innerhalb der Region sind unterschiedliche Voraussetzungen für Tourismus und 
Erholung bei den natürlichen Voraussetzungen und im Entwicklungsstand des 
Tourismus gegeben. Die für Tourismus und Erholung notwendige Erschließung 
soll sich deshalb nach diesen Voraussetzungen richten. 

  Die Region steht im Wettbewerb mit der internationalen Konkurrenz. Dabei wird 
es entscheidend darauf ankommen, die spezifischen Attraktivitätsmerkmale der 
einzelnen Fremdenverkehrsgebiete und -orte zu erhalten und den weiteren 
Ausbau an den Erwartungen und Bedürfnissen jener Zielgruppen zu orientieren, 
deren Nachfrage in den einzelnen oben angeführten Teilräumen der Region 
jeweils auf besonders günstige Voraussetzungen trifft. 

  Der Auslastungsgrad der Fremdenverkehrsbetriebe ist nicht zufriedenstellend. 
Nur die Stadt Ingolstadt erreicht den bayerischen Durchschnitt von 38 % (2002), 
der Landkreis Eichstätt liegt mit 35 % etwas darunter. Die Veränderung 
zwischen 1987-2002 ist im Gegensatz zu Bayern und Oberbayern zwar positiv, 
nimmt nach einem Aufschwung Anfang der 90er Jahre - zurückzuführen auf die 
Nachfrage nach der Wiedervereinigung - allerdings wieder leicht ab. Auch die 
Gästeankünfte entwickelten sich in demselben Zeitraum positiv, jedoch von 
einem sehr geringen Niveau aus. Bei der Zahl der Gästebetten je 1000 
Einwohner bleiben alle Landkreise und die Stadt Ingolstadt deutlich unter dem 
bayerischen Durchschnitt. Lediglich der Landkreis Eichstätt kann sich mit 37 
diesem Durchschnitt (43 Betten 2002) annähern.  

  Es ist daher angezeigt, die Qualität des bestehenden Beherbergungs- und 
Leistungsangebots weiterhin anzuheben. Um konkurrenzfähig zu bleiben bedarf 
es der Anlage oder Erweiterung ergänzender Einrichtungen im Freizeit- und 
Gesundheitsbereich. Dadurch erhält die innerstädtische Erholung ergänzend ein 
besonderes Gewicht. 

  Eine solche Ergänzung kann auch die starke saisonale Abhängigkeit etwas 
mildern. 
 

Zu 5.1.3.2 G Das Schwergewicht von Tourismus und Erholung wird in der Region außerhalb 
der Städte bei der Nutzung der natürlichen Voraussetzungen liegen. Dabei 
können im Interesse der Gewerbetreibenden dieser Branche und der 
Erholungssuchenden die sich bietenden Möglichkeiten ausgeschöpft werden, 
ohne die natürlichen Voraussetzungen zu beeinträchtigen. 

  Es kommt dabei darauf an, Tourismus und Erholung umweltfreundlich zu 
gestalten. Neben Massenerscheinungen gilt es deshalb, eine nicht nicht-
ressourcengerechte Beanspruchung zu vermeiden, was insbesondere bei 
neuen Freizeittrends notwendig ist, die immer häufiger ökologisch wertvolle 
Landschaften beanspruchen. Wo die natürlichen Ressourcen übernutzt und 
natürliche Lebensräume zerstört oder erheblich beeinträchtigt werden, gerät 
auch die wirtschaftliche Basis des Tourismus in Gefahr. 
 

Zu 5.1.3.3 G Insbesondere im Naturpark Altmühltal sind in umfangreichem Maße Rad- und 
Wanderwege angelegt worden. Die Möglichkeiten für Radwandern sind in der 
Region noch ausbaufähig, dies gilt sowohl für die Verbindung der zentralen Orte 
untereinander als auch für Radwegeverbindungen von den zentralen Orten zu 
den Erholungsgebieten. 

  Feld- und Waldwege könnten dieses Radwegenetz ergänzen. Forstwege sollen 
in geeigneten Fällen auch als Wander- und Radwanderwege ausgebaut und 
genutzt werden. Wo immer möglich, sollten die Belange des Radfahrens auch in 
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der Bauleitplanung berücksichtigt werden. Im Umfeld der Städte ist das Angebot 
an Wander- und Radwegen, das Innenstädte und Umland verbindet, noch 
ausbaufähig. 

  Durch ein verstärktes Angebot an separaten Radfahrwegen kann u.U. das durch 
den Erholungsverkehr verursachte Kraftfahrzeugaufkommen verringert und nicht 
motorisierten Erholungssuchenden die Möglichkeit angeboten werden, in 
verstärktem Maße gefahrlos Erholungsgebiete aufzusuchen. 

  Das Mountainbiken dringt häufig in naturnahe Gebiete vor. Damit diese 
Freizeitaktivität naturkonform betrieben werden kann und Konflikte mit anderen 
Freizeittätigkeiten vermieden werden, soll das Mountainbiken auf Wege 
beschränkt werden, deren Umfeld ökologisch dafür geeignet ist und/bzw. die  
ein nebeneinander verschiedener Freizeitaktivitäten möglichst konfliktfrei  
zulassen. 
 

Zu 5.1.3.4 Z Die Anlage von Golfplätzen führt regelmäßig zur Umgestaltung der Landschaft. 
Um in traditionellen Tourismusgebieten die Qualität der Landschaft zu erhalten 
und in agrarisch strukturierten Gebieten die Landschaft gestalterisch und 
ökologisch aufzuwerten, sind über die Anlage ausschließlich intensiv genutzter 
golfsportlicher Einrichtungen und einer landschaftlichen Einbindung hinaus 
weitere landschaftspflegerische Maßnahmen notwendig. Dazu müssen 
ausreichend Flächen, die nicht ausschließlich intensiv sportlich genutzt werden, 
vorhanden sein. Die Gestaltung des Platzes sollte besonderen ökologischen 
und naturräumlichen Anforderungen entsprechen und die Pflege soll in 
naturschonender Weise erfolgen. Bei einem solchen "landschaftlichen" Golfplatz 
sollte der Anteil der intensiv genutzten Spielflächen wie Grüns, Vorgrüns, 
Abschläge, Spielbahnen, Semiroughs und Übungsflächen (z.B. Driving Range 
und Pitch- und Puttplatz) möglichst nicht mehr als ein Drittel der Gesamtfläche 
betragen. Zusammen mit den Infrastruktureinrichtungen (z.B. Parkplätze, 
Zufahrt, Clubhaus) sollten sie möglichst die Hälfte der Gesamtfläche nicht 
übersteigen. 

  Bei der Gestaltung und naturschonenden Pflege soll 
  - eine Biotopvernetzung,  
  - möglichst große Hard-Rough-Flächen (Bei Neuanlage mindestens 1 ha),  
  - mindestens 25 m Pufferflächen zwischen Spielbahnen und Waldsäumen, 

Biotopen und Ufersäumen,  
  - möglichst geringe Landschaftsveränderung (Verzicht auf 

landschaftsfremde Spielhindernisse und Fanggitter),  
  - Anlage von Feldgehölzen und Hecken vorgesehen und  
  - möglichst kein Kunstdünger, Herbizid und Pestizid verwendet werden.  
  Die nicht sportlich genutzten Flächen sollen der Allgemeinheit frei zugänglich 

sein. Diese Möglichkeit wird allerdings eingeschränkt sein müssen, wenn der 
Schutz dieser Teile im Vordergrund steht. 
 

Zu 5.1.3.5 Z Zwischen verschiedenen Freizeitaktivitäten kommt es häufig zu Konflikten, vor 
allem zwischen Wandern und Reiten. Wobei unabhängig von der unmittelbaren 
Störung durch Reitpferde die Rad- und Wanderwege, die regelmäßig durch das 
Freizeitreiten beansprucht werden, auch durch den Tritt der Pferde geschädigt 
oder zerstört werden, so dass sie nicht mehr begeh- oder befahrbar sind.  

  Um die Landschaft durch zusätzliche Erschließungsmaßnahmen nicht zu sehr in 
Anspruch zu nehmen, soll das vorhandene Wegenetz entsprechend genutzt 
werden. 

  Eine Anlage von gesonderten Reitwegen wird dann regelmäßig erforderlich, 
wenn Konflikte der verschiedenen Freizeitaktivitäten zu erwarten sind. 
 

Zu 5.1.3.6 G Ein Teil der Abbauvorhaben in den Erholungsgebieten der Region soll bei 
Bedarf für die Erholungsnutzung eingerichtet werden. Neben Kiesabbauflächen 
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kommen Steinbrüche u.ä. in Frage. Bei der Anlage von Nachfolgenutzungen für 
Kiesabbauflächen empfiehlt sich – je nach Umgriff – ein 
landschaftspflegerischer Begleitplan, um eine möglichst harmonische 
Einbindung in die umgebende Landschaft sicherzustellen. 
 

Zu 5.1.3.7 G Neben den traditionellen Freizeitaktivitäten, wie der Teilnahme an den 
"Sommerkonzerten zwischen Altmühl und Donau", die sich großer Beliebtheit 
erfreuen, dem Wandern, usw. ändert sich das Freizeitverhalten vor allem im 
städtischen und stadtnahen Bereich gegenwärtig nicht unerheblich. Der 
"Erlebniskonsum" - Shopping, Trends, Events - prägen in höherem Maße das 
Bild. Multioptionalität soll möglichst schnell und auf engem Raum erfüllt werden. 
Die räumliche Bindung hat abgenommen, die Arbeitszeit ist flexibler geworden 
und der Lebensrhythmus im Freizeitverhalten hat sich in den letzten 20 Jahren 
um ca. zwei Stunden in die Nacht verschoben. Die Angebote sind kurzlebiger 
geworden. 
 

Zu 
5.1.3.7.1 
und 
Zu 
5.1.3.7.2 

Z/G Diese Veränderungen im Freizeitverhalten wirken sich in erster Linie auf die 
zentralen Orte mittlerer und höherer Stufe aus. Sie können brachliegende 
Flächen in Innenstadtnähe aktivieren und gipfeln in Entertainment Centern, in 
denen Erlebniswelten inszeniert werden. Mit dem Ausbau des Angebotes wie 
Kinos in Verbindung mit der Einzelhandelsfunktion bietet sich die Chance, 
Innenstädte auch über die Ladenzeiten hinaus stärker zu beleben.  

  Da sich in den Innenstädten das städtische Leben konzentriert, kommt in ihnen 
die spezifische Individualität der Städte regelmäßig am stärksten zum Ausdruck. 
Ihr Erhalt und damit ihre Urbanität ist – nach Umfragen - wesentlich für die 
Attraktivität zur Ansiedlung von Wirtschaftsbetrieben. 

  Große Freizeiteinrichtungen für einen solchen Event-Tourismus, wie z.B. Bäder 
mit Urlaubslandschaften unter einem Dach, Wellness-Center, Entertainment 
Center oder andere "Erlebniswelten" – und nur diese sind hier angesprochen - 
sind regelmäßig mit hohen Investitionen verbunden, sie sind auf eine hohe 
Bevölkerungszahl in der Nähe angewiesen, um u.a. über genügend Einnahmen 
zu verfügen, damit diese Anlagen ständig auf einem attraktiven Stand gehalten 
werden können. Schätzungen zufolge benötigen derartige Einrichtungen 
deutlich mehr als 10 Millionen Besucher jährlich. Eine entsprechende Nachfrage 
müsste dauerhaft während des ganzen Jahres, das heißt unter Umständen auch 
an verregneten Wochenenden, gewährleistet sein. Das ist regelmäßig nur im 
Stadt-Umlandbereich und nur unter Umständen auch in Mittelzentren möglich. 

  Um „Investitionsruinen“ bzw. unerwünschte Nachfolgenutzungen in den 
verbliebenen Gebäuden oder einen Massentourismus zu vermeiden, soll die 
Ansiedlung solcher Einrichtungen auf den genannten Raum beschränkt bleiben. 

  "Große Freizeiteinrichtungen" können auch Hallen o.ä. sein, in die Outdoor-
Aktivitäten wie Skifahren, Golfen usw. zur Saisonverlängerung verlagert werden. 
Dieser Trend hat die Region bisher allerdings noch nicht erreicht. 

  Große Freizeiteinrichtungen, die nicht auf große ganzjährige Besucherzahlen 
angewiesen sind, sind von dieser Regelung nicht betroffen. Golfplätze z.B. 
gelten nicht als "große Freizeitanlagen". 

  In jüngerer Zeit wurden zunehmend in der Nähe und in unmittelbarem 
Zusammenhang mit großen Freizeit-Einrichtungen Einzelhandelsgroßprojekte 
auch mit einem breiten Angebot an zentrenrelevanten Sortimenten errichtet.  

  Solche Kombinationen ziehen Kaufkraft von den zentralen Orten ab und 
untergraben das Bemühen der Städte, ihre Innenstädte wieder zu beleben bzw. 
attraktiv zu erhalten. Damit würde die Funktionalität der zentralen Orte 
geschwächt. Das zu verhindern, ist jedoch Ziel des 
Landesentwicklungsprogramms (2003, B II 1.2.1.2 Abs.22). Deshalb ist eine 

                                                 
2 vgl. LEP 2006 B II 1.2.1.2 (Z) 
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Konzentration der Einzelhandelsgroßprojekte auf integrierte Lagen der zentralen 
Orte erforderlich. 

  Demgegenüber werden Große Event-Freizeiteinrichtungen nach anderen 
Überlegungen angesiedelt als Einzelhandelsgroßprojekte, z.B. der der schnellen 
Erreichbarkeit großer Bevölkerungsmengen mit dem Auto. 
 

Zu 
5.1.3.7.3 

G Das innerstädtische Freizeitangebot wird vielfach durch Erholungsmöglichkeiten 
im Umland der zentralen Orte ergänzt. Um den unterschiedlichen Bedarf zu 
decken oder kurzfristige naturnahe Erholungsmöglichkeiten zu erschließen bzw. 
zu verbessern, sollte die Verknüpfungen zwischen Wohngebieten und 
attraktivem Umland und ggf. das Angebot im Umland verbessert werden. 
 

Zu 5.1.3.8 G Der Urlaub auf dem Bauernhof schafft der Landwirtschaft eine zusätzliche 
Einnahmequelle und ermöglicht insbesondere Familien mit Kindern einen 
preiswerten Erholungsaufenthalt. 

   
Zu 5.1.3.9  Gebiete für Tourismus und Erholung 

 
Zu 
5.1.3.9.1 

G Da der Erholungswert der Gebiete für Tourismus und Erholung in erster Linie 
von der Qualität der Landschaft und auch der Siedlungsstruktur und -gestalt 
abhängen, kommt ihrem Erhalt besondere Bedeutung zu. 

  Die Erholungswirksamkeit einer Landschaft ist in starkem Maße abhängig von 
einem naturnahen Zustand. Jede Veränderung dieses Zustandes sollte nur sehr 
behutsam und unter Berücksichtigung der natürlichen Gegebenheiten 
vorgenommen und mit der Erholungsnutzung abgestimmt werden. 

  Die Ausstattung in den Gebieten für Tourismus und Erholung liegt über der der 
übrigen Region. Insbesondere im Naturpark Altmühltal kommt neben dem Erhalt 
des Landschaftsbildes der Weiterentwicklung eine besondere Bedeutung zu, um 
gegenüber der Konkurrenz wettbewerbsfähig zu bleiben. Im Vordergrund stehen 
Formen des sanften Tourismus. 
 

Zu 
5.1.3.9.2 

Z Bei den Tourismus- und Erholungsgebieten handelt es sich um solche Zonen, 
die aufgrund ihrer landschaftlichen Eigenart, Vielfalt oder Schönheit, ihrer Lage 
zu Bevölkerungsschwerpunkten und ihrer Zugänglichkeit für die Erholung 
besonders geeignet sind. 

  Die Erholungsgebiete können ihre Funktion nur insoweit und solange erfüllen, 
wie sie gegen andere Nutzungsarten abgeschirmt werden können. 

  Um die Erholungsfunktion der einzelnen Erholungsgebiete zu stärken, sind 
verschiedene Einzelmaßnahmen bereits durchgeführt bzw. in Vorbereitung. 

  Im Gebiet „Wellheimer Trockental/Schuttertal“ ist die Errichtung eines 
Campingplatzes vorgesehen. 

  Im Gebiet „Köschinger Forst, Schambachtal/Altmannstein“ ist die Ausstattung 
mit Erholungseinrichtungen ausreichend. 

  Die Erholungsgebiete sind in der Zielkarte 2b Siedlung und Versorgung – 
Tourismus- und Erholungsgebiete M 1:500 000 zeichnerisch erläuternd 
dargestellt. 
 

Zu 
5.1.3.9.3 

G Der "Naturpark Altmühltal (Südliche Frankenalb)" greift weit über die Region 
Ingolstadt in die benachbarten Regionen hinaus. Er ist durch Verordnung vom 
14.09.1995 festgesetzt worden. Die Schutzzonen gelten grundsätzlich als 
Landschaftsschutzgebiete fort (Änderung der Verordnung 13.12.2001).   

  Im Naturpark Altmühltal stehen der Erhalt der Landschaftscharakteristik und die 
behutsame Fortentwicklung des Tourismus und der Erholung im Vordergrund. 
Deshalb soll diese Entwicklung auch in der Verbesserung der Qualität liegen. 
Um die Erwerbstätigkeit im Tourismus zu sichern, soll auch versucht werden, 
eine behutsame, landschaftsgerechte Saisonverlängerung zu erreichen. 
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Zu 
5.1.3.9.4 

G Damit die Belange von Tourismus und Erholung ausreichend berücksichtigt 
werden - der Tourismus ist ein nicht unwichtiger Wirtschaftsfaktor in der Region 
- und die Erholungsgebiete ihre Funktion erfüllen können, haben alle Planungen 
und Maßnahmen auf diese Funktionen und mittelbar auch auf den 
Landschaftserhalt besonders Rücksicht zu nehmen. Das beinhaltet zwar keinen 
Vorrang aber ein erhebliches Gewicht. Es zwingt auch dazu, bei 
Beeinträchtigungen für einen entsprechenden Ausgleich zu sorgen. 

  Um die Erholungsgebiete nachhaltig in ihrem Bestand zu sichern, sollen 
möglichst keine linearen Infrastruktureinrichtungen geschaffen werden, die diese 
Gebiete zerschneiden können, da hierdurch die Erholungsfunktion häufig nicht 
unerheblich beeinträchtigt wird.  

  Die Attraktivität der Erholungsgebiete ist auch in hohem Maße abhängig von der 
Qualität der Siedlungsentwicklung und baulicher Einzelmaßnahmen. Bei 
Ortserweiterungen oder Einzelbauvorhaben sollen deshalb das bestehende 
Siedlungsgefüge und die Topographie der Erholungslandschaft verstärkt 
berücksichtigt werden. 

  Da insbesondere an Ortsrändern mit Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes 
gerechnet werden muss, soll bei Siedlungsgebieten auf die Einbindung der 
Ortsränder besonderer Wert gelegt werden. 

  (vgl. auch Begründung zu 5.1.3.2 und5.1.3.9.5). 
 

Zu 
5.1.3.9.5 

Z So wie andere Funktionen Rücksicht auf die Tourismus- und Erholungsfunktion 
nehmen müssen, müssen Tourismus und Erholung auf den Erhalt der 
Landschaft und ihrer Funktionen für den Naturhaushalt achten. Die Forderung 
nach einem umweltverträglichen Tourismus gilt in der Region generell (vgl. 
5.1.3.2), ganz besonders jedoch in den Gebieten für Tourismus und Erholung. 

  Möglichen Beeinträchtigungen, die durch einen starken Erholungsverkehr 
entstehen, kann frühzeitig mit landschaftspflegerischen Maßnahmen (Ersatz- 
oder Ausgleichsmaßnahmen) oder durch Änderungen der jeweiligen Planungen 
und Maßnahmen begegnet werden. Bauliche Anlagen der Tourismusbranche 
müssen deshalb behutsam in Umfang und Gestalt in die Landschaft eingepasst 
werden. 

  Auf das Merkblatt ATV-DVWK Merkblatt München 603 Freizeit und Erholung ist 
zu verweisen, um im Vorfeld von Planungen bereits wesentliche 
wasserwirtschaftliche Aspekte zu berücksichtigen. 

  Art und Anzahl der zu schaffenden Einrichtungen sollen durch die öffentliche 
Planung abgestimmt werden, wobei die Siedlungsnähe, die 
Verkehrserschließung, die ökologische Belastbarkeit und der 
Landschaftscharakter berücksichtigt werden müssen.  

  Erschließungsmaßnahmen dürfen die Umweltverträglichkeit nicht gefährden. 
Das schließt die die wasserwirtschaftliche Ver- und Entsorgung ein. 

  Da eine Ansammlung von Kraftfahrzeugen zumeist das Landschaftsbild und 
Naturerlebnis beeinträchtigt, sollten Parkplätze deshalb so geplant und 
angeordnet werden, dass sie den Landschaftscharakter berücksichtigen und 
nicht weit einzusehen sind. Wo immer möglich, sollten Parkplätze in den Er-
holungsgebieten mit WC kombiniert werden. Rundwander- und Radwanderwege 
und Ausflugsziele, die von Parkplätzen ausgehen, laden erfahrungsgemäß 
häufiger zum Besuch ein als Erholungsmöglichkeiten ohne geeignete 
Parkplätze. 

  Da Uferbereiche besonders empfindlich sind und gleichzeitig besonders attraktiv 
sind, ist es wichtig, sie vor weiterer Inanspruchnahme in Schutz zu nehmen.  
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Zu 
5.1.3.9.6 

Z Ausbau des Erholungsgebietes Feilenforst/Feilenmoos 

  Durch Ordnungs- und Gestaltungsmaßnahmen soll der Erholungsbetrieb und 
die Zahl der Erholungssuchenden gelenkt werden (vgl. Zielkarte 2h). Dabei sind 
die Notwendigkeiten der Flugsicherheit zu berücksichtigen. 

  Für die Gestaltung des Erholungsgebietes dient das Feilenmoosgutachten als 
Vorlage. 

  - Wassergebundene Erholung bedarf verschiedener Gewässertypen mit 
unterschiedlicher Größe und Ausstattung. 

   Zum Baden eignen sich beispielsweise bereits vergleichsweise kleine 
Weiher, wenn sie Flachufer und Liegewiesenbereiche aufweisen. Zum 
Angeln eignen sich besonders gut Gewässer mit buchtenreicher 
Uferausbildung. 

   Das Seengebiet ist allerdings nur bedingt für den Wassersport geeignet, 
da es von verhältnismäßig vielen Dämmen durchzogen ist und somit keine 
große, zusammenhängende Wasserfläche zur Verfügung steht. Diese 
Gestaltung des Seengebietes ergibt sich aus den Anforderungen gegen 
die erhöhte Vogelschlaggefahr in der Einflugschneise des Flugplatzes 
Manching. 

  - Der Inselweiher bei Nötting soll als Naherholungsgebiet ausgebaut 
werden, da sich hier schon eine entsprechend intensive Nutzung 
entwickelt hat. 

  - Das Haus Feilenmoos bildet die Kernzone des Erholungsgebietes. 
  - Bei der Neuanlage von Parkplätzen ist auf wasserdurchlässige Stellflächen 

zu achten. 
  - Ein Ausbau der Radwegeverbindungen bietet sich ggf. bei der 

Erschließung von Landschaftsseen mit extensiver Erholung an. 
  - Bei landschaftsgestalterischen Maßnahmen ist auf eine möglichst 

naturnahe und standortgerechte Bepflanzung der Ufer, Dämme und 
sonstiger Flächen zu achten, die der potenziell natürlichen Vegetation 
entspricht. 

  - Zur Verhütung von Vogelschlaggefahr in der engeren 
Vogelschlaggefährdungszone müssen alle Bepflanzungsmaßnahmen 
unter diesem Gesichtspunkt vorgenommen werden. Es dürfen daher z.B. 
keine oder nur in begrenztem Umfang beerentragende Gehölze verwendet 
werden. Die Uferausformungen, d.h. Uferlinie und Böschungsneigungen 
usw., müssen in Übereinstimmung mit dem Eckpunktepapier vom 
21.06./13.07.2001 für die Verfüllung von Gruben, Brüchen und Tagebauen 
bzw. den Leitfaden des Bayrischen Staatsministeriums für Umweltschutz, 
Gesundheit und Verbraucherschutz vom 22.05.2003-57-4543-2001/11 
gestaltet werden. 
 

Zu 
5.1.3.9.7 

G Mit der Ausweisung eines Erholungsgebietes ist keineswegs die Absicht 
verbunden, die Landschaft mit möglichst vielen Erholungseinrichtungen 
auszustatten oder womöglich zu möblieren. 

  Oberstes Ziel jeder Erholungsplanung muss es sein, die Landschaft so wenig 
wie möglich zu verändern und weitgehend in naturnahem Zustand zu belassen, 
um den Erholungssuchenden ein ungetrübtes Naturerlebnis zu ermöglichen. 

  Dabei soll der Erholungsnutzung in freier Natur grundsätzlich der Vorrang vor 
anderen Nutzungen eingeräumt werden. 

  Die nachfolgend aufgeführten Erholungseinrichtungen von überörtlicher und 
regionsweiter Bedeutung sind in der Begründungskarte 
„Erholungseinrichtungen“ Maßstab 1:500 000 (Karte zu 5.1.3) zeichnerisch 
erläuternd dargestellt. 

  Dabei entsprechen die Standorte der einzelnen Einrichtungen lediglich der 
ungefähren Lage. 
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  Landkreis Eichstätt 
 

  (1.1) 
  Im Naturpark Altmühltal, der sich aufgrund seiner vielseitigen Voraussetzungen 

als großräumiger ökologischer Ausgleichsraum eignet, sollen vor allem die 
folgenden Gemeinden zur Erfüllung ihrer Freizeit- und Erholungsfunktionen 
Erholungseinrichtungen anbieten: 

  Altmannstein, Beilngries, Dollnstein, Eichstätt, Kinding, Kipfenberg, Mörnsheim, 
Schernfeld, Titting, Walting und Wellheim. 

  In Beilngries ist ein landschaftlicher Golfplatz vorgesehen. 
 

  (1.2) 
  Baggerseen bei Buxheim und Pförring. 

 
 

  (1.3) 
  Das nördlich von Ingolstadt gelegene hügelige Waldgebiet um den Reisberg für 

waldbezogene naturkonforme Einrichtungen.  
 

  (1.4) 
  Im Markt Titting die Errichtung eines Campingplatzes.  

 
  (1.5) 
  Im Raum Eichstätt die Errichtung eines Campingplatzes. 

 
  (1.6) 
  Im Markt Wellheim die Errichtung eines Campingplatzes 

 
  Landkreis Neuburg-Schrobenhausen  

 
  (2.1) 
  - Das Gebiet des Donautales und des nördlichen Donaumooses für eine 

wasserbezogene Erholung. 
  - Die Baggerseen Rosing 1 und 2 östlich Rosing, der Rathei-Weiher und der 

Leitnerweiher nordöstlich von Karlshuld als Bade- und Surfsee 
  - Das Erholungsgebiet Niederforst südlich von Weichering für den Surfsport 

und ein Campingplatz 
  - Der Baggersee östlich Joshofen als Badesee  
  - Der Baggersee südlich von Irgertsheim 
  - Baggersee zwischen Burgheim und Bertoldsheim westlich von Moos und 

östlich der Kreisstraße ND 11. 
 

  (2.2) 
  Zeltlagerplatz auf den Abraumhalden eines ehemaligen Steinbruchs bei Mauern. 

 
  (2.3) 
  Der Englische Garten bei Neuburg a.d.Donau für die extensive Erholung. 

 
  (2.4) 
  Im Raum Schrobenhausen im stadtnahen Waldgebiet Hagenauer Forst und 

Haidforst eine waldbezogene Erholung. 
  In Schrobenhausen ist zwischen Weilach und Paar ein Stadtpark anzulegen. 
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  (2.5) 
  Freilichtmuseum und Haus im Moos in Karlshuld 

 
  Landkreis Neuburg-Schrobenhausen / Pfaffenhofen a.d.Ilm 

 
  (2.6) 
  Die Waldgebiete nordwestlich des Paartales und das Paartal mit angrenzendem 

tertiärem Hügelland für naturnahe Erholung. 
  

  Landkreis Pfaffenhofen a.d.Ilm 
 

  (3.1) 
  Das Erholungsgebiet Feilenforst/Feilenmoos (s. 5.1.3.9.2) für eine wasser-

bezogene Erholung (Baden, Segeln, Surfen und Fischen). 
  

  (3.2) 
  Der Kastl-Berg am Südrand des Erholungsgebietes Feilenforst für die 

waldbezogene Erholung. 
 

  (3.3) 
  Die Baarer Weiher als Badeseen. 

 
  (3.4) 
  Der Heideweiher in Reichertshofen für eine wasserbezogene Erholung. 

 
  (3.5) 
  Für den Schielein-Weiher nördlich von Nötting ist als Nachfolgenutzung 

Biotopentwicklung Landschaftssee – extensive Erholung. 
 

  (3.6) 
  Der Biendl-Weiher bei Vohburg a.d.Donau als Naherholungsgebiet. 

 
  (3.7) 
  Die Waldgebiete um Scheyern für naturnahe Erholung. 

 
  Stadt Ingolstadt 

 
  (4.1) 
  Der Baggersee bei Irgertsheim für die wasserbezogene Erholung (Baden, 

Fischen und Surfen) und als Freizeitgelände zusammen mit den bereits 
bestehenden Einrichtungen (Fußballplatz, Sportgelände, Tennisplätze, 
Vereinsheim).  

  (Für die Biotopbildung soll ein gut abgegrenzter Teilbereich reserviert bleiben.) 
 

  (4.2) 
  Erholungsgebiet um den Auwaldsee.  

 
  (4.3) 
  Das stadtnahe Erholungsgebiet „Baggersee" für die wasserbezogene Erholung. 

Am Rande des Erholungsgeländes ist auf der Donau Rudern und Segeln 
möglich. 
 

  (4.4) 
  Das Zucheringer Hölzl an der Sandrach als naturnahes Erholungsgebiet.  
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  (4.5) 
  Der Badesee Zuchering für die wasserbezogene Erholung mit 

Flachwasserzonen. 
  

  (4.6) 
  Erweiterung des 9-Loch-Golfplatzes zwischen Ingolstadt und dem Stadtteil 

Gerolfing auf 18 Löcher. 
  Freizeiteinrichtungen wie Trimmpfade, Grillplätze, Freizeitzentren etc. 

vorwiegend in Siedlungsnähe unter besonderer Berücksichtigung des 
Landschaftsbildes. 
 

Zu 5.2  Bodenschätze 

   
Zu 5.2.1  Sicherung  

 
Zu 5.2.1.1 G Die Sicherung der Versorgung von Wirtschaft und Bevölkerung mit Rohstoffen 

aus heimischen Lagerstätten liegt im öffentlichen Interesse. Zur Sicherung 
bekannter Vorkommen sowie Steuerung einer regional abgestimmten und 
koordinierten Gewinnung sind daher Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für 
Bodenschätze festzulegen. Diese sollen zumindest bei transportsensitiven 
Massenrohstoffen zunächst der regionalen, daneben auch überregionalen 
Bedarfsdeckung innerhalb des Planungshorizontes des Regionalplanes dienen. 
Mineralische Rohstoffe kommen aufgrund der naturgegebenen 
Bildungsbedingungen nur an geologisch bestimmten Standorten vor.  Für eine 
wirtschaftliche Gewinnbarkeit ist die lokale Qualität und Quantität entscheidend. 
Eine ausreichende Kenntnis der geologischen Verhältnisse ist somit wesentliche 
Grundlage für die Verortung entsprechend geeigneter Flächen. Da die letztliche 
Festlegung der Gebiete Ergebnis eines umfangreichen Planungsprozesses ist, 
in dem unterschiedlichste, ebenfalls im öffentlichen Interesse liegende Belange 
gegen- und miteinander abgewogen werden müssen, erfolgt die Ausweisung in 
dem Umfang, der für eine grundsätzlich ausreichende Versorgung und für eine 
nachhaltige Entwicklung der Region aus regionalplanerischer Sicht verträglich 
und möglich ist. Mit der regionalplanerischen Sicherung der jeweiligen Flächen 
für eine potentiell zukünftige Rohstoffgewinnung ist noch keine definitive 
Entscheidung darüber getroffen, ob und dass dort die Rohstoffe faktisch 
vollständig ausgebeutet werden. Die Gewinnung von mineralischen Rohstoffen 
erfolgt aufgrund ihrer spezifischen Anwendungsbereiche grundsätzlich nur in 
dem Ausmaß, in dem eine konkrete Nachfrage durch den belieferten Raum 
gegeben ist. Sie ist somit kein bedarfsweckender, sondern ein 
bedarfsdeckender Wirtschaftszweig. 
 

Zu 5.2.1.2 G In der Region sind folgende Bodenschätze verbreitet, deren Gewinnung derzeit 
von wirtschaftlicher Bedeutung ist.   

   
  Kies und Sand (Ki) – Nassabbau 
   
  Die quartären Terrassenschotter stellen mit ihren hochwertigen Kiesen und 

Sanden, neben den deutlich begrenzteren periglazialen Schottern und 
Schwemmfächer der Flusstäler, einen der derzeit wichtigsten Baurohstoffe der 
Region Ingolstadt dar. Aufgrund der geogenen Gegebenheiten liegt das 
Hauptverbreitungsgebiet in der Donauebene und zieht sich somit quer von West 
nach Ost durch die Planungsregion Ingolstadt auf einer durchaus beachtlichen 
Fläche von insgesamt ca. 450 km². Die Vorkommen liegen weitestgehend im 
Grundwasser, Aus diesem Grund erfolgt deren Gewinnung in der Regel im 
Nassabbau. Da nachfolgend eine Wiederverfüllung aus Gründen des 
Grundwasserschutzes und der begrenzten Verfügbarkeit entsprechend 
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geeigneten, unbelasteten Verfüllmaterials nur in begründeten Ausnahmefällen 
möglich ist, führt die intensive Abbautätigkeit der letzten Jahrzehnte zur stetig 
wachsenden Schaffung dauerhafter Wasserflächen.  Erhebungen des 
Bayerischen Landesamtes für Umwelt (2021) ermitteln für zwei aktuelle 
Bezugsjahre eine jährliche dauerhafte Wasserflächenzunahme von ca. 9,5 ha 
allein durch Nassabbau. Die damit verbundenen Flächenkonkurrenzen in einem 
zentral in Bayern gelegenen und wirtschaftlich prosperierenden Raum mit 
ökologisch wertvollen Bereichen, hochwertigen Böden mit intensiver land- und 
forstwirtschaftlicher Nutzung sowie dichter und stetig wachsender Siedlungs- 
und Verkehrsfläche führen trotz geologisch weiter Verbreitung zu einer 
faktischen Verknappung der für eine Rohstoffgewinnung verfügbaren Flächen.     
Sande und Kiese treten in der vorliegenden geologischen Situation in der Regel 
immer gemeinsam auf. Aufgrund der Variabilität der jeweiligen 
Bildungsbedingungen nicht überall in gleicher Zusammensetzung, sondern in 
stetig wechselnden Verhältnissen. Das in den Gruben gewonnene Material kann 
üblicherweise nicht unmittelbar für höherwertige Zwecke eingesetzt werden. 
Dafür ist eine aufwändige Aufbereitung in entsprechenden Anlagen (Brechen, 
Klassieren, Waschen etc.) erforderlich, die den Rohkies zu hochwertigen 
Produkten bzw. Rohstoffen für Bauhaupt- und –nebengewerbe verarbeitet. 
Große Bedeutung besitzen die aufbereiteten Kiesrohstoffe bei der 
Betonherstellung aller Festigkeitsklassen, daneben sind sie auch wichtige 
Grundlage für den Straßenbau.        
 

  Sand und Kies – Trockenabbau (Sa) 
   
  Im Süden der Region befinden sich überwiegende feinkörnige Sedimente des 

Tertiärs. Diese sind oft sehr wechselhaft ausgebildet, erlauben jedoch an 
geeigneten Standorten die Gewinnung verwertbarer Sande, in die durchaus 
auch kiesige Bereiche eingelagert sind. An einzelnen Standorten, insbesondere 
im Osten der Region, sind diese tertiären Ablagerungen zudem von kiesigen 
Sedimenten des Quartärs überlagert. Diese Bereiche sind für einen 
wirtschaftlichen Abbau besonders interessant, da die tertiären Sedimente 
generell für hochwertige Produkte einen deutlich höheren 
Aufbereitungsaufwand, im Vergleich zu den quartären Kiesen, erfordern. Da 
diese Sandvorkommen aufgrund des tiefliegenden Grundwassers im 
Trockenabbau gewonnen werden können, ist eine Wiederverfüllung und 
Rekultivierung in der Regel möglich bzw. ist zudem eine Bandbreite von 
möglichen Nachfolgenutzungen gegeben. Auch diese erweiterten Möglichkeiten 
einer Nachfolgenutzung verringern potenzielle Raumwiderstände gegen eine 
etwaige Rohstoffgewinnung. Zweifelsohne können die im Trockenabbau 
gewinnbaren Sandrohstoffe die quartären Kiese der Donauebene derzeit auch 
aus qualitativen Gründen nicht vollständig substituieren. Die insgesamt jedoch 
geringer ausgeprägten Flächenkonkurrenzen und einfacheren Problemlagen bei 
der Genehmigung von Abbau und Nachfolgenutzung, haben bereits eine 
Verlagerung der Gewinnung von Sand- und Kiesrohstoffen auf Standorte mit 
Trockenabbau in Gang gesetzt, die gezielt gefördert und weitergeführt werden 
muss.     

   
  Lehm und Ton (Le) 
   
  Tone und Mergel des Tertiärs sowie quartäre Lößlehme sind vom Süden der 

Region bis zur südlichen Frankenalb als oberflächennahe Schichten bzw. 
auflagernde Deckschichten verbreitet. Bei entsprechend geeigneter Ausbildung 
können diese als Rohstoff für die Herstellung von Ziegeleiprodukten dienen. 
Aufgrund der hohen Diversifizierung der gefertigten Produkte und der 
Optimierung der Herstellungsprozesse haben die jeweiligen Produktionsstätten 
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hohe und sehr spezielle Qualitätsanforderungen an die jeweils zu 
verwendenden Rohstoffe. Oftmals sind die Produktionsprozesse eng an 
spezielle Lagerstätten geknüpft und an die dort ausgebildete 
Rohstoffzusammensetzung angewiesen. Diese hohen technischen 
Anforderungen bedingen trotz der eigentlich weiten Verbreitung von Lehmen 
und Tonen die Konzentration auf wenige bekannte, geeignete Abbaustellen. Die 
Aufsuchung und Erkundung etwaiger Alternativstandorte gestaltet sich 
entsprechend aufwändig. 

   
  Plattenkalk (Kp) 
   
  Plattenkalksteine sind im Nordwesten der Planungsregion Ingolstadt verbreitet. 

Bei diesem weltweit einzigartigen und international begehrten Naturwerkstein 
handelt es sich um sehr reine, feinstporöse Kalksteine, die in Schichtstärken von 
wenigen Millimetern bis wenige Dezimetern ausgebildet sind. Die Entstehung 
dieser Plattenkalke war an ganz spezifische Rahmenbedingungen geknüpft. 
Diese waren als erdgeschichtliche Besonderheit während des Malm in einem 
definierten Bereich riffumgrenzter Lagunen gegeben und begrenzen auch deren 
generelles Vorkommen. Bei den bislang konkret erkundeten bzw. aus 
Analogieschlüssen vermuteten Vorkommen handelt es sich um die weltweit 
einzigen bekannten Gebiete, die für einen Abbau dieses Rohstoffes in Frage 
kommen. Dies unterstreicht die große Bedeutung einer langfristig orientierten 
Sicherung der Vorkommen dieses besonderen Rohstoffes. Die Plattenkalke 
bilden die Grundlage für eine traditionsreiche und bedeutende 
Naturwerksteinindustrie mit internationalen Lieferketten, die in den klassischen 
Abbaugebieten angesiedelt ist und wesentlicher Arbeitgeber in diesem Raum 
ist. Dies verdeutlicht die Bedeutung, die einer Sicherung dieser letzten 
verbleibenden Vorkommen und deren ressourcenschonender Gewinnung 
zukommt. Auch heute erfolgt der Abbau der Plattenkalke noch weitestgehend in 
Handarbeit, lediglich zur Beseitigung unbrauchbarer Überdeckung bzw. 
Zwischenlagen sowie zum Abtransport von Abraum kommen entsprechende 
Maschinen zum Einsatz.  
Der als „Solnhofener Plattenkalk“ bekannte Naturwerkstein findet heutzutage 
überwiegend Anwendung im Innenbereich als Wand- und Bodenplatten mit 
naturrauhen, geschnittenen, geschliffenen oder polierten Formaten und 
Oberflächen.  
Weitere Bekanntheit erlangten die Plattenkalke als wissenschaftlich 
hochbedeutende Fossillagerstätte mit hervorragendem Erhaltungszustand der 
Fundstücke. In ihnen wurden unter anderem mehrere Exemplare des 
Archeopteryx („Urvogel“) gefunden. 

  Vereinzelt werden in kleineren Steinbrüchen auch geologisch jüngere plattige 
Bankkalke abgebaut, die jedoch nicht die hohe Reinheit und die 
Qualitätsmerkmale der eigentlichen Solnhofener Plattenkalke erreichen. Diese 
Kalke werden überwiegend zur Herstellung von Schotter und Splitt für z.B. 
Straßen- und Wegebau, z.T. auch als Werkstein für Trockenmauern verwendet. 
Diese Gewinnungsstellen haben eher lokale Bedeutung, entlasten jedoch 
durchaus durch die Verwendung anforderungsgerechter Materialien die 
Inanspruchnahme von Lagerstätten mit höherwertigen Rohstoffen.  

   
  Jurakalk (Kj) 
   
  Bei dem als Jurakalk bezeichneten Bodenschatz handelt es sich um 

dickbankige Kalksteine der geologischen Einheit des „Treuchtlinger Marmors“ 
(Malm Delta), die vom Nördlinger Ries bis in den Raum Dietfurt verbreitet ist. 
Aufgrund der homogenen Ausbildung in Schichtstärken von 30 – 120 cm bietet 
er insbesondere auch mit modernen Bearbeitungsmethoden die Möglichkeit zur 
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Herstellung von Naturwerksteinen in vielfältigen, auch großen Formaten. 
Charakteristisch ist der große Fossilreichtum der Kalksteine, der den 
geschnittenen Platten ein abwechlungsreiches, interessantes Aussehen verleiht. 
Die Oberflächen können je nach Anwendungsbereich mit unterschiedlichsten 
Methoden behandelt werden, die Grundfärbung des Gesteins wechselt meist 
zwischen grau und gelb. Die Produkte finden reichhaltige Verwendung im 
Innenbereich (z.B. Bodenplatten, Fensterbretter), mit angepassten 
Anwendungsgebieten aber auch im Außenbereich (z.B. Fassadenplatten).  
Die beibrechenden, geringmächtigeren und nicht für höherwertige 
Anwendungen geeigneten Schichten werden verschottert oder auch zur 
Zementherstellung verwendet.   

  Der Jurakalk ist einer der wichtigsten Rohstoffe für die Naturwerksteinindustrie 
in Bayern und bildet im Norden der Region die Basis eines Produktionszentrums 
von außerordentlicher wirtschaftlicher Bedeutung und dementsprechender 
Auswirkung auf den lokalen Arbeitsmarkt.  

   
  Dolomit (Do) 
   
  Dolomitgesteine sind im Norden der Region, wie in der gesamten Frankenalb, 

weit verbreitet. Bei entsprechender Ausbildung handelt es sich um einen 
vielfältig verwendbaren Rohstoff mit guten Produkteigenschaften. 

  Sie werden, teils zusammen mit dickbankigen bis massigen Kalksteinen, in 
großen Steinbrüchen an etablierten Standorten mit Hilfe von Sprengungen 
abgebaut, vor Ort gebrochen, klassiert und zu hochwertigen Rohstoffen 
weiterverarbeitet. Diese können aufgrund ihrer hochwertigen Eignung vielfältig 
im Straßenbau und auch als Betonzuschlagsstoff verwendet werden. Eine 
verstärkte Verwendung dieser Produkte kann auch zur Entlastung der vielfältig 
problematischen Rohstoffgewinnung der quartären Donaukiese im Nassabbau 
beitragen. Da die Neuerschließung von Steinbrüchen erfahrungsgemäß auf 
massive Widerstände trifft, ist eine ausreichend verfügbare Rohstoffbasis 
bestehender Standorte von großer Bedeutung, um deren Bestand langfristig zu 
sichern und die Versorgung des Baugewerbes mit entsprechend elementaren 
Produkten gewährleisten zu können.   

  Im Einzelfall findet Dolomitgestein auch als Rohstoff für Naturwerksteinprodukte 
Verwendung. Das Gestein wird dafür im Steinbruch zur Weiterverarbeitung in 
Blöcken herausgesägt bzw. gebrochen. Der nach seinem Herkunftsort 
„Wachenzeller Dolomit“ genannte Naturwerkstein findet vorwiegend als 
Fassadenstein Anwendung. 

   
  Quarzsand (Qs) 
   
  Quarzsand lagerte sich während des geologischen Zeitalters der Kreide im 

Norden der Region unter ähnlichen Bildungsbedingungen wie die Kieselerde ab. 
Er tritt daher stellenweise auch zusammen mit dieser auf und wird dann bei 
geeigneter Ausbildung im Zuge eines Kieselerdeabbaues mit gewonnen. Die 
zahlreich verstreuten, meist lokal begrenzten Einzelvorkommen sind von 
wechselnder Qualität und haben derzeit kaum rohstoffwirtschaftliche Bedeutung.  
Quarzsand in geeigneter Ausbildung und entsprechender Reinheit kann ein 
begehrter Rohstoff mit breitem Einsatzbereich sein, in früheren Zeiten waren die 
Quarzsandvorkommen eine wichtige Rohstoffbasis für die heimische 
Glasindustrie. In der Region Ingolstadt befindet sich derzeit nur ein 
Abbauvorhaben westlich von Hard bei Wellheim, das auf die Gewinnung von 
Quarzsand ausgerichtet ist. Das dortige Vorkommen ist im Regionalplan als 
Vorranggebiet festgelegt. 
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  Industrieminerale 
   
  Bentonit (Bt) 
   
  Bentonit ist ein Spezialton, dessen spezifische Eigenschaften (starke 

Quellfähigkeit, hohes Adsorptionsvermögen sowie hohe 
Ionenaustauschkapazität) in vielen Industriezweigen breite Anwendung finden 
und sehr begehrt sind. Die Lagerstätten sind auf wenige, eng begrenzte 
Standorte beschränkt und erfordern einen vergleichsweise hohen 
Erkundungsaufwand. Sie finden sich unregelmäßig in Einzelvorkommen als 
wenige Dezimeter bis mehrere Metern mächtige Tonlagen eingelagert in 
tertiären Schichten. Da eine Wirtschaftlichkeit des Abbaues auch stark von der 
möglichst geringen Mächtigkeit der als Abraum abzutragenden Überdeckung 
abhängt, kann derzeit aufgrund des oberflächennahen Auftretens und der 
begrenzten Ausdehnung ein etwaiger Abbau relativ schnell abgeschlossen und 
rekultiviert werden. 

  Die wenigen bekannten, wirtschaftlich interessanten Bentonitvorkommen der 
Planungsregion Ingolstadt liegen in deren Südosten im Landkreis Pfaffenhofen 
a.d.Ilm. Ihrer Bedeutung entsprechend sind diese als Industrieminerale 
bedarfsunabhängig als Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebiete festzulegen. 

   
  Kieselerde (Ke) 
   
  Die in der Zusammensetzung dieses Industrieminerales weltweit einzigartigen 

Kieselerdelagerstätten befinden sich ausschließlich in der Umgebung westlich 
und nördlich von Neuburg a.d.Donau. Innerhalb dieses relativ eng begrenzten 
Gebietes hat sich die Neuburger Kieselerde vorwiegend in Karsthohlräumen, die 
in den unterlagernden Malmkarbonaten eingetieft sind, abgelagert und im Zuge 
spezieller Umbildungsprozesses die gefragten Eigenschaften ausbilden können. 
Diese flächig meist nicht sehr ausgedehnten Vorkommen müssen wiederum 
jeweils entsprechend geeignet ausgebildet sein, um eine bauwürdige 
Lagerstätte (ab etwa 10 m Mächtigkeit) zu bilden. Aufgrund der punktuellen 
Verbreitung ist der Abbau der einzelnen Standorte in der Regel in relativ kurzer 
Zeit abgeschlossen, die Wiederverfüllung und Rekultivierung kann sich 
unmittelbar daran anschließen. Kieselerde wird derzeit nur noch von einer 
einzigen, in Neuburg a.d.Donau ansässigen Firma abgebaut, aufbereitet und 
weltweit zur weiteren Verwendung in hochspezialisierten, an die einzigartigen 
Produkteigenschaften abgestimmten Anwendungen ausgeliefert. Im dort 
angegliederten Betrieb werden die Rohstoffe auch teilweise selbst zu 
hochwertigen Endprodukten weiterverarbeitet. 
Kieselerde wird überwiegend als Füllstoff für Gummi in Dichtungsprofilen und 
Böden, daneben für die Herstellung von Polier- und Pflegemitteln sowie Farben 
und Lacken verwendet. Weitere Spezialanwendungen finden sich z.B. bei 
Lebensmittelzusatzstoffen, im Bereich der Bauchemie, bei Klebern und 
Spachtelmassen, als Trägerstoff bzw. Verdünnungsmittel für hochwirksame 
chemische Substanzen (z.B. Pflanzenschutzmittel) sowie bei der Produktion von 
Elektronikbauteilen. 

  Zur Sicherung der letzten bekannten und erkundeten Lagerstätten von 
Kieselerde werden diese als Vorranggebiete im Regionalplan festgelegt. 
Bereiche, in denen gegebenenfalls noch Restvorkommen vermutet werden 
können, sind als Vorbehaltsgebiete dargestellt. 

   
   
Zu 5.2.1.3 G Mineralische Rohstoffe liegen in Abhängigkeit der natürlichen Bildungsprozesse 

in mehr oder weniger begrenztem Ausmaß vor. Zudem ist die Verfügbarkeit 
mineralischer Rohstoffe für eine Gewinnung grundsätzlich begrenzt. Die Gründe 
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dafür können schlicht in einer Erschöpfung der Lagerstätte durch 
fortschreitenden Abbau, oft aber auch in zunehmenden Flächenkonkurrenzen 
oder in Veränderungen der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen liegen. Durch 
einen Abbau und in der Folge die Weiterverarbeitung in entsprechenden 
Produkten werden diese Rohstoffe zukünftigen Generationen entweder gänzlich 
entzogen bzw. sind für diese nur in dem Umfang weiterhin verfügbar, in dem 
eine Wiederverwertung überhaupt möglich ist. Insbesondere die Gewinnung von 
mineralischen Massenrohstoffen für das Baugewerbe, wie Kies und Sand, stößt 
in einem prosperierenden Raum wie der Region Ingolstadt u.a. durch 
Restriktionen des Umwelt- und Landschaftsschutzes, stetig wachsende 
Siedlungs- und Verkehrsflächen, Belange der Wasserwirtschaft und der 
Flugsicherheit sowie widerstreitenden Interessen der Bevölkerung und letztlich 
immer weiter steigende Bodenpreise auf zunehmende Probleme bei 
anstehenden Erweiterungen oder Neuerschließungen. Die damit 
einhergehende, sukzessive fortschreitende Verknappung führt zu 
Preissteigerungen und Lieferengpässen, jeder weitere Abbau in der Regel zu 
einer Inanspruchnahme land- bzw. forstwirtschaftlich nutzbarer Fläche. Diese 
stete Verringerung des verfügbaren Rohstoffpotentiales in Verbindung mit den 
unweigerlichen Belastungen, die mit einem Rohstoffabbau einhergehen, 
machen es erforderlich, alle Möglichkeiten auszuschöpfen, die zur Schonung 
natürlicher Ressourcen beitragen. Um diese generelle Entwicklung zumindest zu 
verlangsamen, bietet sich in den Bereichen, in denen es möglich ist, die 
konsequente Substitution bislang ausreichend verfügbarer Primärrohstoffe an. 
Dies kann nicht nur durch zertifizierte Recyclingbaustoffe mit dem Anteil, zu dem 
diese verfügbar sind, erfolgen, sondern auch durch die Verwendung von 
Produkten aus umweltfreundlich erzeugten, nachwachsenden Rohstoffen. Eine 
weitere Möglichkeit besteht darin, die Qualitätsanforderungen von Einsatzstoffen 
auf das erforderliche Maß zu begrenzen und den nicht anderweitig 
begründbaren, somit unnötigen Einsatz höherwertigen Materials 
einzuschränken.   

  Insbesondere die öffentliche Hand als wesentlicher Auftraggeber sollte bei 
Planung und Vergabe entsprechender Vorhaben darauf achten, dass soweit wie 
möglich geeignete Ersatzstoffe zum Einsatz gebracht werden können. 

   
Zu 5.2.2  Ordnung 

 
Zu 5.2.2.1 Z Im Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) ist im Sinne von Art. 6 Abs. 2 

Nr. 5 BayLplG bestimmt, dass in den Regionalplänen Gebiete für die 
Gewinnung von Steinen und Erden zur Deckung des derzeitigen und künftigen 
regionalen und überregionalen Bedarfs festzulegen sind (s. LEP 2013 5.2.1 
(Z)). Dieser Forderung wird im Regionalplan Ingolstadt durch die 
bedarfsgerechte Ausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für den 
Abbau von oberflächennahen Steine- und Erden-Rohstoffen entsprochen. 
Deren Umfang orientiert sich insbesondere bei den durch ein dynamisches 
Abbaugeschehen charakterisierten Massenrohstoffen grundsätzlich am 
durchschnittlichen jährlichen Abbaubedarf.  
Durch die Festlegung der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für die Gewinnung 
der Steine und Erden-Rohstoffe Kies, Sand, Lehm und Ton, Plattenkalk, 
Jurakalk, Dolomit und Quarzsand werden Flächen, die nach derzeitigem 
fachbehördlichen Kenntnisstand sowie aus regionalplanerischer Sicht für einen 
Abbau der genannten Bodenschätze geeignet erscheinen, für diese Nutzung 
gesichert. Durch die damit verbundenen Restriktionen gegenüber Planungen 
und Maßnahmen, die der regionalplanerisch vorgesehenen Nutzung 
entgegenstehen würden, sowie die planerische Vorleistung zusammen mit der 
im Zuge des Verfahrens erfolgten Abwägung wird beabsichtigt etwaige 
Rohstoffabbauvorhaben zukünftig bevorzugt auf diese Gebiete zu lenken und 
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die restliche Region davon weitgehend frei zu halten.  
Mit der Festlegung der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete ist noch keine konkrete 
Aussage verbunden, dass in diesen ein Rohstoffabbau stattfinden muss, 
geschweige denn ist damit bereits eine entsprechende Abbaugenehmigung 
verbunden, diese ist weiterhin einem entsprechend vom Vorhabensträger bei 
der zuständigen Behörde zu beantragenden Genehmigungsverfahren 
vorbehalten. 

 

  Durch den in den festgelegten Vorrang- und Vorbehaltsgebieten etwaig 
stattfindenden Abbau soll der regionale und überregionale Bedarf an Steine und 
Erden-Rohstoffen gedeckt werden können. Das Ausmaß der Flächenfestlegung 
geht allerdings deutlich über den derzeit mittelfristig absehbaren Mindestbedarf 
hinaus, da grundsätzlich nicht davon ausgegangen werden kann, dass die 
Flächen innerhalb dieser Gebiete ausnahmslos einem Rohstoffabbau zugeführt 
werden können. Dies kann  u.a. durch eine eingeschränkte 
Grundstücksverfügbarkeit aufgrund andersgearteter Interessen der Eigentümer 
gegeben sein oder auch durch entgegenstehende Belange z.B. des Natur- und 
Arten- bzw. des Grund- und Hochwasserschutzes sein, die zum Zeitpunkt und 
im Maßstab der regionalplanerischen Abwägung noch nicht erkennbar waren 
und erst im Zuge der Detailplanung ermittelt wurden. 

  Mit der Festlegung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten ist keine Aussage über 
eine etwaige zeitliche Abfolge konkreter Abbauvorhaben getroffen. 

  In der Region Ingolstadt werden derzeit jährlich insgesamt etwa 4 Mio. t. Kies 
und Sand, überwiegend im Nass- aber auch Trockenabbau gefördert. Dafür 
werden durchschnittlich jeweils ca. 33 ha Fläche in Anspruch genommen.   
Da es sich bei den Kiesen und Sanden um einen transportsensitiven 
Massenrohstoff handelt, ist der Lieferradius begrenzt. Die Gewinnung dient 
somit weitgehend der Deckung des regionalen Bedarfes 

  Die aktuelle Jahresfördermenge von Lehm und Ton bewegt sich aufgrund der 
derzeitigen Marktbedingungen auf geringem Niveau. Ungeachtet dessen kann 
sich aufgrund veränderter Rahmenbedingungen hier auch kurzfristig eine 
Belebung ergeben. Zur weiteren Sicherung der zukünftigen Rohstoffversorgung 
sollen daher die Vorrang- und Vorbehaltsgebiete in einem der bisherigen 
Festlegung entsprechenden Ausmaß beibehalten werden.   

  Nach früheren Angaben des Industrieverbandes Steine und Erden sowie den 
Erläuterungen zur Rohstoffgeologischen Karte 1:100.000 (BayGLA 2002) 
beläuft sich die Jahresfördermenge zwischen 50 und 100 Einzelabbaustellen 
von Solnhofener Platten und ca. 25 Abbaustellen von Jurakalk in 
Werksteinblöcken auf ca. 65.000 t mit einer durchschnittlich jährlichen 
Flächeninanspruchnahme von ca. 2 ha. Es ist hierbei festzuhalten, dass es sich 
dabei nur um den Förderanteil für qualitativ hochwertiger Rohkalke handelt, die 
für eine Weiterverarbeitung zu Naturwerksteinprodukten geeignet sind.  

  Der Abbaubedarf für Dolomit und massig - dickbankige Kalke zur vorwiegenden 
Verschotterung liegt gem. Erläuterungen zur Rohstoffgeologischen Karte 
1.100000 (BayGLA 2002) pro Abbaustelle bei mehreren 100.000 t/a, analog zu 
bisherigen Annahmen kann ein jährlicher Flächenbedarf von ca. 7 ha  pro Jahr 
angenommen werden. 

   
Zu 5.2.2.2 Z Im Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) ist im Sinne von Art. 6 Abs. 2 

Nr. 5 BayLplG bestimmt, dass in den Regionalplänen Gebiete für die 
Gewinnung von Industriemineralen und Metallrohstoffen bedarfsunabhängig 
festzulegen sind (s. LEP 2013 5.2.1 (Z)). Dieser Forderung wird im Regionalplan 
Ingolstadt durch die Ausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für den 
Abbau der in der Region Industrieminerale mit wirtschaftlicher Relevanz 
entsprochen. Die Festlegung der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für die 
Industrieminerale Bentonit und Kieselerde erfolgt aufgrund deren besonderer 
Bedeutung und Einzigartigkeit unabhängig vom konkret im Planungshorizont 



Regionalplan Ingolstadt                                      5 – Wirtschaft 
  Begründung 

  Seite 19 von 62 

des Regionalplanes absehbaren Bedarf, damit die bekannten bzw. vermuteten 
Lagerstätten dieser Bodenschätze auch in Zukunft für einen etwaigen Abbau 
grundsätzlich zugänglich sind.  

  Im Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) ist im Sinne von Art. 6 Abs. 2 
Nr. 5 BayLplG bestimmt, dass in den Regionalplänen Gebiete für die 
Gewinnung von Industriemineralen und Metallrohstoffen bedarfsunabhängig 
festzulegen sind (s. LEP 2013 5.2.1 (Z)). Dieser Forderung wird im Regionalplan 
Ingolstadt durch die Ausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für den 
Abbau der in der Region verbreiteten Industrieminerale mit wirtschaftlicher 
Relevanz entsprochen. Die Festlegung der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für 
die Industrieminerale Bentonit und Kieselerde erfolgt aufgrund deren besonderer 
Bedeutung und Einzigartigkeit unabhängig vom konkret im Planungshorizont 
des Regionalplanes absehbaren Bedarf, damit die bekannten bzw. vermuteten 
Lagerstätten dieser Bodenschätze auch in Zukunft für einen etwaigen Abbau 
grundsätzlich zugänglich sind.  

   
Zu 5.2.2.3 Z Als „großflächig" im regionalplanerischen Sinne dieser Festlegung werden 

Abbaugebiete ab ca. 3 ha Nettoabbaufläche angesehen. „Grundsätzlich“ 
ermöglicht Abweichungen, die jedoch ein Einzelfall bleiben und begründet sein 
müssen. Konkrete Planungen zu großflächigen Abbauvorhaben außerhalb  der 
festgesetzten Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebiete erfordern regelmäßig eine 
entsprechende Behandlung in den zuständigen Gremien des Regionalen 
Planungsverbandes. 

  Die nicht-großflächige Gewinnung von Bodenschätzen mit einer 
Nettoabbaufläche unter 3 ha ist auch weiterhin regionsweit möglich, ohne die 
Standortwahl außerhalb der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete im Einzelfall 
begründen zu müssen. Dies ermöglicht weiterhin eine entsprechende 
regionalplanerische Würdigung von Seitenentnahmen oder kleinerer 
Abbauvorhaben die z.B. zur Deckung eines geringen, lokalen Bedarfes bzw. für 
die Arrondierung bestehender Abbauten erforderlich sind. 

  Die Festlegung der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für Bodenschätze ist das 
Ergebnis eines umfangreichen regionalplanerischen Planungs- und 
Abwägungsprozesses. Dessen erklärtes Ziel ist es, mit diesen Festlegungen 
eine Lenkung und Konzentration zukünftiger Rohstoffabbauvorhaben auf diese 
Gebiete zu bewirken. Damit soll der außerhalb dieser Gebiete liegende Raum 
für anderweitige Nutzungen grundsätzlich verfügbar bleiben bzw. für die mit 
einem Rohstoffabbau nicht oder schlecht vereinbaren öffentlichen Interessen 
dieser zusätzliche Raumwiderstand vermieden werden.  

  Außerhalb der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete kommt daher der Gewinnung 
von Bodenschätzen bei der Abwägung mit anderen Nutzungsansprüchen aus 
regionalplanerischer Sicht in der Regel kein besonderes Gewicht zu. 

   
Zu 5.2.2.4 Z Die Abgrenzung der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete erfolgt gebietsscharf im 

Maßstab 1:100.000 in der rechtsgültigen Darstellung der Karte 2 Siedlung und 
Versorgung des Regionalplanes. Eine parzellenscharfe Begrenzung ist damit 
explizit nicht verbunden.  
Dieser regionalplanerische Maßstab bedingt, dass detaillierte Ausformungen in 
der Darstellung nicht berücksichtigt werden können. Dies betrifft z.B. die aus 
immissionsschutzrechtlicher Sicht einzuhaltenden Mindestabstände zu 
Siedlungsflächen bzw. Erholungsgebieten oder Sicherheitsabstände zu 
Verkehrs- oder Energieinfrastruktur. Ungeachtet dessen sind diese weiterhin 
jedoch in den jeweiligen Genehmigungs- bzw. Bauleitplanverfahren zu 
beachten. 

  Die Ausweisung der einzelnen Vorrang- und Vorbehaltsgebiete erfolgte auf der 
Grundlage der (Fach)Beiträge des Geologischen Dienstes des Bayerischen 
Landesamtes für Umwelt, des Bayerischen Industrieverbandes Baustoffe, Steine 
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und Erden e.V., nach Ergebnissen des Fachgutachtens „Regionales Konzept für 
den Abbau quartärer Kiese im Donautal sowie dessen Folgenutzungen für einen 
Teilbereich der Planungsregion Ingolstadt“,  sowie nach den Ergebnissen der 
Beteiligung der betroffenen Kommunen und der 2020 durchgeführten Anhörung 
der Mitglieder des Planungsverbandes Region Ingolstadt, der Träger öffentlicher 
Belange, sonstiger Institutionen  und Fachplanungsträger sowie der 
Öffentlichkeit. Die Ordnung und Sicherung der Rohstoffgewinnung ist hierbei mit 
den Belangen anderer betroffener Fachbereiche, vor allem der 
Wasserwirtschaft, des Naturschutzes, der Land- und Forstwirtschaft, der 
Flugsicherung und mit raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen anderer 
Planungsträger abgestimmt worden. 

   
Zu 5.2.3  Vorranggebiete  
   

Zu 
5.2.3.1 

Z Als Vorranggebiete werden solche Rohstoffgebiete ausgewiesen, in denen aus 
regionalplanerischer Sicht andere Nutzungsansprüche gegenüber der Gewinnung 
von Bodenschätzen zurücktreten müssen. Für Maßnahmen zur Gewinnung von 
Bodenschätzen in einem Vorranggebiet wird deshalb aus der Sicht der 
Regionalplanung in der Regel die Durchführung eines Raumordnungsverfahrens 
nicht mehr erforderlich sein. Unberührt davon bleibt die im Rahmen der jeweiligen 
Genehmigungsverfahren erforderliche Überprüfung der Abbauvorhaben nach dem 
Bau-, Berg-, Naturschutz-, Wald- und Wasserrecht. In diesen Verfahren können 
dann die Ziele des Regionalplanes durch Auflagen und Festsetzungen 
rechtswirksam auch gegenüber privaten Planungsträgern abgesichert werden.  

  Regional und überregional bedeutsame lineare Infrastruktureinrichtungen können 
im gegebenen Planungsmaßstab bei der oft großflächigen  Festlegung der 
Vorranggebiete für Rohstoffgewinnung nicht entsprechend berücksichtigt werden. 
Bestehende Infrastruktureinrichtungen von regionaler und überregionaler 
Bedeutung stehen daher generell dem Vorrang der Rohstoffgewinnung nicht 
entgegen und sind in einem etwaigen Genehmigungsverfahren entsprechend zu 
beachten. Zukünftige lineare Infrastruktureinrichtungen stehen generell dem 
Vorrang der Rohstoffgewinnung nicht entgegen, wenn diese einen etwaigen 
Abbau im Vorranggebiet nicht grundlegend beeinträchtigen.  
Gem. § 35 Abs. 1 BauGB privilegierte Bestandsgebäude und dem Bestand 
untergeordnete Erweiterungen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe stehen dem 
Vorrang der Bodenschatzgewinnung regelmäßig nicht entgegen, wenn diese 
einen etwaigen Abbau im Vorranggebiet nicht grundlegend beeinträchtigen. 

   
Zu 
5.2.3.2.1 

Z Stadt Ingolstadt 

  - Stadt Ingolstadt und Gemeinde Bergheim, südlich Bergheimer See (Ki 18) 
 
Noch nicht abgebaute Restfläche eines bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes, konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben.  
 

  - Stadt Ingolstadt, südwestlich Zuchering (Ki 27) 
 
Erweiterungsfläche östlich eines bereits abgebauten, daher entfallenen früheren 
Vorbehaltsgebietes bis zum bestehenden Waldrand, konkretes Firmeninteresse an 
einem Abbau ist gegeben. Fläche ist im regionalen Konzept für den Abbau 
quartärer Kiese als Vorschlag des Gutachters enthalten. Die bedarfsgerechte 
Flächeninanspruchnahme durch zwingend erforderliche Ausbaumaßnahmen an 
der benachbarten Bundesstraße B16 steht den regionalplanerischen Belangen der 
Rohstoffsicherung nicht entgegen. 
 
 



Regionalplan Ingolstadt                                      5 – Wirtschaft 
  Begründung 

  Seite 21 von 62 

  - Stadt Ingolstadt, südlich Zuchering (Ki 28) 
 
Erweiterungsfläche westlich eines bereits abgebauten, daher entfallenen früheren 
Vorbehaltsgebietes. Dient zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. 
 

  - Stadt Ingolstadt, südöstlich Seehof (Ki 31) 
 
Ersatzfläche östlich eines bereits abgebauten, daher entfallenen früheren 
Vorbehaltsgebietes, konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Markt Manching und Stadt Ingolstadt, westlich B 13 (Ki 32)  
 
Noch nicht abgebaute Restfläche eines bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes sowie Erweiterungsfläche nach Osten entlang bestehendem 
Baggersee, konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. Fläche ist im 
regionalen Konzept für den Abbau quartärer Kiese als Vorschlag des Gutachters 
enthalten. Die bedarfsgerechte Flächeninanspruchnahme durch zwingend 
erforderliche Ausbaumaßnahmen an der benachbarten Bundesstraße B16 steht 
den regionalplanerischen Belangen der Rohstoffsicherung nicht entgegen. Im 
Bereich des Vorranggebietes verläuft eine Ferngasleitung. Bestand und Betrieb 
der Leitung, deren Trasse einschließlich des erforderlichen Schutzstreifens sind in 
einem etwaigen Genehmigungsverfahren entsprechend sicherzustellen. 
 

  - Gemeinde Großmehring und Stadt Ingolstadt, östlich Niederfeld (Ki 38) 
 
Ersatz- bzw. Erweiterungsfläche südwestlich eines bedeutenden, bereits in großen 
Teilen abgebauten Kiesgewinnungsgebietes, in dem daher entsprechende 
Bereiche des bislang festgesetzten Vorranggebietes entfallen. Fläche ist im 
regionalen Konzept für den Abbau quartärer Kiese als Unternehmerwunsch 
enthalten. 
 

  Landkreis Eichstätt 
 

  - Gemeinde Buxheim, Moosbauer (Ki 19) 
 
Noch nicht abgebaute Restfläche eines bislang bereits bestehenden 
Vorbehaltsgebietes nördlich der begrenzenden Pipeline. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben.  Fläche ist im regionalen Konzept 
für den Abbau quartärer Kiese als Unternehmerwunsch enthalten. Die restlichen, 
bislang festgesetzten Bereiche entfallen aufgrund bereits erfolgten Abbaues bzw. 
ungenügender Rohstoffqualität. Am südlichen Rand des Vorranggebietes verläuft 
die Ethylenfernleitung, deren Verlauf einschließlich des erforderlichen 
Schutzstreifens (derzeit beidseits 3 m) sind in einem etwaigen 
Genehmigungsverfahren entsprechend zu würdigen. Im Bereich des 
Vorranggebietes verläuft die Mineralölfernleitung TAL, Bestand und Betrieb der 
Leitung, deren Trasse einschließlich des erforderlichen Schutzstreifens (derzeit 
beidseits 5 m) sind in einem etwaigen Genehmigungsverfahren entsprechend 
sicherzustellen. 
 

  - Gemeinde Großmehring und Stadt Ingolstadt, östlich Niederfeld (Ki 38) 
 
Begründung s.o. 
 

  - Gemeinde Großmehring, südlich der Donau (Ki 39) 
 
Noch nicht abgebaute Restflächen eines bislang bereits bestehenden 
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Vorranggebietes sowie Erweiterungsfläche nach Osten, konkretes Firmeninteresse 
an einem Abbau ist gegeben. Bei einem Abbau darf Betrieb und Wartung der dort 
bestehenden Stromleitung nicht beeinträchtigt werden, insbesondere die 
Zugänglichkeit zu den Maststandorten ist durchgehend zu gewährleisten. Bereich 
ist als Standort für die Errichtung eines Flutpolders vorgesehen. Ein etwaiger 
Abbau ist auf diese potentielle Nutzung abzustimmen.  
 

  - Gemeinde Großmehring, Königsau (Ki 40)  
 
Neuausweisung südwestlich eines bestehenden Baggersees, dient zur Deckung 
des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist 
gegeben.  Fläche ist im regionalen Konzept für den Abbau quartärer Kiese als 
Unternehmerwunsch enthalten. 
 

  - Markt Pförring, Katzau (Ki 58) 
 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
Bereich ist als Standort für die Errichtung eines Flutpolders vorgesehen. Ein 
etwaiger Abbau ist auf diese potentielle Nutzung abzustimmen. 
 

  - Markt Pförring, Gaden (Ki 59) 
 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
Bereich war als Standort für die Errichtung eines Flutpolders vorgesehen. Sollte 
dieser Standort wieder Bestandteil der staatlichen Planungen zum 
Hochwasserschutz sein, ist ein etwaiger Abbau auf diese potentielle Nutzung 
abzustimmen. Im Bereich des Vorranggebietes verläuft eine Ferngasleitung. 
Bestand und Betrieb der Leitung, deren Trasse einschließlich des erforderlichen 
Schutzstreifens sind in einem etwaigen Genehmigungsverfahren entsprechend 
sicherzustellen. 
 

  Landkreis Neuburg-Schrobenhausen 
 

  - Markt Burgheim, westlich Schnödhof (Ki 1) 
 
Übernahme eines bereits bestehenden Vorranggebietes. Fläche ist im regionalen 
Konzept für den Abbau quartärer Kiese als Vorschlag des Gutachters enthalten. 
Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Markt Burgheim, südlich Schnödhof (Ki 2) 
 
Neuausweisung nördlich der B 16 im Anschluss an einen bereits bestehenden 
Baggersee, dient zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. Die bedarfsgerechte 
Flächeninanspruchnahme durch zwingend erforderliche Ausbaumaßnahmen an 
der benachbarten Bundesstraße B16 steht den regionalplanerischen Belangen der 
Rohstoffsicherung nicht entgegen. 
 

  - Markt Burgheim, nordöstlich Burgheim (Ki 3) 
 

Noch nicht abgebaute Restfläche eines bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes. 
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  - Markt Burgheim, östlich Schnödhof (Ki 4) 
 
Erweiterungsfläche westlich eines gegenüber der ND11 gelegenen, bereits 
abgebauten und daher entfallenen, früheren Vorbehaltsgebietes. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Markt Burgheim, nördlich Burgheim (Ki 5) 
 
Noch nicht abgebaute Restfläche eines bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes sowie deren Erweiterung nach Osten. Fläche ist teilweise im 
regionalen Konzept für den Abbau quartärer Kiese als Vorschlag des Gutachters 
enthalten. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Markt Burgheim, westlich Moos (Ki 6) 
 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Gemeinde Königsmoos und Stadt Neuburg a.d.Donau, Rosing (Ki 7) 
 
Noch nicht abgebaute Restflächen eines bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes sowie deren Erweiterung nach Südwesten. Fläche ist teilweise im 
regionalen Konzept für den Abbau quartärer Kiese als Vorschlag des Gutachters 
enthalten. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. Um den 
Belangen der ortsansässigen Bevölkerung Rechnung zu tragen, ist im 
Genehmigungsverfahren auf die Vermeidung von Immissionen besonderes 
Augenmerk zu legen. Hierzu zählt auch die Festlegung abgestimmter 
Transportwege. Eine unmittelbar dem Abbau nachfolgende sowie gesicherte 
Wiederverfüllung mit geeigneten, umweltgerechten Materialien ist aus Gründen 
der Flugsicherheit, des Landschaftsbildes sowie des Artenschutzes zwingend 
erforderlich. Im Bereich des Vorranggebietes können ggf. Boden- und 
Grundwasserbelastungen mit per- und polyfluorierten Chemikalien (PFC) 
vorliegen. Geplante Abbauvorhaben in möglichen Einflussbereichen belasteter 
Flächen müssen dahingehend im Einzelfall beurteilt werden, entsprechende 
Untersuchungen könnten im Rahmen des Genehmigungsverfahrens erforderlich 
werden. 
 

  - Stadt Neuburg a.d.Donau, südlich des Schornreuther Kanals (Ki 9) 
 
Noch nicht abgebaute Restflächen eines bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. Im 
Bereich des Vorranggebietes können ggf. Boden- und Grundwasserbelastungen 
mit per- und polyfluorierten Chemikalien (PFC) vorliegen. Geplante 
Abbauvorhaben in möglichen Einflussbereichen belasteter Flächen müssen 
dahingehend im Einzelfall beurteilt werden, entsprechende Untersuchungen 
könnten im Rahmen des Genehmigungsverfahrens erforderlich werden. 
 

  - Stadt Neuburg a.d.Donau, westlich Nazibühl (Ki 10) 
 
Übernahme eines bereits bestehenden Vorranggebietes. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. Im Bereich des Vorranggebietes 
können ggf. Boden- und Grundwasserbelastungen mit per- und polyfluorierten 
Chemikalien (PFC) vorliegen. Geplante Abbauvorhaben in möglichen 
Einflussbereichen belasteter Flächen müssen dahingehend im Einzelfall beurteilt 
werden, entsprechende Untersuchungen könnten im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens erforderlich werden. 
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  - Gemeinde Karlshuld, östlich Nazibühl (Ki 11) 

 
Noch nicht abgebaute Restfläche eines bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. Im 
Bereich des Vorranggebietes können ggf. Boden- und Grundwasserbelastungen 
mit per- und polyfluorierten Chemikalien (PFC) vorliegen. Geplante 
Abbauvorhaben in möglichen Einflussbereichen belasteter Flächen müssen 
dahingehend im Einzelfall beurteilt werden, entsprechende Untersuchungen 
könnten im Rahmen des Genehmigungsverfahrens erforderlich werden. 
 

  - Stadt Neuburg a.d.Donau und Gemeinde Weichering, nordwestlich Kochheim (Ki 
12) 
 
Erweiterungsfläche östlich eines bereits abgebauten und daher entfallenen, 
früheren Vorbehaltsgebietes. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist 
gegeben. Im Bereich des Vorranggebietes können ggf. Boden- und 
Grundwasserbelastungen mit per- und polyfluorierten Chemikalien (PFC) 
vorliegen. Geplante Abbauvorhaben in möglichen Einflussbereichen belasteter 
Flächen müssen dahingehend im Einzelfall beurteilt werden, entsprechende 
Untersuchungen könnten im Rahmen des Genehmigungsverfahrens erforderlich 
werden. 
 

  - Gemeinde Weichering, südöstlich Maxweiler (Ki 14) 
 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. Die bedarfsgerechte 
Flächeninanspruchnahme durch zwingend erforderliche Ausbaumaßnahmen an 
der benachbarten Bundesstraße B16 steht den regionalplanerischen Belangen der 
Rohstoffsicherung nicht entgegen. Im Bereich des Vorranggebietes können ggf. 
Boden- und Grundwasserbelastungen mit per- und polyfluorierten Chemikalien 
(PFC) vorliegen. Geplante Abbauvorhaben in möglichen Einflussbereichen 
belasteter Flächen müssen dahingehend im Einzelfall beurteilt werden, 
entsprechende Untersuchungen könnten im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens erforderlich werden. 
 

  - Stadt Neuburg a.d.Donau, östlich Maxweiler (Ki 15) 
 
Übernahme eines bereits bestehenden Vorranggebietes. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. Im Bereich des Vorranggebietes 
können ggf. Boden- und Grundwasserbelastungen mit per- und polyfluorierten 
Chemikalien (PFC) vorliegen. Geplante Abbauvorhaben in möglichen 
Einflussbereichen belasteter Flächen müssen dahingehend im Einzelfall beurteilt 
werden, entsprechende Untersuchungen könnten im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens erforderlich werden. 
 

  - Gemeinde Bergheim, Förchenau (Ki 16) 
 
Noch nicht abgebaute Restfläche eines bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes sowie Erweiterungsfläche Richtung Westen. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. Fläche ist im regionalen Konzept für 
den Abbau quartärer Kiese als Unternehmerwunsch enthalten.  Unmittelbare 
Bahnverladung wäre ggf. möglich. Die bedarfsgerechte Flächeninanspruchnahme 
durch zwingend erforderliche Ausbaumaßnahmen an der benachbarten 
Staatsstraße St 2043 steht den regionalplanerischen Belangen der 
Rohstoffsicherung nicht entgegen. 
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  - Gemeinde Bergheim und Stadt Ingolstadt, südlich Irgertsheimer See (Ki 18) 

 
Noch nicht abgebaute Restfläche eines bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. Fläche 
ist im regionalen Konzept für den Abbau quartärer Kiese als Unternehmerwunsch 
enthalten.   
 

  - Gemeinde Weichering, östlich Neuschwetzingen (Ki 20) 
 
Übernahme bereits bestehender Vorranggebiete sowie deren Erweiterung nach 
Süden Richtung Mooskanal. Fläche ist im regionalen Konzept für den Abbau 
quartärer Kiese als Vorschlag des Gutachters enthalten. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Gemeinde Karlshuld, südlich Mooskanal (Ki 21) 
 
Neuausweisung im westlichen Anschluss an bestehende Baggerseen zur Deckung 
des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Fläche ist im regionalen Konzept für den 
Abbau quartärer Kiese als Unternehmerwunsch enthalten.  
 

  - Gemeinde Weichering, nördlich Mooskanal (Ki 22) 
 
Übernahme einer noch nicht abgebauten Restfläche eines bereits bestehenden 
Vorranggebietes sowie dessen Erweiterung nach Süden Richtung Mooskanal. 
Fläche ist im regionalen Konzept für den Abbau quartärer Kiese als Vorschlag des 
Gutachters enthalten.  
 

  - Gemeinde Weichering, nördlich Lichtenau (Ki 24) 
 

Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes, im Südteil bereits 
genehmigte Kiesabbaufläche. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist 
gegeben. Die bedarfsgerechte Flächeninanspruchnahme durch zwingend 
erforderliche Ausbaumaßnahmen an der benachbarten Bundesstraße B16 steht 
den regionalplanerischen Belangen der Rohstoffsicherung nicht entgegen. Im 
Bereich des Vorranggebietes befinden sich Bodendenkmäler. Im Rahmen eines 
Genehmigungsverfahrens ist deren Belangen gemäß einschlägiger gesetzlicher 
Regelungen (BayDSchG) Rechnung zu tragen. Im Bereich des Vorranggebietes 
verläuft eine Ferngasleitung. Bestand und Betrieb der Leitung, deren Trasse 
einschließlich des erforderlichen Schutzstreifens sind in einem etwaigen 
Genehmigungsverfahren entsprechend sicherzustellen. 
 

  - Gemeinden Weichering und Karlskron, westlich Bofzheim (Ki 25) 
 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Fläche ist im 
regionalen Konzept für den Abbau quartärer Kiese als Vorschlag des Gutachters 
sowie als Unternehmerwunsch enthalten. Konkretes Firmeninteresse an einem 
Abbau ist gegeben. 
 

  - Gemeinde Karlskron, östlich Probfeld (Ki 26)  
 
Noch nicht abgebaute Restfläche eines bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. Fläche 
ist im regionalen Konzept für den Abbau quartärer Kiese als Vorschlag des 
Gutachters enthalten. Im Bereich des Vorranggebietes verläuft eine 
Ferngasleitung. Bestand und Betrieb der Leitung, deren Trasse einschließlich des 
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erforderlichen Schutzstreifens sind in einem etwaigen Genehmigungsverfahren 
entsprechend sicherzustellen. 
 

  - Gemeinde Karlskron, Zucheringer Moos (Ki 29)  
 
Noch nicht abgebaute Restfläche eines bislang bereits bestehenden 
Vorbehaltsgebietes sowie Erweiterungsfläche nach Osten. Fläche ist im regionalen 
Konzept für den Abbau quartärer Kiese teilweise als Vorschlag des Gutachters 
enthalten. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

   
  Landkreis Pfaffenhofen a.d.Ilm 
   
  - Markt Manching und Stadt Ingolstadt, westlich B 13 (Ki 32)  

 
Begründung s.o. 
 

  - Gemeinde Baar-Ebenhausen, nordwestlich Baarer Weiher (Ki 35) 
 
Neuausweisung im westlichen Anschluss an bestehende Baggerseen zur Deckung 
des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Fläche ist im regionalen Konzept für den 
Abbau quartärer Kiese als Unternehmerwunsch enthalten. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Gemeinde Baar-Ebenhausen, nördlich Baarer Weiher (Ki 36) 
 
Neuausweisung im direkten Anschluss an bestehenden Baggersee zur Deckung 
des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist 
gegeben. 
 

  - Stadt Vohburg a.d.Donau, nordwestlich Knodorf (Ki 41) 
 
Neuausweisung im direkten Anschluss an bestehenden Baggersee zur Deckung 
des allgemeinen Rohstoffbedarfes. 
 

  - Markt Manching und Stadt Geisenfeld, östlich Forstwiesen (Ki 43)  
 
Neuausweisung im direkten Anschluss an bestehenden Baggersee zur Deckung 
des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist 
gegeben. Fläche ist im regionalen Konzept für den Abbau quartärer Kiese als 
Unternehmerwunsch enthalten. 
 

  - Gemeinde Ernsgaden, Markt Manching und Stadt Geisenfeld, Feilenmoos Nord 
(Ki 44) 
 
Neuausweisung im direkten Anschluss an bestehenden Baggersee zur Deckung 
des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist 
gegeben.  
 

  - Stadt Geisenfeld, Feilenmoos (Ki 45)  
 
Noch nicht abgebaute Restfläche eines bislang bereits bestehenden 
Vorbehaltsgebietes. Fläche ist im regionalen Konzept für den Abbau quartärer 
Kiese enthalten. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
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  - Stadt Geisenfeld, nördlich St 2335 (Ki 46) 
 
Neuausweisung im direkten Anschluss an bestehenden Baggersee zur Deckung 
des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Fläche ist im regionalen Konzept für den 
Abbau quartärer Kiese teilweise als Unternehmerwunsch enthalten. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau in Nähe des bestehenden Kieswerkes ist 
gegeben. 
 

  - Stadt Geisenfeld, nördlich Nötting (Ki 48)  
 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Fläche ist im 
regionalen Konzept für den Abbau quartärer Kiese als Vorschlag des Gutachters 
sowie im LEADER-Abschlussbericht enthalten. Konkretes Firmeninteresse an 
einem Abbau ist gegeben. 
Im Bereich des Vorranggebietes verläuft die Mineralölfernleitung TAL, Bestand 
und Betrieb der Leitung, deren Trasse einschließlich des erforderlichen 
Schutzstreifens (derzeit beidseits 5 m) sind in einem etwaigen 
Genehmigungsverfahren entsprechend sicherzustellen. 
 

  - Gemeinde Ernsgaden, Menzinger Hof (Ki 49) 
 
Neuausweisung im direkten Anschluss an bestehenden Baggersee zur Deckung 
des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist 
gegeben. 
 

  - Stadt Vohburg a.d.Donau, nordöstlich Knodorf (Ki 50) 
 
Neuausweisung im direkten Anschluss an bestehenden Baggersee zur Deckung 
des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Fläche ist im regionalen Konzept für den 
Abbau quartärer Kiese als Vorschlag des Gutachters und als Unternehmerwunsch 
sowie im LEADER-Abschlussbericht enthalten. Konkretes Firmeninteresse an 
einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Gemeinde Ernsgaden, Ernsgadener Weiher (Ki 51) 
 
Neuausweisung im direkten Anschluss an bestehenden Baggersee zur Deckung 
des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Fläche ist im regionalen Konzept für den 
Abbau quartärer Kiese als Vorschlag des Gutachters enthalten. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. Im Bereich des Vorranggebietes 
verläuft eine Ferngasleitung. Bestand und Betrieb der Leitung, deren Trasse 
einschließlich des erforderlichen Schutzstreifens sind in einem etwaigen 
Genehmigungsverfahren entsprechend sicherzustellen. Im Bereich des 
Vorranggebietes verläuft eine Ferngasleitung. Bestand und Betrieb der Leitung, 
deren Trasse einschließlich des erforderlichen Schutzstreifens sind in einem 
etwaigen Genehmigungsverfahren entsprechend sicherzustellen. 
 

  - Stadt Vohburg a.d.Donau, südwestlich Rockolding (Ki 52) 
 
Neuausweisung im direkten Anschluss an bestehenden Baggersee zur Deckung 
des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Fläche ist im regionalen Konzept für den 
Abbau quartärer Kiese als Unternehmerwunsch sowie im LEADER-
Abschlussbericht enthalten. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist 
gegeben. Im Bereich des Vorranggebietes verläuft eine Ferngasleitung. Bestand 
und Betrieb der Leitung, deren Trasse einschließlich des erforderlichen 
Schutzstreifens sind in einem etwaigen Genehmigungsverfahren entsprechend 
sicherzustellen. Durch das Vorranggebiet Ki 52 verläuft die Mitteleuropäische 
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Rohölleitung (MERO), deren Trasse einschließlich des erforderlichen 
Schutzstreifens (derzeit beidseits 5 m) sind in einem etwaigen 
Genehmigungsverfahren entsprechend zu würdigen. 
 

  - Stadt Vohburg a.d.Donau, östlich Rockoldinger Seen (Ki 53) 
 
Neuausweisung im direkten Anschluss an bestehenden Baggersee zur Deckung 
des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Fläche ist im regionalen Konzept für den 
Abbau quartärer Kiese als Unternehmerwunsch enthalten. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
Im Bereich des Vorranggebietes verläuft die Mineralölfernleitung TAL, Bestand 
und Betrieb der Leitung, deren Trasse einschließlich des erforderlichen 
Schutzstreifens (derzeit beidseits 5 m) sind in einem etwaigen 
Genehmigungsverfahren entsprechend sicherzustellen. Durch das Vorranggebiet 
Ki 53 verläuft die Mitteleuropäische Rohölleitung (MERO), deren Trasse 
einschließlich des erforderlichen Schutzstreifens (derzeit beidseits 20 m) sind in 
einem etwaigen Genehmigungsverfahren entsprechend zu würdigen. 
 

  - Gemeinde Münchsmünster, südlich Niederwöhr (Ki 56) 
 
Noch nicht abgebaute Restfläche eines bereits bestehenden Vorranggebietes. 
Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Gemeinde Münchsmünster, Katzau (Ki 57) 
 
Neuausweisung im direkten Anschluss an bestehenden Baggersee zur Deckung 
des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Fläche ist im regionalen Konzept für den 
Abbau quartärer Kiese als Vorschlag des Gutachters enthalten. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

Zu  
5.2.3.2.2 

Z Vorranggebiete für Sand und Kies (Sa) – Trockenabbau 

  Landkreis Neuburg-Schrobenhausen 
 

  - Markt Burgheim, südwestlich Burgheim (Sa 1)  
 
Noch nicht abgebaute Restfläche bislang bereits bestehender Vorranggebiete sowie 
kleinflächige Erweiterungen Richtung Norden Erweiterungsfläche Richtung Westen 
zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes.  
 

  - Markt Burgheim, östlich Burgheim (Sa 2) 
 
Noch nicht abgebauter Bereich eines bislang bereits bestehenden Vorranggebietes. 
Nutzbares Potential eingeschränkt durch die erforderlichen Sicherheitsabstände zu 
der das Gebiet durchquerenden Bahnstrecke Konkretes Firmeninteresse an einem 
Abbau ist gegeben. 
 

  - Markt Burgheim, westlich Leidling (Sa 3)  
 
Erweiterungsfläche südöstlich anschließend an eine bestehende Grube. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Gemeinde Langenmosen, südlich Winkelhausen (Sa 4) 
 
Übernahme eines bereits bestehenden Vorranggebietes in unmittelbarem Anschluss 
an eine aktuell betriebene Abbaugrube sowie dessen Erweiterung in das Umfeld und 
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nach Süden bis zum Waldrand. 
 

  - Stadt Schrobenhausen und Gemeinde Langenmosen, nordwestlich 
Schrobenhausen (Sa 5) 
 
Noch nicht abgebauter Bereich eines bislang bereits bestehenden Vorranggebietes in 
unmittelbarem Anschluss an eine aktuell betriebene Gewinnungsstelle. Im Bereich 
des Vorranggebietes befinden sich Bodendenkmäler. Im Rahmen eines 
Genehmigungsverfahrens ist deren Belangen gemäß einschlägiger gesetzlicher 
Regelungen (BayDSchG) Rechnung zu tragen. 
 

  - Gemeinde Karlskron, östlich Wintersoln (Sa 8) 
 
Noch nicht abgebauter Bereich eines bislang bereits bestehenden Vorranggebietes. 
 

  Landkreis Pfaffenhofen a.d.Ilm 
 

  - Markt Hohenwart, südlich Hohenwart (Sa 6) 
 
Übernahme der noch nicht abgebauten Restfläche des bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes sowie Erweiterungsfläche Richtung Westen zur Deckung des 
allgemeinen Rohstoffbedarfes.  
 

  - Markt Reichertshofen, nördlich Starkertshofen (Sa 7) 
 
Neuausweisung in unmittelbarem Anschluss an eine aktuell betriebene Abbaugrube 
für deren zukünftige Erweiterung 
 

  - Markt Reichertshofen, westlich Stöffel (Sa 9) 
 
Übernahme eines bislang bereits bestehenden Vorranggebietes zur Deckung des 
allgemeinen Rohstoffbedarfes. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist 
gegeben. 
 

  - Gemeinde Rohrbach, östlich Fürholzen (Sa 10) 
 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Stadt Pfaffenhofen a.d.Ilm, nordwestlich von Affalterbach (Sa 11) 
 
Übernahme des noch nicht abgebauten Bereiches des bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes sowie Erweiterungsflächen in unmittelbarem Anschluss an 
vorhandene Abbaustelle. 
 

  - Gemeinde Hettenshausen, nordöstlich Prambach (Sa 12) 
 
Übernahme der noch nicht abgebauten Restfläche des bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes sowie dessen Erweiterung in unmittelbarem Anschluss an 
vorhandene Abbaustelle. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
Die bedarfsgerechte Flächeninanspruchnahme durch zwingend erforderliche 
Ausbaumaßnahmen an der benachbarten Bundesstraße B13 bzw. der 
Ortsumfahrung Pfaffenhofen steht den regionalplanerischen Belangen der 
Rohstoffsicherung nicht entgegen. 
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  - Gemeinde Schweitenkirchen, westlich der A 9 und Frickendorf (Sa 14) 
 
Übernahme der noch nicht abgebauten Restfläche des bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes sowie dessen Erweiterung Richtung Norden in unmittelbarem 
Anschluss an vorhandene Abbaustelle. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau 
ist gegeben. 
 

  - Gemeinde Schweitenkirchen, östlich Großarreshausen (Sa 15) 
 
Übernahme des bereits bestehenden Vorranggebietes, in dem bereits Abbau 
betrieben wird, sowie dessen Erweiterung Richtung Norden unmittelbar westlich der 
Autobahn. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Markt Wolnzach, nordöstlich Wolnzach (Sa 16) 
 
Neuausweisung in weiteren Umfeld eines bestehenden Abbaues zur Deckung des 
allgemeinen Rohstoffbedarfes. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist 
gegeben. 
 

  - Markt Wolnzach, westlich Oberlauterbach (Sa 17) 
 
Übernahme des noch nicht abgebauten Bereiches des bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes sowie Erweiterungsfläche in unmittelbarem Anschluss an 
vorhandene Abbaustelle. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Markt Wolnzach und Stadt Geisenfeld, südwestlich Rottenegg (Sa 18) 
 
Übernahme des noch nicht abgebauten Bereiches des bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes sowie Erweiterungsfläche in unmittelbarem Anschluss an 
vorhandene Abbaustelle. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Stadt Geisenfeld, nördlich Rottenegg (Sa 19) 
 
Neuausweisung in weiteren Umfeld eines bestehenden Abbaues zur Deckung des 
allgemeinen Rohstoffbedarfes. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist 
gegeben. 
 

  - Stadt Geisenfeld, östlich Engelbrechtsmünster (Sa 20) 
 
Übernahme der noch nicht abgebauten Restflächen des bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes sowie dessen Erweiterung Richtung Osten in unmittelbarem 
Anschluss an vorhandene Abbaustelle. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau 
ist gegeben. 
 

  - Stadt Geisenfeld, südöstlich Schillwitzried (Sa 21) 
 
Neuausweisung in Umfeld bestehender Gewinnungsstellen zur Deckung des 
allgemeinen Rohstoffbedarfes. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist 
gegeben. 
 

  - Stadt Geisenfeld, östlich Schillwitzried (Sa 22) 
 
Übernahme der noch nicht abgebauten Restfläche des bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes sowie Ersatzfläche Richtung Nordosten im Anschluss an 
vorhandene Abbaustelle. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
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  - Markt Wolnzach, östlich Oberlauterbach (Sa 23) 
 
Neuausweisung im Zusammenhang mit einem regionsübergreifenden 
Abbauvorhaben. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

   
Zu  
5.2.3.2.3 

Z Vorranggebiete für Lehm und Ton (Le) 

  Landkreis Eichstätt 
  - Gemeinde Adelschlag, Waldhütte (Le 5) 

 
Übernahme der noch nicht abgebauten Restflächen des bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes 
 

  - Gemeinde Adelschlag, Fasanerie (Le 6) 
 
Übernahme der noch nicht abgebauten Restfläche des bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes 
 

  - Gemeinde Buxheim, nördlich Tauberfeld (Le 8) 
 
Übernahme des bislang bereits bestehenden Vorranggebietes 
 

  - Gemeinde Eitensheim, Windhöhe (Le 9) 
 
Übernahme des bislang bereits bestehenden Vorranggebietes mit Erweiterung nach 
Norden. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Gemeinde Eitensheim, Hartfeld (Le 10) 
 
Übernahme des noch nicht abgebauten Bereiches des bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes sowie Erweiterungsfläche in unmittelbarem Anschluss an 
vorhandene Abbaustelle. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Gemeinde Hitzhofen, östlich Hitzhofen (Le 11) 
 
Übernahme des bislang bereits bestehenden Vorranggebietes 
 

  - Gemeinden Hitzhofen und Böhmfeld, nordöstlich Hitzhofen, westl. Böhmfeld (Le 12) 
 
Übernahme des noch nicht abgebauten nordwestlichen Bereiches des bislang bereits 
bestehenden Vorranggebietes 
 

  - Gemeinde Eitensheim und Markt Gaimersheim, südöstlich Eitensheim (Le 14) 
 
Randlich angepasste Übernahme des bislang bereits bestehenden Vorranggebietes. 
Im Bereich des Vorranggebietes verläuft eine Ferngasleitung. Bestand und Betrieb 
der Leitung, deren Trasse einschließlich des erforderlichen Schutzstreifens sind in 
einem etwaigen Genehmigungsverfahren entsprechend sicherzustellen. 
 

  - Markt Gaimersheim, westlich Gaimersheim (Le 15)  
 
Übernahme des noch nicht abgebauten Bereiches des bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes. Im Bereich des Vorranggebietes verläuft eine Ferngasleitung. 
Bestand und Betrieb der Leitung, deren Trasse einschließlich des erforderlichen 
Schutzstreifens sind in einem etwaigen Genehmigungsverfahren entsprechend 
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sicherzustellen. 
 

  - Gemeinde Böhmfeld und Markt Gaimersheim, östlich Böhmfeld (Le 16) 
 
Übernahme des noch nicht abgebauten nordwestlichen Bereiches des bislang bereits 
bestehenden Vorranggebietes. 
 

  - Gemeinde Mindelstetten, westlich Imbath (Le 17) 
 
Übernahme der noch nicht abgebauten Restflächen des bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes sowie Erweiterungsfläche Richtung Südosten im Anschluss an 
aktuell betriebene Abbaustelle.  
 

  - Markt Pförring und Gemeinde Mindelstetten, nordwestlich Forchheim (Le 18) 
 
Übernahme des bislang bereits bestehenden Vorranggebietes sowie randliche 
Erweiterung im unmittelbaren Anschluss an Produktionsstätte.  
 

  Landkreis Neuburg-Schrobenhausen 
 

  - Stadt Neuburg a.d.Donau, nordöstlich Ried (Le 1) 
 
Übernahme der noch nicht abgebauten Restflächen des bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes sowie Erweiterungsfläche Richtung Südosten im Anschluss an 
aktuell betriebene Abbaustelle, Produktionsstätte unmittelbar benachbart, Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Gemeinde Bergheim, südwestlich Unterstall (Le 2)  
 
Aufgrund verbesserter geologischer Erkenntnisse verkleinerte Übernahme und 
Aufstufung einer Teilfläche eines bislang bereits ausgewiesenen Vorbehaltsgebietes. 
 

  - Gemeinde Bergheim und Stadt Neuburg a.d.Donau, westlich Igstetterhof (Le 3) 
 
Übernahme des bislang bereits bestehenden Vorranggebietes sowie Erweiterung 
nach Westen. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben.  
 

  - Gemeinde Bergheim, südöstlich Attenfeld (Le 4)  
 
Übernahme des bislang bereits bestehenden Vorranggebietes im Bereich einer 
Gewinnungsstelle sowie Erweiterung nach Westen. Konkretes Firmeninteresse an 
einem Abbau ist gegeben.  
 

  - Gemeinde Ehekirchen, nördlich Walda (Le 19) 
 
Neuausweisung aufgrund konkreter Kenntnisse zu spezifischer Rohstoffeignung des 
Vorkommens für hochwertige Ziegeleiprodukte im Anschluss an bestehende 
Abbaustelle.  

   
 

Zu 
5.2.3.2.4 

Z Vorranggebiete für Plattenkalk (Kp) 

  Innerhalb der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für Plattenkalk befinden sich seit je her 
Gebäude für die gewinnungsstättennahe Weiterverarbeitung des im Steinbruch 
abgebauten Rohstoffes. Eine etwaige bauleitplanerische Sicherung des 
Produktionsstandortes am baulichen Bestand sowie ggf. einer bestandsorientierten 



Regionalplan Ingolstadt                                      5 – Wirtschaft 
  Begründung 

  Seite 33 von 62 

Erweiterung steht dem Vorrang der Rohstoffgewinnung nicht im Kern entgegen. Die 
Festsetzung der möglichen Nutzungen im Plangebiet ist dabei vorhabenbezogen auf 
deren rohstoffrelevanten Anteile zu beschränken. Die Beachtung weiterer Ziele der 
Raumordnung bleibt von dieser Ausnahme unbetroffen. 
 

  Landkreis Eichstätt 
  - Markt Mörnsheim, nordwestlich Mörnsheim (Kp 1) 

 
Unveränderte Übernahme bislang bereits bestehender Vorranggebiete. Bei konkreten 
Abbauvorhaben und deren Nachfolgenutzungen ist besonderes Augenmerk auf die 
Verhinderung möglicher schädlicher Beeinflussungen von 
Trinkwassergewinnungsanlagen zu richten. 
 

  - Stadt Eichstätt und Gemeinde Schernfeld, östlich Schernfeld (Kp 2) 
 
Unveränderte Übernahme bislang bereits bestehender Vorranggebiete. 
 

  - Stadt Eichstätt und Gemeinde Schernfeld, südöstlich Rupertsbuch (Kp 3) 
 
Unveränderte Übernahme des bislang bereits bestehenden Vorranggebietes. Im 
Bereich des Vorranggebietes verläuft eine Ferngasleitung. Bestand und Betrieb der 
Leitung, deren Trasse einschließlich des erforderlichen Schutzstreifens sind in einem 
etwaigen Genehmigungsverfahren entsprechend sicherzustellen. 
 

  - Stadt Eichstätt, nördlich Wintershof (Kp 4) 
 
Unveränderte Übernahme bislang bereits bestehender Vorranggebiete. Im Bereich 
des Vorranggebietes verläuft eine Ferngasleitung. Bestand und Betrieb der Leitung, 
deren Trasse einschließlich des erforderlichen Schutzstreifens sind in einem etwaigen 
Genehmigungsverfahren entsprechend sicherzustellen. 
 

  - Stadt Eichstätt und Gemeinde Pollenfeld, nordöstlich Wintershof (Kp 5) 
 
Unveränderte Übernahme bislang bereits bestehender Vorranggebiete. Im Bereich 
des Vorranggebietes verläuft eine Ferngasleitung. Bestand und Betrieb der Leitung, 
deren Trasse einschließlich des erforderlichen Schutzstreifens sind in einem etwaigen 
Genehmigungsverfahren entsprechend sicherzustellen. 
 

  - Stadt Eichstätt und Gemeinde Pollenfeld, südlich Preith (Kp 6) 
 
Unveränderte Übernahme des bislang bereits bestehenden Vorranggebietes. Im 
Bereich des Vorranggebietes verläuft eine Ferngasleitung. Bestand und Betrieb der 
Leitung, deren Trasse einschließlich des erforderlichen Schutzstreifens sind in einem 
etwaigen Genehmigungsverfahren entsprechend sicherzustellen. 
 

  - Gemeinde Walting und Gemeinde Hitzhofen, östlich Walting (Kp 7) 
 
Übernahme des bislang bereits bestehenden Vorranggebietes und Erweiterung nach 
Süden. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben.  
 

  - Gemeinde Denkendorf, östlich Zandt (Kp 9)  
 
Unveränderte Übernahme des bislang bereits bestehenden Vorranggebietes. Im 
Bereich des Vorranggebietes verläuft eine Teilstrecke des Limes. Bestand und 
Wahrnehmung des Denkmales sind in einem etwaigen Genehmigungsverfahren 
entsprechend sicherzustellen. 
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  - Gemeinde Altmannstein, nördlich Schamhaupten (Kp 10)  

 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

   
Zu  
5.2.3.2.5 

Z Vorranggebiete für Jurakalk (Kj) 

  Innerhalb der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für Jurakalk befinden sich seit je her 
Gebäude für die gewinnungsstättennahe Weiterverarbeitung des im Steinbruch 
abgebauten Rohstoffes zu Naturwerksteinen. Eine etwaige bauleitplanerische 
Sicherung des Produktionsstandortes am baulichen Bestand sowie ggf. einer 
bestandsorientierten Erweiterung steht dem Vorrang der Rohstoffgewinnung nicht im 
Kern entgegen. Die Festsetzung der möglichen Nutzungen im Plangebiet ist dabei 
vorhabenbezogen auf die rohstoffrelevanten, mit der Weiterverarbeitung zu 
Naturwerksteinen verbundenen Anteile zu beschränken. Die Beachtung weiterer Ziele 
der Raumordnung bleibt von dieser Ausnahme unbetroffen. 

   
  Landkreis Eichstätt 
  - Gemeinde Schernfeld, Lohrmannshof (Kj 1) 

 
Unveränderte Übernahme des bislang bereits bestehenden Vorranggebietes 
 

  - Markt Titting, Kahldorf – Petersbuch - Erkertshofen (Kj 2) 
 
Nur geringfügig veränderte Übernahme des bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes 
 

  - Gemeinde Großmehring, Gösselsberg südöstlich Demling (Kj 3) 
 
Neuausweisung in unmittelbarer Nähe zu bestehender Gewinnungsstelle. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 

   
Zu  
5.2.3.2.6 

Z Vorranggebiete für Dolomit (Do) 

  Innerhalb der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für Dolomit befinden sich seit je her 
Gebäude für die gewinnungsstättennahe Weiterverarbeitung des im Steinbruch 
abgebauten Rohstoffes. Eine etwaige bauleitplanerische Sicherung des 
Produktionsstandortes am baulichen Bestand sowie ggf. einer bestandsorientierten 
Erweiterung steht dem Vorrang der Rohstoffgewinnung nicht im Kern entgegen. Die 
Festsetzung der möglichen Nutzungen im Plangebiet ist dabei vorhabenbezogen auf 
deren rohstoffrelevanten Anteile zu beschränken. Die Beachtung weiterer Ziele der 
Raumordnung bleibt von dieser Ausnahme unbetroffen. 
 

  Landkreis Eichstätt 
   
  - Gemeinde Pollenfeld, nordöstlich Wachenzell (Do 1) 

 
Unveränderte Übernahme des bislang bereits bestehenden Vorranggebietes 
 

  - Gemeinde Pollenfeld, Markt Titting, nördlich Wachenzell (Do 2) 
 
Unveränderte Übernahme des bislang bereits bestehenden Vorranggebietes 
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  - Markt Kinding, westlich Pfraundorf (Do 3) 
 
Übernahme der bislang bereits bestehenden Vorranggebiete und Erweiterung nach 
Westen. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben.  
 

  - Stadt Beilngries, östlich Wiesenhofen (Do 4) 
 
Unveränderte Übernahme des bislang bereits bestehenden Vorranggebietes 
 

  - Stadt Eichstätt, südöstlich Wasserzell (Do 5)  
 
Übernahme der bislang bereits bestehenden Vorranggebiete und Erweiterung nach 
Nordosten. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben.  
 

   
Zu  
5.2.3.2.7 

Z Vorranggebiet für Quarzsand (Qs) 

   
  Landkreis Eichstätt  
  - Markt Wellheim, westlich Hard (Qs 1) 

 
Übernahme der noch nicht abgebauten Bereiche eines bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes, geringfügig ergänzende Arrondierung im Westen. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

   
Zu  
5.2.3.2.8 

Z Vorranggebiete für Bentonit (Bt) 

   
  Landkreis Pfaffenhofen a.d.Ilm 
  - Markt Wolnzach, östlich Stockberg (Bt 3) 

 
Unveränderte Übernahme des bislang bereits bestehenden Vorranggebietes 
 

  - Markt Wolnzach, westlich Kleinbirnfeld (Bt 4) 
 
Unveränderte Übernahme des bislang bereits bestehenden Vorranggebietes, 
Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben, Abbaugenehmigung wurde 
bereits beantragt. 
 

  - Markt Wolnzach, südöstlich A93 (Bt 5) 
 
Neuausweisung aufgrund entsprechender Erkundungsergebnisse. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

   
Zu  
5.2.3.2.9 

Z Vorranggebiete für Kieselerde (Ke) 

  Landkreis Eichstätt 
 

  - Markt Nassenfels, Gemeinde Egweil und Gemeinde Bergheim, südöstlich 
Meilenhofen (Ke 11) 
 
Aufstufung und randliche Korrektur eines bislang bereits bestehenden 
Vorbehaltsgebietes sowie großflächig ergänzende Neuausweisung aufgrund 
entsprechender Erkundungsergebnisse. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau 



Regionalplan Ingolstadt          8 – Soziale und kulturelle Infrastruktur 
  Begründung 

Seite 36 von 62 

ist gegeben. Im Bereich des Vorranggebietes befinden sich Bodendenkmäler. Im 
Rahmen eines Genehmigungsverfahrens ist deren Belangen gemäß einschlägiger 
gesetzlicher Regelungen (BayDSchG) Rechnung zu tragen. 
 

  - Markt Wellheim, östlich Waldau (Ke 12) 
 
Neuausweisung aufgrund entsprechender Erkundungsergebnisse. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. Im Bereich des Vorranggebietes 
befinden sich Bodendenkmäler. Im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens ist deren 
Belangen gemäß einschlägiger gesetzlicher Regelungen (BayDSchG) Rechnung zu 
tragen. 
 

  - Markt Wellheim, westlich Meilenhofen (Ke 13) 
 
Neuabgrenzung eines bislang bereits bestehenden Vorbehaltsgebietes sowie 
Erweiterung nach Westen aufgrund entsprechender Erkundungsergebnisse. 
Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Markt Wellheim, südöstlich Biesenhard (Ke 14) 
 
Übernahme eines bislang bereits bestehenden Vorranggebietes und randliche 
Neuabgrenzung aufgrund entsprechender Erkundungsergebnisse. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Markt Rennertshofen und Markt Wellheim, südlich Gammersfeld (Ke 2) 
 
Neuausweisung aufgrund entsprechender Erkundungsergebnisse. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Markt Rennertshofen und Markt Wellheim, östlich Gammersfeld (Ke 3) 
 
Neuausweisung aufgrund entsprechender Erkundungsergebnisse. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Markt Rennertshofen und Markt Wellheim, nördlich Hütting (Ke 4) 
 
Neuausweisung aufgrund entsprechender Erkundungsergebnisse. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 

   
  Landkreis Neuburg-Schrobenhausen 

 
  - Stadt Neuburg a.d.Donau, westlich Bittenbrunn (Ke 7)  

 
Neuausweisung aufgrund entsprechender Erkundungsergebnisse. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. Im Bereich des Vorranggebietes 
befinden sich Bodendenkmäler. Im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens ist deren 
Belangen gemäß einschlägiger gesetzlicher Regelungen (BayDSchG) Rechnung zu 
tragen. 
 

  - Stadt Neuburg a.d.Donau, östlich Gietlhausen (Ke 8) 
 
Übernahme bislang bereits bestehender Vorranggebiete sowie Erweiterung aufgrund 
entsprechender Erkundungsergebnisse. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau 
ist gegeben. Im Bereich des Vorranggebietes befinden sich Bodendenkmäler. Im 
Rahmen eines Genehmigungsverfahrens ist deren Belangen gemäß einschlägiger 
gesetzlicher Regelungen (BayDSchG) Rechnung zu tragen. 
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  - Stadt Neuburg a.d.Donau und Gemeinde Bergheim, westlich Unterstall (Ke 9) 

 
Übernahme und randliche Neuabgrenzung eines bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes sowie Ergänzung durch Aufstufung eines Teilbereiches eines 
bislang bereits bestehenden Vorbehaltsgebietes aufgrund entsprechender 
Erkundungsergebnisse. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Stadt Neuburg a.d.Donau und Gemeinde Bergheim, westlich Attenfeld (Ke 10) 
 
Teilweise Übernahme und Aufstufung eines bislang bereits bestehenden 
Vorbehaltsgebietes sowie Erweiterung aufgrund entsprechender 
Erkundungsergebnisse. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
Durch das Vorranggebiet Ke 10 verläuft die Ethylenfernleitung, deren Trasse 
einschließlich des erforderlichen Schutzstreifens (derzeit beidseits 3 m) sind in einem 
etwaigen Genehmigungsverfahren entsprechend zu würdigen. Im Bereich des 
Vorranggebietes verläuft die Mineralölfernleitung TAL, Bestand und Betrieb der 
Leitung, deren Trasse einschließlich des erforderlichen Schutzstreifens (derzeit 
beidseits 5 m) sind in einem etwaigen Genehmigungsverfahren entsprechend 
sicherzustellen. 
 

  - Markt Rennertshofen, östlich Rohrbach (Ke 1) 
 
Weitgehende Übernahme und Aufstufung eines bislang bereits bestehenden 
Vorbehaltsgebietes sowie Erweiterung aufgrund entsprechender 
Erkundungsergebnisse. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Markt Rennertshofen und Markt Wellheim, südlich Gammersfeld (Ke 2) 
 
Begründung s.o.  
 

  - Markt Rennertshofen und Markt Wellheim, östlich Gammersfeld (Ke 3) 
 
Begründung s.o.  
 

  - Markt Rennertshofen und Markt Wellheim nördlich Hütting (Ke 4) 
 
Begründung s.o.  
 

  - Markt Rennertshofen und Stadt Neuburg a.d. Donau, südöstlich Hütting (Ke 5) 
 
Übernahme und randliche Neuabgrenzung eines bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes sowie Erweiterung aufgrund entsprechender 
Erkundungsergebnisse. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Markt Rennertshofen und Stadt Neuburg a.d. Donau, nordöstlich Riedensheim (Ke 
6) 
 
Teilweise Übernahme und Aufstufung eines bislang bereits bestehenden 
Vorbehaltsgebietes sowie randliche Erweiterung aufgrund entsprechender 
Erkundungsergebnisse. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Markt Nassenfels, Gemeinde Egweil und Gemeinde Bergheim, südöstlich 
Meilenhofen (Ke 11) 
 
Begründung s.o.  
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Zu 5.2.4  Vorbehaltsgebiete  
   
Zu 5.2.4.1 G Vorbehaltsgebiete sind größere zusammenhängende Rohstoffgebiete, in denen bei 

der Abwägung mit konkurrierenden Nutzungsansprüchen der Gewinnung von 
Bodenschätzen besonderes Gewicht beizumessen ist. Für erheblich überörtlich 
raumbedeutsame Abbauvorhaben sind auch in Vorbehaltsgebieten deshalb 
regelmäßig landesplanerische Überprüfungen im Rahmen eines 
Raumordnungsverfahrens erforderlich. Bei Abwägungs- und 
Ermessensentscheidungen für Planungen und Maßnahmen innerhalb der 
Vorbehaltsgebiete ist grundsätzlich das besondere Gewicht der Gewinnung von 
Bodenschätzen gegen andere Nutzungsansprüche und gegen 
Ordnungsgesichtspunkte im Einzelfall abzuwägen. 

   
Zu 5.2.4.2 G Eine Überlagerung von unterschiedlichen Nutzungsbelangen im Regionalplan ist im 

Sinne der Klarheit von Rechtsnormen grundsätzlich zu vermeiden. Die Lage mancher 
Vorbehaltsgebiete für den Rohstoffabbau in einem landschaftlichen Vorbehaltsgebiet 
begründet sich u.a. in ihrer Seltenheit, ihrer hochwertigen Qualität oder einer 
speziellen Lagegunst. 

  Um das besondere Gewicht von Natur und Landschaft zu gewährleisten, werden 
Nachfolgefunktionen im Sinne einer langfristigen Verbesserung für die Belange von 
Natur und Landschaft festgelegt. 

   
Zu 
5.2.4.2.1 

G Stadt Ingolstadt 

  - südwestlich Hagau (Ki 110) 
 
Neuausweisung im direkten Anschluss an bestehenden Baggersee zur Deckung des 
allgemeinen Rohstoffbedarfes. Fläche ist im regionalen Konzept für den Abbau 
quartärer Kiese als Vorschlag des Gutachters enthalten. Die bedarfsgerechte 
Flächeninanspruchnahme durch zwingend erforderliche Ausbaumaßnahmen an der 
benachbarten Bundesstraße B16 steht den regionalplanerischen Belangen der 
Rohstoffsicherung nicht entgegen. Im Bereich des Vorbehaltsgebietes verläuft eine 
Ferngasleitung. Bestand und Betrieb der Leitung, deren Trasse einschließlich des 
erforderlichen Schutzstreifens sind in einem etwaigen Genehmigungsverfahren 
entsprechend sicherzustellen. 
 

  - südöstlich Hagau (Ki 112) 
 
Übernahme und randliche Neuabgrenzung der noch nicht abgebauten Bereiche eines 
bislang bereits bestehenden Vorranggebietes im direkten Anschluss an bestehende 
Gewinnungsstelle.  Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
Nutzbares Abbauvolumen aufgrund der erforderlichen Bestandssicherung der 
querenden Pipeline beschränkt. Im Bereich des Vorbehaltsgebietes verläuft eine 
Ferngasleitung. Bestand und Betrieb der Leitung, deren Trasse einschließlich des 
erforderlichen Schutzstreifens sind in einem etwaigen Genehmigungsverfahren 
entsprechend sicherzustellen. 
 
 

  Landkreis Eichstätt 
 

  - Gemeinde Buxheim, Reinboldsmühle (Ki 102) 
 
Übernahme der noch nicht abgebauten Bereiche eines bislang bereits bestehenden 
Vorranggebietes im direkten Anschluss an bestehenden Baggersee.  Fläche ist im 
regionalen Konzept für den Abbau quartärer Kiese als Unternehmerwunsch 
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enthalten. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. Durch das 
Vorbehaltsgebiet Ki 102 verläuft die Ethylenfernleitung, deren Trasse einschließlich 
des erforderlichen Schutzstreifens (derzeit beidseits 3 m) sind in einem etwaigen 
Genehmigungs-verfahren entsprechend zu würdigen. Im Bereich des 
Vorbehaltsgebietes verläuft die Mineralölfernleitung TAL, Bestand und Betrieb der 
Leitung, deren Trasse einschließlich des erforderlichen Schutzstreifens (derzeit 
beidseits 5 m) sind in einem etwaigen Genehmigungsverfahren entsprechend 
sicherzustellen. 
Im Bereich des Vorbehaltsgebietes befinden sich Bodendenkmäler. Im Rahmen eines 
Genehmigungsverfahrens ist deren Belangen im Rahmen der einschlägigen 
gesetzlichen Regelungen (BayDSchG) Rechnung zu tragen. 
 

   
  Landkreis Neuburg-Schrobenhausen 

 
  - Gemeinde Bergheim, südwestlich Bergheim (Ki 101) 

 
Übernahme eines bislang bereits bestehenden Vorbehaltsgebietes 
 

  - Stadt Neuburg a.d.Donau, nordöstlich Zell (Ki 103)  
 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Fläche ist im 
regionalen Konzept für den Abbau quartärer Kiese als Vorschlag des Gutachters 
enthalten.  
 

  - Stadt Neuburg a.d.Donau, nordwestlich Nazibühl (Ki 104)  
 
Neuausweisung im direkten Anschluss an bestehende Gewinnungsstelle zur 
Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Fläche ist im regionalen Konzept für den 
Abbau quartärer Kiese als Vorschlag des Gutachters enthalten. Im Bereich des 
Vorbehaltsgebietes können ggf. Boden- und Grundwasserbelastungen mit per- und 
polyfluorierten Chemikalien (PFC) vorliegen. Geplante Abbauvorhaben in möglichen 
Einflussbereichen belasteter Flächen müssen dahingehend im Einzelfall beurteilt 
werden, entsprechende Untersuchungen könnten im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens erforderlich werden. 
 

  - Gemeinde Karlshuld, nördlich der Ach (Ki 105) 
 
Neuausweisung im direkten Anschluss an bestehende Gewinnungsstelle zur 
Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Im Bereich des Vorbehaltsgebietes 
können ggf. Boden- und Grundwasserbelastungen mit per- und polyfluorierten 
Chemikalien (PFC) vorliegen. Geplante Abbauvorhaben in möglichen 
Einflussbereichen belasteter Flächen müssen dahingehend im Einzelfall beurteilt 
werden, entsprechende Untersuchungen könnten im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens erforderlich werden. Im Bereich des Vorbehaltsgebietes 
verläuft eine Ferngasleitung. Bestand und Betrieb der Leitung, deren Trasse 
einschließlich des erforderlichen Schutz-streifens sind in einem etwaigen 
Genehmigungsverfahren entsprechend sicherzustellen. 
 

  - Gemeinde Weichering, nördlich Schornreuter Kanal (Ki 107) 
 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Fläche ist im 
regionalen Konzept für den Abbau quartärer Kiese als Vorschlag des Gutachters 
enthalten.  
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  - Gemeinde Karlshuld, südöstlich Neuschwetzingen (Ki 108) 
 
Neuausweisung im direkten Anschluss an bestehende Gewinnungsstelle zur 
Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. 
 

  - Gemeinde Weichering, nördlich Lichtenau (Ki 109) 
 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. Die bedarfsgerechte 
Flächeninanspruchnahme durch zwingend erforderliche Ausbaumaßnahmen an der 
benachbarten Bundesstraße B16 steht den regionalplanerischen Belangen der 
Rohstoffsicherung nicht entgegen. Im Bereich des Vorbehaltsgebietes befinden sich 
Bodendenkmäler. Im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens ist deren Belangen 
gemäß einschlägiger gesetzlicher Regelungen (BayDSchG) Rechnung zu tragen. Im 
Bereich des Vorbehaltsgebietes verläuft eine Ferngasleitung. Bestand und Betrieb 
der Leitung, deren Trasse einschließlich des erforderlichen Schutzstreifens sind in 
einem etwaigen Genehmigungsverfahren entsprechend sicherzustellen. 
 

  - Gemeinde Weichering, nordöstlich Lichtenau (Ki 111) 
 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. 

   
  Landkreis Pfaffenhofen a.d.Ilm 
   
  - Gemeinde Baar-Ebenhausen, westlich Baar-Ebenhausen (Ki 114)  

 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Fläche ist im 
regionalen Konzept für den Abbau quartärer Kiese als Vorschlag des Gutachters 
enthalten.  
 

  - Gemeinde Baar-Ebenhausen und Markt Manching, nordwestlich Ebenhausen-Werk 
(Ki 115)  
 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Fläche ist im 
regionalen Konzept für den Abbau quartärer Kiese als Vorschlag des Gutachters 
enthalten.  
 

  - Gemeinde Baar-Ebenhausen, westlich A9 (Ki 116)  
 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes im direkten 
Anschluss an bestehenden Baggersee. Fläche ist im regionalen Konzept für den 
Abbau quartärer Kiese als Vorschlag des Gutachters enthalten.  
 

  - Markt Manching, nördlich Lindacher See (Ki 117)  
 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Fläche ist im 
regionalen Konzept für den Abbau quartärer Kiese als Vorschlag des Gutachters 
enthalten. Im Bereich des Vorranggebietes Ki 117 liegen Erkenntnisse zu Boden- und 
Grundwasserbelastungen mit per- und polyfluorierten Chemikalien (PFC) vor. 
Geplante Abbauvorhaben in möglichen Einflussbereichen belasteter Flächen müssen 
dahingehend im Einzelfall beurteilt werden, entsprechende Untersuchungen können 
im Rahmen des Genehmigungsverfahrens erforderlich werden. 
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Zu 
5.2.4.2.2 

G Landkreis Neuburg-Schrobenhausen 

  - Markt Burgheim, westlich Straß (Sa 102) 
 
Übernahme und randliche Neuabgrenzung eines bislang bereits bestehenden 
Vorbehaltsgebietes. Nutzbares Potential eingeschränkt durch die erforderlichen 
Sicherheitsabstände zu der das Gebiet durchquerenden Bahnstrecke sowie zu der 
Bundesstraße an der Nordgrenze.  
 

  - Stadt Schrobenhausen und Gemeinde Langenmosen, nordwestlich 
Schrobenhausen (Sa 105) 
 
Übernahme eines bislang bereits bestehenden Vorbehaltsgebietes zur Deckung des 
allgemeinen Rohstoffbedarfes östlich einer Abbaustelle. Im Bereich des 
Vorbehaltsgebietes befinden sich Bodendenkmäler. Im Rahmen eines 
Genehmigungsverfahrens ist deren Belangen gemäß einschlägiger gesetzlicher 
Regelungen (BayDSchG) Rechnung zu tragen. 
 

  - Gemeinde Karlskron und Markt Reichertshofen, südlich Aschelsried (Sa 107) 
 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. 
 

  Landkreis Pfaffenhofen a.d.Ilm 
 

  - Gemeinde Karlskron und Markt Reichertshofen, südlich Aschelsried (Sa 107) 
 
Begründung s.o. 
 

  - Stadt Pfaffenhofen a.d.Ilm, nordwestlich Kleinreichertshofen (Sa 111) 
 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes angrenzend an 
abgeschlossene Gewinnungsstellen.  
 

  - Stadt Pfaffenhofen a.d.Ilm, westlich Eberstetten (Sa 112) 
 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Konkretes 
Firmeninteresse an einem Abbau ist trotz mäßiger Rohstoffqualität gegeben.  
 

  - Stadt Pfaffenhofen a.d.Ilm, westlich Siebenecken (Sa 113) 
 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes unmittelbar 
angrenzend an abgeschlossene Gewinnungsstelle. Konkretes Firmeninteresse an 
einem Abbau ist gegeben.  
 

  - Hettenshausen, westlich Winden (Sa 114) 
 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes unmittelbar 
angrenzend an eine bestehende Gewinnungsstelle. Konkretes Firmeninteresse an 
einem Abbau ist gegeben.  
 

Zu 
5.2.4.2.3 

G Landkreis Eichstätt 

  - Gemeinde Adelschlag, südlich Weißenkirchen (Le 106) 
 
Übernahme eines bislang bereits bestehenden Vorbehaltsgebietes zur Deckung des 
allgemeinen Rohstoffbedarfes. Mitgewinnung des den Lößlehm unterlagernden 



Regionalplan Ingolstadt          8 – Soziale und kulturelle Infrastruktur 
  Begründung 

Seite 42 von 62 

Sandes bietet erweiterte Verwendungsmöglichkeiten, z.B. für Bauvorhaben. 
   
  Landkreis Neuburg-Schrobenhausen 
  - Gemeinde Bergheim und Stadt Neuburg a.d.Donau, westlich Igstetterhof (Le 103) 

 
Übernahme und Neuabgrenzung eines bislang bereits bestehenden 
Vorbehaltsgebietes zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. Durch das 
Vorbehaltsbiet Le 103 verläuft die Ethylenfernleitung, deren Trasse einschließlich des 
erforderlichen Schutzstreifens (derzeit beidseits 3 m) sind in einem etwaigen 
Genehmigungsverfahren entsprechend zu würdigen. 

   
Zu 
5.2.4.2.4 

G Landkreis Eichstätt 

  - Markt Mörnsheim, westlich Mühlheim (Kp 100) 
 
Unveränderte Übernahme eines bislang bereits bestehenden Vorbehaltsgebietes zur 
Sicherung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. 
 

  - Markt Mörnsheim, nördlich Haunsfeld (Kp 101) 
 
Unveränderte Übernahme eines bislang bereits bestehenden Vorbehaltsgebietes zur 
Sicherung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. 
 

  - Gemeinde Oberdolling, südöstlich Harlanden (Kp 102) 
 
Unveränderte Übernahme eines bislang bereits bestehenden Vorbehaltsgebietes zur 
Sicherung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. 
 

  - Stadt Eichstätt und Gemeinde Schernfeld, Blumenberg (Kp 103) 
   

Abstufung eines bislang bereits bestehenden Vorranggebietes um neben einer 
eventuellen Rohstoffgewinnung auch die bereits etablierte Nutzung zu Zwecken der 
Umweltbildung und des Tourismus (u.a. Besuchersteinbruch) zu ermöglichen. 

   
Zu 
5.2.4.2.5 

G Landkreis Eichstätt 

  - Markt Titting, nördlich Erkertshofen (Kj 100) 
 
Unveränderte Übernahme eines bislang bereits bestehenden Vorbehaltsgebietes zur 
Sicherung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. 
 

  - Markt Titting, südöstlich Stadelhofen (Kj 101) 
 
Unveränderte Übernahme eines bislang bereits bestehenden Vorbehaltsgebietes zur 
Sicherung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. 
 

  - Markt Titting, südlich Großnottersdorf (Kj 102) 
 
Unveränderte Übernahme eines bislang bereits bestehenden Vorbehaltsgebietes zur 
Sicherung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. 
 

  - Markt Titting, südwestlich Morsbach (Kj 103) 
 
Unveränderte Übernahme eines bislang bereits bestehenden Vorbehaltsgebietes zur 
Sicherung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. 
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  - Markt Titting, südöstlich Morsbach (Kj 104) 
 
Unveränderte Übernahme eines bislang bereits bestehenden Vorbehaltsgebietes zur 
Sicherung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. 
 

  - Markt Titting, Galgenberg nördlich Emsing (Kj 105) 
 
Unveränderte Übernahme eines bislang bereits bestehenden Vorbehaltsgebietes zur 
Sicherung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. 
 

  - Markt Titting, östlich Emsing (Kj 106) 
 
Unveränderte Übernahme eines bislang bereits bestehenden Vorbehaltsgebietes zur 
Sicherung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. 
 

  - Gemeinde Großmehring, Gösselsberg südöstlich Demling (Kj 107) 
 
Neuausweisung zur Deckung des allgemeinen Rohstoffbedarfes unmittelbar 
angrenzend an eine bestehende Gewinnungsstelle. Konkretes Firmeninteresse an 
einem Abbau ist gegeben.  

   
Zu 
5.2.4.2.6 

G Landkreis Eichstätt 

  - Markt Titting, Heiligenkreuz (Do 100) 
 
Unveränderte Übernahme eines bislang bereits bestehenden Vorbehaltsgebietes zur 
Sicherung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. 
 

   
- Gemeinde Pollenfeld, nordwestlich Wachenzell (Do 101) 
 
Unveränderte Übernahme eines bislang bereits bestehenden Vorbehaltsgebietes zur 
Sicherung des allgemeinen Rohstoffbedarfes. 
 

  - Markt Titting, südlich Haunstetten (Do 103) 
   

Neufestlegung im Anschluss an bestehendes Vorranggebiet zur Sicherung des 
allgemeinen Rohstoffbedarfes. 

   
   
Zu 
5.2.4.2.7 

G Landkreis Eichstätt 

  - Markt Rennertshofen und Markt Wellheim, östlich Emskeim (Ke 102) 
 
Neuausweisung in möglichem Verbreitungsgebiet, bei entsprechender 
Rohstoffeignung ist konkretes Firmeninteresse an einem Abbau gegeben. 
 

  - Markt Rennertshofen und Markt Wellheim, südlich Gammersfeld (Ke 202) 
 
Neuausweisung aufgrund entsprechender Erkundungsergebnisse. Aufgrund der Lage 
im Wasserschutzgebiet ist für ein konkretes Abbauvorhaben eine Einzelfallprüfung 
erforderlich. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Markt Wellheim, nördlich Konstein (Ke 103) 
 
Neuausweisung in möglichem Verbreitungsgebiet, bei entsprechender 
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Rohstoffeignung ist konkretes Firmeninteresse an einem Abbau gegeben. 
 

  - Markt Wellheim, südöstlich Gammersfeld (Ke 203) 
   

Neuausweisung aufgrund entsprechender Erkundungsergebnisse. Aufgrund der Lage 
im Wasserschutzgebiet ist für ein konkretes Abbauvorhaben eine Einzelfallprüfung 
erforderlich. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Markt Dollnstein, östlich Groppenhof (Ke 104) 
 
Neuausweisung in möglichem Verbreitungsgebiet, bei entsprechender 
Rohstoffeignung ist konkretes Firmeninteresse an einem Abbau gegeben. 
 

  - Markt Dollnstein und Stadt Eichstätt, östlich Breitenfurt (Ke 105) 
 
Neuausweisung in möglichem Verbreitungsgebiet, bei entsprechender 
Rohstoffeignung ist konkretes Firmeninteresse an einem Abbau gegeben. 
 

  - Gemeinde Adelschlag und Markt Dollnstein, Sulzbuck (Ke 106) 
 
Neuausweisung in möglichem Verbreitungsgebiet, bei entsprechender 
Rohstoffeignung ist konkretes Firmeninteresse an einem Abbau gegeben. 
 

  - Gemeinde Adelschlag und Markt Wellheim, nordöstlich Aicha (Ke 107) 
 
Neuausweisung in möglichem Verbreitungsgebiet, bei entsprechender 
Rohstoffeignung ist konkretes Firmeninteresse an einem Abbau gegeben. 
 

  - Markt Wellheim, südöstlich Hard (Ke 108) 
 
Neuausweisung in möglichem Verbreitungsgebiet, bei entsprechender 
Rohstoffeignung ist konkretes Firmeninteresse an einem Abbau gegeben. 
 

  - Markt Wellheim und Gemeinde Adelschlag, südöstlich Biesenhard (Ke 110) 
 
Neuausweisung in Verbreitungsgebiet, bei entsprechender Rohstoffeignung ist 
konkretes Firmeninteresse an einem Abbau gegeben. 
 

  - Gemeinde Adelschlag, südöstlich Ochsenfeld (Ke 111) 
 
Neuausweisung in Verbreitungsgebiet, bei entsprechender Rohstoffeignung ist 
konkretes Firmeninteresse an einem Abbau gegeben. 
 

   
  Landkreis Neuburg-Schrobenhausen 

 
  - Markt Rennertshofen, nordwestlich Emskeim (Ke 100) 

 
Neuausweisung im Bereich von Vorkommen, bei entsprechender Rohstoffeignung ist 
konkretes Firmeninteresse an einem Abbau gegeben. 
 

  - Markt Rennertshofen, südöstlich Ammerfeld (Ke 101) 
 
Neuausweisung in möglichem Verbreitungsgebiet, bei entsprechender 
Rohstoffeignung ist konkretes Firmeninteresse an einem Abbau gegeben. 
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  - Markt Rennertshofen und Markt Wellheim, östlich Emskeim (Ke 102) 
 
Begründung s.o. 
 

  - Stadt Neuburg a.d.Donau, südwestlich Bergen (Ke 109) 
 
Neuausweisung in Verbreitungsgebiet, bei entsprechender Rohstoffeignung ist 
konkretes Firmeninteresse an einem Abbau gegeben. Durch das Vorbehaltsgebiet Ke 
109 verläuft die Ethylenfernleitung, deren Trasse einschließlich des erforderlichen 
Schutzstreifens (derzeit beidseits 3 m) sind in einem etwaigen 
Genehmigungsverfahren entsprechend zu würdigen. Im Bereich des 
Vorbehaltsgebietes verläuft die Mineralölfernleitung TAL, Bestand und Betrieb der 
Leitung, deren Trasse einschließlich des erforderlichen Schutzstreifens (derzeit 
beidseits 5 m) sind in einem etwaigen Genehmigungsverfahren entsprechend 
sicherzustellen. 
 
- Stadt Neuburg a.d.Donau, westlich Bittenbrunn (Ke 207) 

   
Neuausweisung aufgrund entsprechender Erkundungsergebnisse. Aufgrund der Lage 
im Wasserschutzgebiet ist für ein konkretes Abbauvorhaben eine Einzelfallprüfung 
erforderlich. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 
 

  - Stadt Neuburg a.d.Donau, östlich Gietlhausen (Ke 208) 
   

Neuausweisung aufgrund entsprechender Erkundungsergebnisse. Aufgrund der Lage 
im Wasserschutzgebiet ist für ein konkretes Abbauvorhaben eine Einzelfallprüfung 
erforderlich. Konkretes Firmeninteresse an einem Abbau ist gegeben. 

   
  - Gemeinde Egweil und Gemeinde Bergheim, nördlich Unterstall (Ke 112) 

 
Neuausweisung in Verbreitungsgebiet mit lediglich randlicher Übernahme eines 
bereits bestehenden Vorbehaltsgebietes. Bei entsprechender Rohstoffeignung ist 
konkretes Firmeninteresse an einem Abbau gegeben. 
Durch das Vorbehaltsgebiet Ke 112 verläuft die Ethylenfernleitung, deren Trasse 
einschließlich des erforderlichen Schutzstreifens (derzeit beidseits 3 m) sind in einem 
etwaigen Genehmigungsverfahren entsprechend zu würdigen. Im Bereich des 
Vorbehaltsgebietes verläuft die Mineralölfernleitung TAL, Bestand und Betrieb der 
Leitung, deren Trasse einschließlich des erforderlichen Schutzstreifens (derzeit 
beidseits 5 m) sind in einem etwaigen Genehmigungsverfahren entsprechend 
sicherzustellen. Im Bereich des Vorbehaltsgebietes befinden sich Bodendenkmäler. 
Im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens ist deren Belangen im Rahmen der 
einschlägigen gesetzlichen Regelungen (BayDSchG) Rechnung zu tragen. 
 

  - Stadt Neuburg a.d.Donau, nördlich Joshofen (Ke 113) 
 
Neuausweisung im Bereich eines möglichen lokalen Vorkommens. Bei 
entsprechender Rohstoffeignung ist konkretes Firmeninteresse an einem Abbau 
gegeben. 
 

  - Gemeinde Bergheim, nordwestlich Bergheim (Ke 114) 
 
Neuausweisung im Bereich eines möglichen lokalen Vorkommens. Bei 
entsprechender Rohstoffeignung ist konkretes Firmeninteresse an einem Abbau 
gegeben. 
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  - Gemeinde Egweil und Gemeinde Bergheim, nordöstlich Hennenweidach (Ke 115) 
 
Neuausweisung in möglichem Verbreitungsgebiet, bei entsprechender 
Rohstoffeignung ist konkretes Firmeninteresse an einem Abbau gegeben. 
Am nördlichen Rand des Vorbehaltsgebietes Ke 115 verläuft die Ethylenfernleitung, 
deren Verlauf einschließlich des erforderlichen Schutzstreifens (derzeit beidseits 3 m) 
sind in einem etwaigen Genehmigungsverfahren entsprechend zu würdigen. Im 
Bereich des Vorbehaltsgebietes verläuft die Mineralölfernleitung TAL, Bestand und 
Betrieb der Leitung, deren Trasse einschließlich des erforderlichen Schutzstreifens 
(derzeit beidseits 5 m) sind in einem etwaigen Genehmigungsverfahren entsprechend 
sicherzustellen. 

   
Zu 5.2.4.3 Z  Die Region ist in hohem Maße von Rohstoffabbau in Anspruch genommen. 

Insbesondere im Donautal, wo als grundlegender Baurohstoff hochwertige Kiese und 
Sande im Nassabbau gewonnen werden, entstehen in weiter anhaltender Dynamik 
große Wasserflächen. Auch wenn im Zuge von Rohstoffabbauvorhaben und 
insbesondere als Folge abgestimmter Folgenutzungskonzepte durchaus positive 
Effekte auf Natur und Umwelt erzeugt werden können, bergen sie aufgrund der 
zunehmenden Flächenkonkurrenzen ein hohes Konfliktpotential. Zur Minimierung 
dieser Konflikte und zur vorsorgenden Sicherung der Vorkommen für die zu 
erwartende Bedarfsdeckung werden im Regionalplan auf Basis eines umfassenden 
Planungsprozesses abgestimmte Vorrang- und Vorbehaltsgebiete festgelegt. 
Planungen und Maßnahmen für einen Rohstoffabbau außerhalb dieser Gebiete ist 
daher aus regionalplanerischer Sicht in der Regel nicht erforderlich und nur in explizit 
begründeten Ausnahmefällen zu befürworten. In folgenden Bereichen soll aufgrund 
des hohen Konfliktpotentiales ein Rohstoffabbau weitgehend unterbunden werden 
bzw. nur unter engen Rahmenbedingungen zulässig sein: 

   
  - Im Umfeld der Donauniederung, insbesondere im Donaumoos befinden sich 

einige der wichtigsten Lebensräume für Wiesenbrüterarten. Deren Bestand ist 
in Bayern stark rückläufig, daher ist der Erhalt potentieller Lebensräume und 
Brutreviere von großer Bedeutung. Ein Abbau von Bodenschätzen greift 
großflächig in diese Lebensräume ein und ist daher in der Regel nicht mit den 
Zielen des Schutzes der entsprechenden Wiesenbrüterarten vereinbar. 

    
  -  Im Zuge von Hochwasserereignissen besteht ohne schützende Überdeckung 

die Gefahr des ungefilterten Eintrages von Schadstoffen in das offenliegende 
Grundwasser. Standorte für Maßnahmen des Hochwasserschutzes, -
abflusses oder -rückhaltes sind bestimmungemäß bevorzugt von 
Hochwassereinträgen betroffen. Der Erhalt einer schützenden 
Grundwasserüberdeckung bzw. deren Wiederherstellung durch ausreichende 
Verfüllung mit geeigneten umweltunschädlichen Materialien ist somit in diesen 
Bereichen von großer Bedeutung. Dies gilt auch in den Fällen, bei denen ein 
vorhergehender Nassabbau von Rohstoffen Bestandteil der Realisierung einer 
Maßnahme des Hochwasserschutzes, -abflusses oder -rückhaltes ist und 
unter Synergieaspekten explizit anzustreben wäre.   

    
  -  Große Teile der Region, insbesondere südlich der Donau, sind aufgrund der 

niedrigen Bewaldungsprozente von lediglich rund 20% der Fläche durch eine 
relative Waldarmut gekennzeichnet. Waldflächen haben große Bedeutung für 
die Frischluftproduktion, besitzen klimatologische Ausgleichsfunktionen und 
tragen durch Ausfilterprozesse und Abbauvorgänge zur Luftreinigung bei. Als 
lärmarmer Raum können sie bei entsprechender Gemengelage zur Entlastung 
beitragen. Für eine Vielzahl von Pflanzen- und Tierarten stellen Waldgebiete 
wichtige und unersetzliche Lebensräume dar. Wald ist die Grundlage 
hochwertiger forstwirtschaftlicher Produkte und bietet unterschiedliche 
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Möglichkeiten der Erholungsnutzung. Ein Erhalt der bestehenden Waldflächen 
ist daher von großer Bedeutung, eine Mehrung grundsätzlich anzustreben. 
Deshalb soll Wald für den Abbau von Bodenschätzen nur dort in Anspruch 
genommen werden, wo bereits im Vorfeld der Ausbeutung der 
Rohstoffvorkommen ein Erhalt der vielfältigen Waldfunktionen durch 
entsprechend geeignete Maßnahmen sichergestellt wird, unmittelbar im 
Anschluss an die schrittweise erfolgte Ausbeutung und ggf. Wiederverfüllung 
eine Wiederaufforstung mit standortangepasster und klimaresilienter 
Durchmischung durchgeführt wird und ein, auch zeitweiser, Waldverlust durch 
mindestens flächengleiche Ersatzaufforstung ausgeglichen werden kann. 

    
  - Auwälder sind einzigartige, standortgebunden Ökosysteme, die eine 

wesentliche Aufgabe im Naturhaushalt erfüllen und als Lebensraum seltener 
Pflanzen und Tiere dienen. Zudem dienen sie dem Hochwasserschutz und 
erfüllen klimatologische Ausleichsfunktionen. Aufgrund der besonderen 
Wertigkeit sind Auwälder meistens Bestandteil von Schutzgebieten mit 
unterschiedlicher Regelungstiefe. Durch den Abbau mineralischer Rohstoffe 
wird in Auwaldgebieten zwangsläufig Grundwasser freigelegt. Damit ist ein 
endgültiger Verlust an wertvoller Auwaldsubstanz verbunden, der weder 
ausgeglichen noch ersetzt werden kann. In der Planungsregion Ingolstadt 
kommt dem Flächen- und Funktionserhalt des Auwaldes aus 
regionalplanerischer Sicht prioritäres Interesse zu. Ausnahmen gelten in 
Bereichen, in denen explizit durch entsprechende Festlegung von Vorrang- 
bzw. Vorbehaltsgebieten andere Nutzungen ermöglicht werden sollen. 

  - Manche Wälder sind aufgrund bestimmter, herausragender Eigenschaften und 
besonderer Erhaltenswürdigkeit als Bannwald festgelegt. Dem Flächen- und 
Funktionserhalt dieser Waldgebiete kommt somit aus regionalplanerischer 
Sicht prioritäres Interesse zu. Ausnahmen gelten in Bereichen, in denen 
explizit durch entsprechende Festlegung von Vorrang- bzw. 
Vorbehaltsgebieten andere Nutzungen ermöglicht werden sollen.  

    
  - Hochwertige Böden sind die Grundlage für hochwertige landwirtschaftliche 

Produkte. Aufgrund der zunehmenden Flächenkonkurrenzen werden 
zunehmend Böden, die besondere Eignung für landwirtschaftliche 
Bewirtschaftung besitzen, für anderweitige Zwecke in Anspruch genommen. 
Eine fachgerechte, nachhaltige und umweltgerechte Landwirtschaft, die eine 
ausreichende und verbrauchernahe Versorgung gewährleisten soll, ist in 
hohem Masse auf den Erhalt hochwertiger Böden angewiesen. Es ist daher 
für die nachhaltige Sicherung regionaler Versorgungsstrukturen von großer 
Bedeutung solche hochwertigen Böden für die landwirtschaftliche 
Bewirtschaftung zu erhalten.  Rohstoffabbau als flächenintensiver Eingriff stellt 
dabei eine wesentliche Einflussgröße in entsprechende Böden dar. Es ist 
daher von großer Bedeutung den dadurch bedingten Auswirkungen 
entgegenzutreten. Die potentiellen Auswirkungen eines etwaigen 
Rohstoffabbaues auf Böden sind im Rahmen eines etwaigen 
Genehmigungsverfahrens vom Antragsteller fachkompetent, plausibel und 
nachvollziehbar darzustellen und dafür erforderliche Ausgleichsmaßnahmen in 
entsprechender Form nachzuweisen. 

    
  - Im Zuge natürlicher Kreisläufe bilden sich Bereiche aus, in denen Kohlenstoff 

in stofflicher Form gebunden abgelagert wird und damit dauerhaft als 
klimawirksames Gas der Atmosphäre entzogen wird. Eine wichtige 
Maßnahme, die Folgen des Klimawandels abzumildern ist daher der Erhalt 
und idealerweise die Steigerung solcher Kohlenstoffsenken. 
Böden stellen nach den Ozeanen den größten nicht mineralischen 
Kohlenstoffspeicher auf der Erde dar. Im Boden, insbesondere in den 
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Humusanteilen, ist mehr als doppelt so viel Kohlenstoff gebunden, wie sich 
CO2 in der Atmosphäre befindet. Hochwertiger Ackerboden, Waldböden, vor 
allem aber auch Moorböden zeichnen sich z.B. durch hohe Humusgehalte und 
damit gespeicherten Kohlenstoff aus. Durch unangepasste Bewirtschaftung 
oder in Folge von Abgrabung und Lagerung kann der im Boden enthaltene 
Kohlenstoff als CO2 und damit klimawirksames Gas freigesetzt werden. Es ist 
daher in Hinsicht auf die Zielsetzungen den Auswirkungen des Klimawandels 
entgegenzuwirken erforderlich, einem weiteren Humusabbau in den Böden 
entgegenzuwirken und vielmehr dessen Aufbau zu fördern.  
Ebenso sind in der Biomasse von Wäldern große Mengen an Kohlenstoff 
gebunden. In Folge von Rodungen im Zuge von Rohstoffabbauten kommt es 
z.B. durch kurz – bzw. mittelfristige thermische Verwertung oder auch 
Zersetzung zu einer Freisetzung von u.a. CO2.  
Rohstoffabbau als flächenintensiver Eingriff in entsprechende 
Kohlenstoffsenken stellt dabei eine wesentliche Einflussgröße dar. Es ist 
daher von großer Bedeutung den dadurch bedingten Auswirkungen 
entgegenzutreten. Die potentiellen Auswirkungen eines etwaigen 
Rohstoffabbaues auf etwaige Kohlenstoffsenken sind im Rahmen eines 
etwaigen Genehmigungsverfahrens vom Antragsteller fachkompetent, 
plausibel und nachvollziehbar darzustellen und dafür erforderliche 
Ausgleichsmaßnahmen in entsprechender Form nachzuweisen. 

    
  -  Rohstoffgewinnungsstellen können während der Dauer des Abbaues und in 

Abhängigkeit der vorgesehenen Nachfolgenutzung auch dauerhaft die 
Durchgängigkeit bestehender Verbindungswege von Siedlungen mit 
Wohnnutzung zu Standorten mit zentraler Grundversorgung unterbrechen. 
Auch eine etwaige Verlegung kann zu einer aus regionalplanerischer Sicht 
unzumutbaren Verlängerung der entsprechenden fußläufigen bzw. 
fahrradgebundenen Versorgungswege führen. Ebenso kann das Heranrücken 
einer Rohstoffgewinnung an Gebiete mit Wohnnutzung eine aus 
regionalplanerischer Sicht unerwünschte optische Bedrängung der dort 
Wohnenden darstellen. Eine Rohstoffgewinnung hat daher in Bereichen, in 
denen entsprechende Effekte zu besorgen sind, zu unterbleiben. In 
Zweifelsfällen ist regelmäßig der Planungsausschuss des Regionalen 
Planungsverbandes entsprechend beschlussmäßig zu befassen.     

    
  -  Flächen nach Art. 23 Abs. 1 BayNatSchG stellen Biotope dar, die für den 

ökologischen Ausgleich in unserer Umwelt sowie für die Sicherung der 
menschlichen Lebensgrundlagen von überragender Bedeutung sind. Daneben 
haben sie als Rückzugsgebiete für Pflanzenarten größte Wichtigkeit. Ein 
Verlust dieser Flächen durch den Abbau von Bodenschätzen muss vermieden 
werden. 
 

Zu 5.2.4.4 G Nach Erhebungen des Bayerischen Landesamtes für Umwelt (2021), ermittelt für 
zwei aktuelle Bezugsjahre, entsteht trotz teilweiser Verfüllung insbesondere im 
Umfeld der Flugplätze Neuburg/Zell sowie Ingolstadt/Manching eine jährliche 
dauerhafte Wasserflächenzunahme von ca. 9,5 ha allein durch Nassabbau. In der 
Regel sind diese Kiese von hoher Qualität und bieten eine hervorragende Grundlage 
für die Produktion hochwertiger Baurohstoffe. Ihre vielfältigen Einsatzmöglichkeiten 
und die aufgrund des geringen Aufbereitungsaufwandes wirtschaftlich günstigen 
Fördervoraussetzungen bedingen eine hohe Abbauleistung.  
Auch bei einer letztlich positiv zu bewertenden Nachfolgenutzung, die sich an 
ökologischen Zielen orientiert oder der Erholung dient, ist damit in der Regel 
insbesondere ein endgültiger Verlust landwirtschaftlich nutzbarer Flächen und 
natürlich aufgebauter Bodensubstanz verbunden. Weitere Belange wie u.a. Grund- 
und Hochwasserschutz, Artenschutz, Flugsicherheit können negativ betroffen sein. 
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Die Wasserflächen führen zu einer nachhaltigen Veränderung des gewohnten 
Landschaftsbildes und bei unkoordinierter und unkontrollierter Freizeitnutzung zu 
entsprechendem Konfliktpotential.  Angesichts der vielschichtigen Probleme sollte ein 
weiteres Anwachsen der bereits in erheblichem Umfang bestehenden Wasserflächen 
durch Nassabbau nur in dem unbedingt erforderlichen Ausmaß erfolgen.  
Die günstigen Gewinnungsbedingungen führen häufig zu einer Verwendung in 
Einsatzgebieten in denen die entsprechend hochwertigen Eigenschaften nicht 
unbedingt erforderlich sind.  Zur Schonung der mittlerweile zunehmend eingeschränkt 
verfügbaren hochwertigen Vorkommen und zur Minimierung der mit zunehmenden 
Wasserflächen verbundenen Konflikte ist darauf hinzuwirken, dass 
Gewinnungsstellen vorrangig in weniger problembehafteten Abbaugebieten im 
Trockenabbau betrieben werden und Abbauprodukte nur gemäß den für die 
Anwendung unbedingt erforderlichen Qualitätsansprüchen zum Einsatz kommen. Ein 
an den jeweiligen Einsatzgebieten angepasste Verwendung von Rohstoffqualitäten 
dient auch der nachhaltigen und langfristig orientierten Sicherung der Versorgung der 
regionalen Bauwirtschaft mit hochwertigen Rohstoffen und Primärprodukten.  

   
Zu 5.2.5  Abbau 
   
Zu 5.2.5.1 Z  Der Abbau insbesondere von Steine-Erden-Rohstoffen nimmt häufig große Flächen in 

Anspruch. Das gesamte Vorhaben vom Beginn des Abbaues bis zur 
abgeschlossenen Rekultivierung erstreckt sich dabei in der Regel über einen großen 
Zeitraum. Um zumindest abschnittsweise die mit einem Abbau verbundenen 
negativen Auswirkungen zu minimieren und auf einen beschränkten Zeitraum zu 
konzentrieren, bietet es sich an, das Gesamtvorhaben in einzelne Abschnitte zu 
gliedern und diese Zug um Zug voranzutreiben. Unmittelbar nach Abschluss eines 
Abschnittes soll mit dessen Rekultivierung begonnen werden und diese idealerweise 
noch vor Beginn des übernächsten Abbauabschnittes abgeschlossen sein.   
In den Schwerpunkträumen liegen die Abbaugebiete häufig unmittelbar benachbart 
oder in Sichtbeziehung. Um einen willkürlichen und ungeordneten Abbau zu 
vermeiden, sind deshalb insbesondere für die Schwerpunkträume verbindliche 
Abbaukonzepte zu erarbeiten und aufeinander abzustimmen sowie isolierte 
Neuaufschlüsse soweit als möglich zu vermeiden. Dabei soll der Abbauplan die 
Gliederung der einzelnen Abbauabschnitte erkennen lassen und Aussagen über die 
vorgesehenen Rekultivierungsmaßnahmen abschnittsweise enthalten. Durch eine 
verbindlich festgelegte Abbau- und Rekultivierungsplanung kann die landschaftliche 
Umgestaltung und die Beeinträchtigung der Umwelt auf das unabdingbar notwendige 
Maß reduziert werden.  

   
Zu 5.2.5.2 G Der Abbau von Bodenschätzen im Tagebau führt in der Regel zu erheblichen 

Eingriffen in Naturhaushalt und Landschaftsbild und, zumindest zwischenzeitlich, 
großflächigen Verlusten an anderweitig nutzbaren Flächen. Im Sinne der langfristigen 
Rohstoffversorgung und um einen ökonomischen Abbau, insbesondere einen 
sparsamen Verbrauch von Flächen und Bodenschätzen zu gewährleisten, ist der 
vollständige Abbau der Lagerstätten anzustreben, soweit fachliche Belange nicht 
entgegenstehen. 

  Durch Vorerkundungen können die Untergrundverhältnisse, insbesondere auch bei 
Kiesvorkommen, bereits im Vorfeld untersucht werden. Dadurch kann vermieden 
werden, dass Flächen mit geringen Bodenschatzmächtigkeiten verritzt werden und für 
einen geringen Rohstoffertrag Eingriffe und Beeinträchtigungen verbunden sind, die  
vergleichsweise nicht mehr in einem akzeptablen Verhältnis zueinander stehen. 

   
Zu 5.2.5.3 Z  Jeder Bodenaufschluss ist mit einem Eingriff in die schützende 

Grundwasserüberdeckung verbunden. Nassabbauten greifen unmittelbar in dieses 
ein. Beides kann grundsätzlich eine Gefährdung des Grundwassers darstellen. Mit 
geeigneten, an die jeweiligen Gegebenheiten abgestimmten Maßnahmen und 
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entsprechend angepasste Abbautechniken ist es in der Regel jedoch möglich, die 
offensichtlichen sowie real auftretenden Gefahren zu vermeiden und auf ein lediglich 
abstraktes Gefährdungspotential zu reduzieren.  Die Maßnahmen und Anforderungen 
sind jeweils im Vorfeld des Abbauvorhabens festzulegen, deren Erfolg anhand der 
Ergebnisse eines angepassten Monitorings zu überprüfen und diese daraufhin ggf. 
anzupassen.  
Die nach dem Abbau verbleibenden Wasserflächen sind Grundwasseraufschlüsse 
und stehen in direkter Verbindung zum Grundwasserreservoir. Jede Verunreinigung 
der Gewässer betrifft also auch die vorrangig zu schützende Ressource Grundwasser 
und ist unbedingt zu vermeiden. Entsprechend angepasste 
Nachfolgenutzungskonzepte können dabei helfen, diese Gefahren zu vermeiden.   

   
   

Zu 5.2.5.4 Z  Der Abbau von Bodenschätzen ist in der Regel mit Lärm-, Erschütterungs-  und 
Staubemissionen verbunden. Maschinenlärm, Sprengungen und Lkw-Verkehr 
belasten die Bewohner der umliegenden Gemeinden zusätzlich. 

  Von daher sind zur Reduzierung der Lärm- und Staubemissionen:  
   
  - abbaufreie Zeiten festzulegen 

    
  - zu den Siedlungsgebieten ausreichende Abstände einzuhalten 
   
  - ggf. während der Abbauzeit Lärmschutzwälle zu errichten 
    
  - zum Schutz des Erholungswertes Sichtschutzwälle anzulegen. 
   
  - Zufahrtswege in geeigneter Weise zu befestigen und regelmäßig zu reinigen sowie 

der aktuelle Stand der Staubminderungstechnik einzuhalten. 
 

Zu 5.2.5.5 G
  

Im Interesse der Vermeidung langfristiger Beeinträchtigungen der Landschaft bzw. 
Landnutzungen und einer zügigen Rekultivierung und Nachfolgenutzung der 
abgebauten Entnahmestellen sollten die Unternehmer die technischen Anlagen, die 
für den Abbau erforderlich waren, unter Beachtung der Belange des Natur-, 
Landschafts- und Artenschutzes so schnell wie möglich beseitigen, damit die 
Rekultivierung frühzeitig abgeschlossen werden kann und die Störung des 
Landschaftsbildes schnell wieder beseitigt wird. 

   
Zu 5.2.6  Nachfolgefunktionen 
   
Zu 5.2.6.1  Allgemeine Festlegungen 
   

Zu 
5.2.6.1.1 

G
  

Im Regionalplan sind die Nachfolgefunktionen für Gewinnungsstellen in den Vorrang- 
bzw. Vorbehaltsgebieten für Bodenschätze festgelegt. Rohstoffabbau ist 
grundsätzlich jedoch auch außerhalb dieser Gebiete möglich. Zu diesen Vorhaben 
kann der Regionalplan keine entsprechend konkrete Aussage treffen, die jeweilige 
Nachfolgenutzung bzw. Rekultivierung wird im jeweiligen Genehmigungsverfahren 
bestimmt. Damit auch diese im Kontext einer nachhaltigen Entwicklung der Region 
stehen, soll den Nachfolgefunktionen generell eine ökologische Gesamtkonzeption 
zugrunde liegen, die sowohl die durch den Abbau betroffenen Flächen als auch die 
Wechselbeziehungen mit den im Wirkraum bestehenden Nutzungsansprüchen 
berücksichtigt.  

   
Zu 
5.2.6.1.2 

Z  Um die seit Jahrhunderten gewachsene Kulturlandschaft in ihrer physischen 
Ausformung und in ihrem Erscheinungsbild sowie die traditionellen Nutzungsformen 
zu erhalten, sind Rohstoffabbaugebiete im Regelfall wieder in einem dem 
Ausgangszustand vergleichbaren Zustand in der Landschaft zu versetzen.  
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  Der Regionalplan kann allerdings andere Nachfolgefunktionen bestimmen.  
  In begründeten Einzelfällen kann es zudem aus höherrangigem öffentlichen Interesse 

erforderlich sein bzw. aus Gründen des Flächensparens oder hinsichtlich der dem 
Klimawandel geschuldeten Erfordernisse synergetisch sinnvoll sein, von dieser 
Rückführung in die dem Rohstoffabbau vorhergehende Nutzung abzuweichen.   
Als Nachfolgenutzung von Abbaugebieten für Sand, Kies, Ton und Bentonit ist auch 
die Errichtung von Deponien der Deponieklassen DK 0 - II in Betracht zu ziehen, 
soweit sich der Standort für eine solche Nutzung eignet und ein entsprechender 
Bedarf an Deponieraum zur Ablagerung von mineralisierten Abfällen besteht. Die 
frühzeitige Ermittlung und Planung von geeigneten Deponiestandorten ist erforderlich, 
um die Entsorgungssicherheit im jeweiligen Entsorgungsgebiet nachhaltig sicher zu 
stellen. Eine schadlose und ordnungsgemäße Beseitigung von nicht mehr (stofflich 
und thermisch) verwertbaren mineralisierten Abfällen ist ein wichtiger Baustein einer 
funktionierenden Abfallwirtschaft. 

  Eine Neugestaltung des landschaftlichen Erscheinungsbildes nach dem Abbau kann 
beispielsweise dazu beitragen, die landschaftliche Attraktivität und den Erholungswert 
der Landschaft zu steigern ggf. zerstörte Landschaftsteile zu sanieren und/oder durch 
angepasste ökologische Netzstruktur bzw. Bildung ökologischer Nischen Refugien für 
vom Aussterben bedrohte Tiere und Pflanzen zu schaffen (Sekundärbiotope). 

  Eine besondere Bedeutung kommt in diesem Sinne den Abraumhalden aus dem 
Abbau der Plattenkalke zu. Diese können zwar als vegetationslose Flächen den 
Erholungswert und die Landschaftsästhetik beeinträchtigen, stellen allerdings gerade 
deshalb auch wertvolle Biotope dar, denen aus der Sicht des Artenschutzes, 
insbesondere in Bezug auf Magerrasen- und Trockenstandorte, überragende 
Bedeutung zukommt. Das hier vorhandene Potential von Arten hat landesweite und 
zum Teil sogar bundesweite Bedeutung.  Um diese Vorkommen an seltenen Tieren 
und Pflanzen langfristig zu sichern, ist es unbedingt erforderlich, partiell bei der 
Nachfolgenutzung verstärkt die Biotopentwicklung und die natürliche Sukzession zu 
berücksichtigen. Diesen Belangen ist in besonderer Weise Rechnung zu tragen. 

  Bei entsprechender Lagegunst können sich in Einzelfällen Synergien zwischen einem 
Rohstoffabbauvorhaben und einer grundsätzlich im öffentlichen Interesse stehenden 
anderweitigen Raumnutzung ergeben. Synergien können beispielweise darin 
bestehen, dass im Zuge der Rekultivierungsauflagen eine Realisierung der im 
öffentlichen Interesse liegenden Nutzung vorbereitet wird oder die Realisierung auf 
einer durch den Abbau vorbelasteten Fläche andernorts entsprechende Eingriffe auf 
Flächen mit ungestörtem Bodenaufbau vermieden werden.  

   
Zu 
5.2.6.1.3 

Z  Die Verfüllung von Kiesgruben mit offengelegtem Grundwasser ist aus 
wasserwirtschaftlicher Sicht wegen der nur schwer auszuschließenden Risiken für 
das Grundwasser nicht mehr vorzusehen. Eine lückenlose Kontrolle des 
Verfüllmaterials durch entsprechende Überwachung ist mit einem vertretbaren 
Aufwand kaum möglich. Deshalb besteht bei einer direkten Verfüllung von 
Baggerseen nach einem Nassabbau die Gefahr der Grundwasserverunreinigung. 
Zudem steht geeignetes, unbelastetes Material für eine Wiederverfüllung nach den 
bisherigen Erfahrungen nicht einmal für die Gruben, bei denen eine Wiederverfüllung 
im Grundwasser ausnahmsweise zulässig ist, ausreichend zur Verfügung (vgl. dazu 
Anforderungen an die Verfüllung von Gruben und Brüchen sowie Tagebauen (Verfüll-
Leitfaden) in der Fassung 15. Juli 2021, eingeführt vom Bayerischen 
Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz mit Schreiben vom 01.09.2021, 
Nr. 57d-U4449.3-2021/1-36). Deshalb sollen in der Regel Nassabbauten nach 
abgeschlossener Rohstoffgewinnung nicht mehr wiederverfüllt werden.  

  Ausgenommen davon ist die Verfüllung von unbedenklichem Bodenaushub aus dem 
örtlichen Abbau. Des Weiteren sind davon ausgenommen  Nassabbauten, bei denen 
aus Gründen eines höherrangigen öffentlichen Interesses zur Vermeidung einer 
offenen Wasserfläche eine Wiederverfüllung mit dafür geeignetem und 
umweltunschädlichem Material zwingend erforderlich ist und der Grundwasserschutz 
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gewahrt bleibt. Zu diesen Gründen zählen insbesondere Vorgaben der 
Regionalplanung für eine Folgenutzung ehemaliger Gewinnungsstätten sowie der 
Bauleitplanung soweit diese den Vorgaben der Regionalplanung nicht widerspricht. 
Diese Vorgaben können z.B. der Flugsicherheit zur Minimierung einer 
Vogelschlaggefahr im Bereich des Militärflugplatzes Neuburg-Zell bzw. des 
Flugplatzes Ingolstadt-Manching oder dem Grundwasserschutz z.B. in 
hochwassergefährdeten Bereichen bzw. Flächen für 
Hochwasserrückhaltemaßnahmen dienen. Des Weiteren können mit dem 
Wasserwirtschaftsamt abgestimmte Planungen und Nutzungskonzepte, überörtliche 
Planungen und qualifizierte Konzepte des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 
abbaubedingte Nutzungskonzepte oder Sicherheitsanforderungen und notwendige 
Maßnahmen zur Böschungs- und Ufergestaltung hierfür herangezogen werden. In 
Einzelfällen kann bei entsprechend geeigneten Rahmenbedingungen auch die 
Wiederverfüllung von bereits bestehenden Baggerseen zur Ermöglichung einer 
Siedlungsentwicklung u.a. aufgrund Aspekte des Flächensparens aus 
regionalplanerischer Sicht im öffentlichen Interesse stehen. 
Die Feststellung des höherrangigen öffentlichen Interesses ist für den konkreten 
Einzelfall jeweils in den erforderlichen Genehmigungsverfahren zu treffen. 
Beurteilungsmaßstab stellt hier regelmäßig der Verfüll-Leitfaden in seiner jeweilig 
aktuellen Fassung dar.  

   
   
Zu 
5.2.6.1.4 

Z Bei einem Rohstoffabbau wird zwangsläufig zumindest ein Teil der natürlichen 
Grundwasserüberdeckung mit deren jeweiliger Schutzfunktion entfernt, wodurch sich 
ein erhöhtes Gefährdungspotential für das Grundwasser hinsichtlich des Eintrags 
etwaiger Kontaminationen ergibt. Insbesondere die Beseitigung der Bodenbedeckung 
mit ihrem Puffer- und Rückhaltevermögen, teilweise sogar einem Potential für 
Abbauprozesse spielt hier eine bedeutende Rolle. Das nachträgliche Einbringen einer 
technischen Sorptionsschicht an der Basis der Gewinnungsstelle kann zwar zur 
Verringerung des Gefährdungspotentials beitragen, dieses jedoch nicht zur Gänze 
ausschließen. Eine etwaige Wiederverfüllung muss daher mit geeignetem, an die 
jeweiligen Standortbedingungen angepasstem Material vorgenommen werden, bei 
dem mit hinreichender Sicherheit davon ausgegangen werden kann, dass davon 
keine umweltschädlichen Auswirkungen zu erwarten sind.  

  Insbesondere bei einer ausnahmsweise zulässigen Wiederverfüllung im 
offenliegenden Grundwasser in Folge eines Nassabbaues kommt es zu einem 
unmittelbaren Kontakt der Verfüllmassen mit dem Grundwasser. In diesen Fällen sind 
an die Eignung des Verfüllmaterials besonders hohe Anforderungen zu stellen und 
diese strikt zu überwachen.  

  Für Hinweise zu einer konkreten Ausgestaltung etwaiger Wiederverfüllungen wird auf 
den Verfüll-Leitfaden in seiner jeweilig aktuellen Fassung  verwiesen. 

   
   
Zu 5.2.6.2  Nachfolgefunktionen für Vorranggebiete und Vorbehaltsgebiete  
   
Zu 
5.2.6.2.1 

Z  Der Abbau von oberflächennahen Bodenschätzen ist zwangsläufig mit 
unvermeidbaren Beeinträchtigungen von z.B. Landschaftsbild, natürlichen 
Lebensräumen, land- und forstwirtschaftlichen Nutzflächen oder Erholungsräumen 
verbunden. Durch die Festlegung der Nachfolgefunktion für Abbauvorhaben innerhalb 
der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete wird auf Ebene des Regionalplanes eine 
Vorgabe für eine der Rohstoffgewinnung nachfolgenden Entwicklung des betroffenen 
Gebietes gegeben, die diese zwangsläufigen Beeinträchtigungen zumindest 
ausgleicht und eine Grundlage für eine regional abgestimmte, nachhaltige und 
zukunftsorientierte Entwicklung des Raumes ermöglicht.  
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Zu 
5.2.6.2.2 

G Nachfolgefunktionstypen: 

  Für die in Kapitel 5.2.3 festgelegten Vorranggebiete sowie in Kapitel 5.2.4 
festgelegten Vorbehaltsgebiete werden verschiedene Nachfolgefunktionstypen 
bestimmt, die im Folgenden gesondert aufgeführt sind. Sie orientieren sich an den 
Herausforderungen für die regionale Entwicklung, an der Notwendigkeit ökologische 
Ausgleichsflächen zu schaffen, an den Zielen, das Biotopverbundsystem der Region 
zu stärken und die ökologische Netzstruktur dichter zu knüpfen, an den Ergebnissen 
teilräumlich erstellter und partizipativ abgestimmter Gutachten und an lokalen 
Planungserfordernissen.  

  Die abgebauten Gebiete werden, soweit sie nicht für die Sicherung durch teils seit 
historischer Zeit andauernde Abbautätigkeit geformte, charakteristische 
Landschaftsbilder erhalten oder für wissenschaftliche Zwecke benutzt werden sollen, 
so wieder in die Landschaft eingegliedert, dass der Erholungswert und die natürliche 
Leistungsfähigkeit der Landschaft wiederhergestellt bzw. erhöht wird. In geeigneten 
Einzelfällen können Synergien erzeugt und im Sinne der Nachfolgefunktionen Räume 
für neue Nutzungsformen geschaffen werden. Gleichzeitig werden damit neue 
Lebensräume für Pflanzen und Tiere geschaffen. Die Rekultivierungsmaßnahmen 
sollen möglichst zeitnah zu den Abbaumaßnahmen erfolgen. 

   
  Lk Landwirtschaftliche Nutzung mit Kleinstrukturen 
   Hierbei handelt es sich überwiegend um Abbauareale in Gebieten mit 

günstigen landwirtschaftlichen Erzeugungsbedingungen. 
   Die Wiederherstellung der abgebauten Flächen für die kleinstrukturierte 

landwirtschaftliche Nutzung steht hier im Vordergrund. 
   Zur Sicherung der ökologischen Vielfalt von Flora und Fauna sind in den 

ökologischen Rekultivierungskonzepten Flächen für die Anpflanzung von 
Feldgehölzen, Feldrainen, Baum- und Buschgruppen und/oder Einzelbäumen 
sowie in Teilbereichen für die Entwicklung von Trocken- und Feuchtstandorten 
sowie Sukzessionsflächen vorzusehen. 

    
  Lbio Landwirtschaftliche Nutzung, naturorientiert 
   Hierbei handelt es sich überwiegend um Abbauareale in Gebieten mit 

günstigen Voraussetzungen für ökologische landwirtschaftliche 
Bewirtschaftung und die Erzeugung landwirtschaftlicher Produkte nach 
ökologischen Qualitätsanforderungen. Diese bewirtschaftungsform bietet sich 
auch in Gebieten mit sensibler Grundwasserüberdeckung, inbesondere über 
Karstgrundwasserleitern, an. 

   Die Wiederherstellung der abgebauten Flächen für die kleinstrukturierte 
landwirtschaftliche Nutzung nach ökologischen Qualitätskriterien steht hier im 
Vordergrund. 

    
  Le Landwirtschaftliche Nutzung, extensiv 
   Hierbei handelt es sich überwiegend um Abbauareale in Gebieten mit 

günstigen Voraussetzungen für extensive landwirtschaftliche Bewirtschaftung 
bzw. Grünlandwirtschaft. 

   Die Wiederherstellung der abgebauten Flächen für extensive 
landwirtschaftliche Nutzung steht hier im Vordergrund. 

    
  WV Wiederverfüllung 
   Eine Wiederverfüllung erfolgt regelmäßig bei Trockenabbauten zur Herstellung 

einer Geländeform, die für die zukünftige Nutzungsform geeignet ist bzw. 
landschaftsästhetischen Gesichtspunkten Rechnung trägt. Bei 
Trockenabbauten wird eine Wiederverfüllung in der Regel nicht explizit im 
Regionalplan festgelegt 

   Bei Nassabbauten soll eine Wiederverfüllung im Regelfall nicht mehr 



Regionalplan Ingolstadt          8 – Soziale und kulturelle Infrastruktur 
  Begründung 

Seite 54 von 62 

stattfinden. Die Festlegung einer Wiederverfüllung im Regionalplan ist 
ausnahmsweise nur in den Einzelfällen angezeigt, bei denen aufgrund 
besonderer Fallgestaltungen, z.B. zur Minimierung der Vogelschlaggefahr aus 
Gründen der Flugsicherheit oder für den Schutz des Grundwassers im Vorfeld 
einer geplanten Hochwasserrückhaltemaßnahme, eine Verfüllung mit 
entsprechend geeigneten Materialien aus übergeordnetem öffentlichem 
Interesse erforderlich ist. 

    
  Fo Aufforstung, standortgemäße Mischbestände 
   Hier steht der in großen Anteilen als waldarm einzustufenden Planungsregion 

der grundsätzliche Erhalt der Waldfläche sowie der gezielte Waldumbau durch 
Wiederaufforstung mit klimaresistenten und standortgerechten 
Mischbeständen im Vordergrund. Der neugegründete Wald soll eine 
zukunftsfähige Grundlage für nachhaltige Forstwirtschaft, naturbezogene 
Erholung sowie Lebensraum für vielfältige Arten bieten.. 

    
  Bio Biotopentwicklung 
   Hier steht die gezielte Entwicklung von Lebensräumen für bestimmte Arten im 

Vordergrund. Soweit erforderlich sind in der Folgezeit die spezifischen 
Standortvoraussetzungen durch angepasste Pflegemaßnahmen zu erhalten. 

    
  BioS Biotopentwicklung, natürliche Sukzession 
   Hier steht durch gezielte Gestaltung der Landschaft im Zuge der 

Rekultivierung die Standortbedingungen für die Entwicklung von 
Lebensräumen erwünschter Arten im Vordergrund. Nach der initialen 
Gestaltung sollen sich die Lebensräume und Artenvielfalt durch natürliche 
Vorgänge weitgehend selbständig fortentwickeln und letztlich einen dem 
Standort angepassten stabilen Zustand erreichen.  

    
  N Naturschutz 
   Die landschaftsgestalterischen Maßnahmen in diesen Gebieten sollen ganz 

allgemein dem Erhalt von Ökosystemen und zur Wiederherstellung 
ökologischer Zusammenhänge dienen. Der Erhalt und die Förderung der 
Biodiversität mit Sicherung der Arten- und Sortenvielfalt sind dabei ein 
wesentliches Ziel. Weitere Ziele betreffen die Erhaltung der Vielfalt, Eigenart 
und Schönheit von Natur und Landschaft sowie der Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes im Sinne einer nachhaltigen Nutzbarkeit für und durch den 
Menschen.  

    
  H Hochwasserschutz 
   Hier steht die gezielte Entwicklung von Maßnahmen für den 

Hochwasserschutz im Vordergrund. Dabei kann es sich sowohl um Flächen 
für den natürlichen Rückhalt handeln, als auch um Maßnahmen des 
technischen Hochwasserschutzes wie z.B. Rückhaltebecken und Flutpolder 
oder Bereiche einer Eindeichung bzw. Deichrückverlegung. 

    
  HW Hochwasserschutz, Wiederverfüllung 
   Hier steht die gezielte Entwicklung von Maßnahmen für den 

Hochwasserschutz im Vordergrund. Dabei kann es sich sowohl um Flächen 
für den natürlichen Rückhalt handeln, als auch um Maßnahmen des 
technischen Hochwasserschutzes wie z.B. Rückhaltebecken und Flutpolder 
oder Bereiche einer Eindeichung bzw. Deichrückverlegung. Bei Nassabbauten 
in Bereichen, die für entsprechende Hochwasserschutzmaßnahmen 
vorgesehen sind, kann jedoch eine Wiederverfüllung ausnahmeweise 
zwingend erforderlich sein, um damit eine dauerhaft offene Wasserfläche zu 
vermeiden und den Schutz des Grundwassers vor etwaigen Stoffeinträgen 
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durch die zu erwartenden Hochwässer damit besser gewährleisten zu können. 
Zur Wiederverfüllung darf ausschließlich entsprechend geeignetes, 
umweltunschädliches Material verwendet werden.  

    
  Sn Landschaftssee - naturorientiert 
   Hier steht die gezielte Entwicklung eines naturnahen Gewässers mit 

Schaffung von Lebensräumen für vielfältige Pflanzen- und Tierarten im 
Vordergrund. Durch Gestaltung geeigneter Wasserzonen sowie 
entsprechende Anlage der Ufer und Böschungen können in Verbindung mit 
angepasster Bepflanzung und Ausarbeitung tierökologisch bedeutsamer 
Elemente ökologisch hochwertige Räume mit reichhaltigen Biotopen 
entwickelt werden. Zur Vermeidung von Störungen sollten zudem angepasste 
Maßnahmen gegen unerwünschte Nutzungen, insbesondere durch 
Erholungssuchende, getroffen werden. Zum Erreichen einer Zielqualität des 
Gewässers sowie deren Erhaltung können flankierende Maßnahmen zur 
Vermeidung von Stoffeinträgen aus Luft bzw. Zuflüssen erforderlich sein. Im 
Hegeplan ist eine naturnahe, an die naturschutzfachliche Ausrichtung des 
Landschaftssees angepasste und entsprechend eingeschränkte 
Fischereinutzung vorzusehen. 

    
  Se Landschaftssee - extensive Erholung 
   Hier steht die gezielte Entwicklung eines naturnahen Gewässers mit 

Schaffung von Lebensräumen für vielfältige Pflanzen- und Tierarten im 
Vordergrund. Bei der Gestaltung der Wasserzonen sowie der Ufer und 
Böschungen ist neben einer Bepflanzung und Ausarbeitung tierökologisch 
bedeutsamer Elemente unter vorwiegend naturschutzfachliche Aspekten auch 
die Anlage allgemein zugänglicher Uferbereiche für Erholungssuchende 
vorzusehen. Zum Schutz der ökologisch hochwertigen Bereiche sind 
Maßnahmen der Besucherlenkung zu ergreifen. Im Bereich des Gewässers 
soll für diese Nutzergruppe ein positives Landschaftserleben einschließlich 
einer extensiven Badenutzung ermöglicht werden. Die fischereiliche Nutzung 
ist im Einklang mit der ökologischen Grundausrichtung und der extensiven 
Erholungsnutzung auszugestalten.  

    
  SE Landschaftssee - intensive Erholung 
   Hier steht die gezielte Entwicklung eines naturnah in die Landschaft 

eingebundenen Gewässers zur vorrangigen Badenutzung im Vordergrund. 
Eine gute, insbesondere nicht motorisierte Erreichbarkeit und ein ungestörtes 
Landschaftserleben sollen gewährleistet sein. Weitere, explizit 
emissionsträchtige Freizeitnutzungen sollen unterbleiben. In einzelnen 
Ruhebereichen sind unter naturschutzfachlichen Gesichtspunkten 
Lebensräume für Tiere und Pflanzen anzulegen und mit Maßnahmen der 
Besucherlenkung vor Störungen zu schützen. Diese können auch für das 
ökologische Gleichgewicht des Gewässers von Bedeutung sein. Die 
fischereiliche Nutzung ist insbesondere auf die intensive Erholungsnutzung 
abzustimmen. 

    
  Es Wassersport - intensive Erholung (Es) 
   Hier steht die gezielte Entwicklung eines für intensive Erholungsnutzung 

geeigneten Gewässers im Vordergrund. Das Nebeneinander der 
unterschiedlichen Ansprüche von intensiver Badenutzung und dem Betreiben 
von Wassersportarten setzt eine entsprechende Mindestgröße der 
Wasserfläche von ca. 5 ha voraus. Zudem muss durch geeignete Ausformung 
und Gestaltung des Gewässers einer möglichen Eutrophierung vorgebeugt 
werden. Eine gute, insbesondere fußläufige bzw. fahrradgebundene oder 
durch ÖPNV-Anbindung gewährleistete Erreichbarkeit aus den 
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Siedlungsräumen vorzusehen. Ausreichende Abstände zu anderen störenden 
bzw. störempfindlichen Gebieten zur Vermeidung gegenseitiger 
Immissionsbelastungen sind einzuhalten. Zur Nutzung von Synergieffekten 
und Steigerung der Attraktivität des Erholungsgebietes können weitere 
Freizeitangebote im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten angesiedelt 
werden. Die fischereiliche Nutzung ist insbesondere auf die intensive 
Erholungsnutzung abzustimmen. 
 

  Fi Fischerei 
   In diesen Gewässern steht eine intensive fischereiliche Nutzung im 

Vordergrund. Allerdings ist auch hier auf eine ordnungsgemäße, an die 
Standortbedingungen angepasste Ausübung zu achten, die vor allem eine 
Eutrophierung des Gewässers und etwaige Grundwasserbelastungen 
zuverlässig verhindert. Die Gestaltung der allgemein zugänglichen 
Uferbereiche soll für Erholungssuchende ein positives Landschaftserleben 
ermöglichen.  Eine Bade- und Sportausübung unmittelbar im Gewässer soll 
zur Optimierung der fischereilichen Nutzung allerdings unterbleiben. 

    
  Sp Fläche für Sport-/Freizeitnutzung   
   In diesen Gebieten steht eine intensive Sport- und Freizeitnutzung im 

Vordergrund. Durch geeignete Standortwahl und ggf. Anlage entsprechender 
Verkehrswege ist eine gute, insbesondere fußläufige bzw. fahrradgebundene 
oder durch ÖPNV-Anbindung gewährleistete Erreichbarkeit aus den 
Siedlungsräumen vorzusehen. Ausreichende Abstände zu anderen störenden 
bzw. störempfindlichen Gebieten zur Vermeidung gegenseitiger 
Immissionsbelastungen sind einzuhalten. 

    
  eE Fläche zur Nutzung erneuerbarer Energien 
   In diesen Gebieten sollen bevorzugt Standorte für die Erzeugung, 

Speicherung oder Lagerung erneuerbarer Energien bzw. der dafür 
erforderlichen Energieträger entstehen. Auch dabei ist auf eine gute 
Einbindung in das Landschaftsbild und ggf. dessen Bereicherung sowie die 
Schaffung ökologisch hochwertiger Lebensräume für Flora und Fauna zu 
achten. Ausreichende Abstände zu anderen störenden bzw. störempfindlichen 
Gebieten zur Vermeidung gegenseitiger Immissionsbelastungen sind 
einzuhalten. 

    
  Ge gewerbliche Nutzung 
   In diesen Gebieten steht eine gewerbliche Nachnutzung im Vordergrund, 

soweit diese am gegebenen Standort aufgrund der einschlägigen 
Erfordernisse der Raumordnung sowie weiterer gesetzlicher Grundlagen 
generell zulässig ist. Ausreichende Abstände zu anderen störenden bzw. 
störempfindlichen Gebieten zur Vermeidung gegenseitiger 
Immissionsbelastungen sind einzuhalten. 

    
  K Maßnahmen Klimawandel 
   In diesen Gebieten stehen Maßnahmen, die dem Klimaschutz bzw. der 

Anpassung an die Folgen des Klimawandels dienen, im Vordergrund.  
Dies kann z.B. die Schaffung von CO2-Senken; Neuaufforstungen 
klimaangepasster, standortgerechter und strukturreicher Laub- und 
Mischwälder; Standorte für die Erzeugung, Speicherung oder Lagerung 
erneuerbarer Energien bzw. der dafür erforderlichen Energieträger, 
Maßnahmen des Hochwasserschutzes und Regenrückhaltes, Schaffung von 
wiedervernässten Flächen oder Feuchtgebieten oder Neuanlage von Gebieten 
zur Biotopvernetzung und Förderung der biologischen Vielfalt sein. 
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  De Deponie Klasse 0 - II 
   In diesen Gebieten soll die Errichtung von Deponien der Deponieklassen DK 

0, I oder II, soweit die Standorte innerhalb der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete 
für eine solche Nachnutzung geeignet sind und entsprechender Bedarf an 
Deponieraum besteht, möglich sein. 

   
Zu 
5.2.6.2.3 

G
  

Nachfolgefunktionen für die ausgewiesenen Vorranggebiete 

  Die für die einzelnen Vorranggebiete festgelegten Nachfolgefunktionstypen sind in 
5.4.2.3 G genannt.  Diese sind jeweils bei konkreten Abbauvorhaben innerhalb der 
Vorranggebiete im Zuge der Planungen für die nachfolgende Rekultivierung 
entsprechend zu berücksichtigen. Die detaillierte verbindliche Festsetzung erfolgt im 
Rahmen des erforderlichen Genehmigungsverfahrens. 

  Zu folgenden Vorranggebieten sind ergänzende Hinweise zu den 
Nachfolgefunktionen veranlasst, die in den jeweiligen Genehmigungsverfahren 
Berücksichtigung finden sollen. 

   
Ki 7  Eine unmittelbar dem Abbau nachfolgende sowie gesicherte  Wiederverfüllung mit 

geeigneten, umweltgerechten Materialien ist aus Gründen der Flugsicherheit, des 
Landschaftsbildes sowie des Artenschutzes zwingend erforderlich. 

   
Ki 8  Eine unmittelbar dem Abbau nachfolgende sowie gesicherte  Wiederverfüllung mit 

geeigneten, umweltgerechten Materialien ist aus Gründen der Flugsicherheit, des 
Landschaftsbildes sowie des Artenschutzes zwingend erforderlich. 

   
Ki 9  Eine unmittelbar dem Abbau nachfolgende sowie gesicherte  Wiederverfüllung mit 

geeigneten, umweltgerechten Materialien ist aus Gründen der Flugsicherheit, des 
Landschaftsbildes sowie des Artenschutzes zwingend erforderlich. 

   
Ki 10  Eine unmittelbar dem Abbau nachfolgende sowie gesicherte  Wiederverfüllung mit 

geeigneten, umweltgerechten Materialien ist aus Gründen der Flugsicherheit, des 
Landschaftsbildes sowie des Artenschutzes zwingend erforderlich. 

   
Ki 11  Eine unmittelbar dem Abbau nachfolgende sowie gesicherte  Wiederverfüllung mit 

geeigneten, umweltgerechten Materialien ist aus Gründen der Flugsicherheit, des 
Landschaftsbildes sowie des Artenschutzes zwingend erforderlich. 

   
Ki 12  Eine unmittelbar dem Abbau nachfolgende sowie gesicherte  Wiederverfüllung mit 

geeigneten, umweltgerechten Materialien ist aus Gründen der Flugsicherheit, des 
Landschaftsbildes sowie des Artenschutzes zwingend erforderlich. 

   
Ki 35  Eine unmittelbar dem Abbau nachfolgende sowie gesicherte  Wiederverfüllung mit 

geeigneten, umweltgerechten Materialien ist aus Gründen der Flugsicherheit, des 
Landschaftsbildes sowie des Artenschutzes zwingend erforderlich. 

   
Ki 36  Eine unmittelbar dem Abbau nachfolgende sowie gesicherte  Wiederverfüllung mit 

geeigneten, umweltgerechten Materialien ist aus Gründen der Flugsicherheit, des 
Landschaftsbildes sowie des Artenschutzes zwingend erforderlich. 

   
Ki 43  Eine unmittelbar dem Abbau nachfolgende sowie gesicherte  Wiederverfüllung mit 

geeigneten, umweltgerechten Materialien ist aus Gründen der Flugsicherheit, des 
Landschaftsbildes sowie des Artenschutzes zwingend erforderlich. 

   
Ki 44  Eine unmittelbar dem Abbau nachfolgende sowie gesicherte  Wiederverfüllung mit 

geeigneten, umweltgerechten Materialien ist aus Gründen der Flugsicherheit, des 
Landschaftsbildes sowie des Artenschutzes zwingend erforderlich. 
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Ki 45  Eine unmittelbar dem Abbau nachfolgende sowie gesicherte  Wiederverfüllung mit 

geeigneten, umweltgerechten Materialien ist aus Gründen der Flugsicherheit, des 
Landschaftsbildes sowie des Artenschutzes zwingend erforderlich. 

   
Ki 46  Eine unmittelbar dem Abbau nachfolgende sowie gesicherte  Wiederverfüllung mit 

geeigneten, umweltgerechten Materialien ist aus Gründen der Flugsicherheit, des 
Landschaftsbildes sowie des Artenschutzes zwingend erforderlich. 

   
Ki 49  Eine unmittelbar dem Abbau nachfolgende sowie gesicherte  Wiederverfüllung mit 

geeigneten, umweltgerechten Materialien ist aus Gründen der Flugsicherheit, des 
Landschaftsbildes sowie des Artenschutzes zwingend erforderlich. 

   
Kp1  Um etwaige Beeinträchtigungen der Trinkwasserqualität der öffentlichen 

Wasserversorgung im Brunnen Esslingen zu vermeiden, soll bei einer dem Abbau 
etwaig nachfolgenden Verfüllung auf die Verwendung von Fremdmaterial nach 
Möglichkeit verzichtet werden.  

   
   
Zu 
5.2.6.2.4 G 

Nachfolgefunktionen für Vorbehaltsgebiete 

   
  Die für die einzelnen Vorbehaltsgebiete festgelegten Nachfolgefunktionstypen sind in 

5.4.2.4 G genannt.  Diese sind jeweils bei konkreten Abbauvorhaben innerhalb der 
Vorbehaltsgebiete im Zuge der Planungen für die nachfolgende Rekultivierung 
entsprechend zu berücksichtigen. Die detaillierte verbindliche Festsetzung erfolgt im 
Rahmen des erforderlichen Genehmigungsverfahrens. 

   
Ki 103  Eine unmittelbar dem Abbau nachfolgende sowie gesicherte  Wiederverfüllung mit 

geeigneten, umweltgerechten Materialien ist aus Gründen der Flugsicherheit, des 
Landschaftsbildes sowie des Artenschutzes zwingend erforderlich. 

   
Ki 104  Eine unmittelbar dem Abbau nachfolgende sowie gesicherte  Wiederverfüllung mit 

geeigneten, umweltgerechten Materialien ist aus Gründen der Flugsicherheit, des 
Landschaftsbildes sowie des Artenschutzes zwingend erforderlich. 

   
Ki 105  Eine unmittelbar dem Abbau nachfolgende sowie gesicherte  Wiederverfüllung mit 

geeigneten, umweltgerechten Materialien ist aus Gründen der Flugsicherheit, des 
Landschaftsbildes sowie des Artenschutzes zwingend erforderlich. 

   
Ki 115  Eine unmittelbar dem Abbau nachfolgende sowie gesicherte  Wiederverfüllung mit 

geeigneten, umweltgerechten Materialien ist aus Gründen der Flugsicherheit, des 
Landschaftsbildes sowie des Artenschutzes zwingend erforderlich. 

   
Ki 116  Eine unmittelbar dem Abbau nachfolgende sowie gesicherte  Wiederverfüllung mit 

geeigneten, umweltgerechten Materialien ist aus Gründen der Flugsicherheit, des 
Landschaftsbildes sowie des Artenschutzes zwingend erforderlich. 

   
   
Zu 5.3  Einzelhandel 

 
Zu 5.3.1 G Der Handel nimmt in seiner Vielfalt wichtige Funktionen bei der Versorgung der 

Bevölkerung und der Wirtschaft wahr. Dem Handel muss deshalb die 
Möglichkeit gegeben sein, auf sich ständig ändernde Marktbedingungen rasch 
reagieren zu können. Diese Voraussetzungen sollen in der Region erhalten und 
ggf. neu geschaffen werden. 
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Zu 5.3.2 G Zur wohnortnahen Versorgung der Bevölkerung mit Waren und Dienstleistungen 

sind die zentralen Orte bestimmt (vgl. LEP 2003 A III 23 und Regionalplan 
Ingolstadt A III). Je nach Stufe decken sie einen unterschiedlich spezialisierten 
Bedarf. Dadurch hat sich eine Vielfalt des Angebotes entwickelt, die es zu 
erhalten gilt. 
 

Zu 5.3.2.1 Z Im Interesse möglichst gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbedingungen in allen 
Landesteilen ist es erforderlich, dass die Bevölkerung in jeder Gemeinde 
Einkaufsmöglichkeiten vorfindet. Das gilt vor allem für die Grundversorgung mit 
Waren des täglichen Bedarfs, insbesondere Lebensmitteln. 
 

Zu 5.3.2.2 Z Der Erhalt der Funktionsfähigkeit zentraler Orte ist ein wichtiges Anliegen, um 
die Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen in allen Landesteilen zu 
gewährleisten. Ansiedlung und Erweiterung von Einzelhandelseinrichtungen 
richten sich grundsätzlich nach den Vorgaben des 
Landesentwicklungsprogramms 2003 (B IV 1.2.14). 

  Nicht nur großflächige Einzelhandelsbetriebe und Handelsbetriebe mit dem 
Verkauf an Endverbraucher können die Warenversorgung der Bevölkerung und 
die Funktionsfähigkeit zentraler Orte gefährden, auch eine 
Ansammlung/Agglomeration von Einzelhandelsbetrieben kann dieselbe Wirkung 
entfalten wie einzelne großflächige Betriebe. Sie entfalten dabei eine 
maßgebliche Wirkung auf die Grundversorgung, da sie – vor allem in kleineren 
zentralen Orten mit deren meist noch kleinteiliger Handelsstruktur - einen relativ 
großen Teil der örtlichen Kaufkraft binden. 

  Von einer Ansammlung ist auszugehen, wenn sich ein Einzelhandelsbetrieb 
benachbart zu einem anderen ansiedelt, so dass es insgesamt – wie bei einem 
einzelnen Einzelhandelsgroßprojekt - zu einem großflächigen Angebot von über 
1.200 m² Geschossfläche kommt. 

  Größe, Anzahl und Art der Betriebe spielen dabei keine Rolle. Die räumliche 
Nähe verlangt einen erkennbaren räumlichen Zusammenhang. Benachbart sind 
Einzelhandelsbetriebe z.B. auch, wenn zwischen ihnen Dienstleistungsbetriebe 
angesiedelt sind. Auch einzelne Grundstücke oder Straßen unterbrechen den 
räumlichen Zusammenhang grundsätzlich nicht. 

  In Ortszentren trägt die Ansiedlung eines Einzelhandelsbetriebes regelmäßig 
zur   gewünschten Stärkung der zentralörtlichen Funktion bei (vgl. 5.3.3. des 
Regionalplans). Entsprechendes gilt in der Regel für Stadtteilzentren. 

  Ob nicht nur unwesentliche Auswirkungen zu vermuten sind, unterliegt einer 
Einzelfallprüfung. 

  Einzelhandelsgroßprojekte erzeugen ggf. einen nicht unerheblichen 
Straßenverkehr. Deshalb muss entweder die Verkehrsinfrastruktur darauf 
abgestimmt oder die Verkaufsfläche entsprechend begrenzt werden. Dabei 
sollen die Flächen für Warenausgabe, Lager und Versand einbezogen werden. 

  Ein starker Verkehr belastet die Anwohner. Deshalb sind entweder 
ausreichende Lärmschutzmaßnahmen oder die Begrenzung der 
Verkaufsflächen erforderlich. 
 

Zu 5.3.3 Z Die Ortszentren sind der Mittelpunkt des öffentlichen Lebens. Sie sind in hohem 
Maße geprägt vom Einzelhandel und dem damit verbundenen 
Kundenaufkommen. Die Funktionsfähigkeit der Ortszentren ist deshalb auf den 
Einzelhandel angewiesen. Ihre Qualität wirkt sich auf die Einzelhandelsstruktur 
und Vielfalt aus. 

  Darüber hinaus soll die regionale Bedeutung des Einzelhandels in den Städten 

                                                 
3 vgl. LEP 2006 A II 2 
4 vgl. LEP 2006 B II 1.2.1 
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auch durch Marketingmaßnahmen weiterentwickelt werden. 
  Ergebnis soll sein, die Funktionsvielfalt der Innenstadt und entsprechend die der 

Stadtteilzentren zu erhalten. Eine Begrenzung der zentrenrelevanten und 
kurzfristigen Sortimente bei Einzelhandelsgroßprojekten in nicht-zentraler Lage 
soll die Chancengleichheit zwischen den regelmäßig in ihrer Funktion 
gefährdeten Zentren und den Standorten z.B. am Ortsrand gewährleisten. 

  Deshalb müssen die Sortimente, die die Funktionsfähigkeit der Orts- und 
Stadtteilzentren beeinträchtigen können (vgl. auch § 11 Abs.3 BauNVO), bei 
Ansiedlungen und Erweiterungen von Einzelhandelsgroßprojekten 
eingeschränkt werden.  

  Folgende Sortimente sind z.B. als zentrenrelevant einzustufen: 
  Nahrungs- und Genussmittel, Drogeriewaren, Blumen, Textilien, 

Lederbekleidung, Schuhe, Sportartikel, Heimcomputer, Beleuchtungskörper, 
Haushaltswaren, Unterhaltungselektronik (vgl. Liste innenstadtrelevanter Waren 
(LEP 2003 B II 1.2.1.5 Anhang zur Begründung5)). Waren des kurzfristigen 
Bedarfs sind Lebensmittel u.ä. 

  Möbel-, Garten- oder Baumärkte sind mit ihrem Hauptsortiment regelmäßig nicht 
auf zentrenrelevante Sortimente ausgerichtet und können deshalb Lagen 
beanspruchen, die nicht an diese Zentren gebunden sind. Ihre Randsortimente 
jedoch unterliegen der Prüfung auf Zentrenrelevanz.  

  Auch Läden zur Versorgung der Nachbarschaft sind nicht unbedingt an eine 
Lage in einem Zentrum gebunden. 

  Um eine Chancengleichheit zwischen den tendenziell in ihrer Funktion 
gefährdeten Zentren und den Ortsrandlagen zu gewährleisten, kann es im 
Einzelfall erforderlich werden, einen Nachweis zu erbringen, dass bei 
Standorten außerhalb von Orts- und Stadtteilzentren keine negativen 
Auswirkungen auf die Funktionsfähigkeit dieser innerörtlichen Zentren zu 
erwarten sind. Dabei ist auf die Summenwirkung der anzusiedelnden bzw. zu 
erweiternden Betriebe ein besonderes Augenmerk zu richten (vgl. dazu auch 
Begründung zu 5.3.2.2). 

  Eine Chancengleichheit lässt sich z.B. auch über die Gleichbehandlung des 
Parkplatzangebotes anstreben. So lassen sich mittels Vorhaben- und 
Erschließungsplan und Durchführungssatzung entsprechende gleichwertige 
Bedingungen schaffen. 

  Die grundsätzliche städtebauliche und verkehrliche Integration ist bereits im LEP 
2003 (B II 1.2.1.56) vorgesehen. Um in der Region Ingolstadt die Versorgung mit 
Waren in einer zumutbaren Entfernung zu gewährleisten, die Siedlungsstruktur 
zu erhalten und die Zersiedlung der Landschaft vor allem gerade in 
Tourismusgebieten zu verhindern, sind keine Abweichungen vorzusehen, die 
eine Ansiedlung von Einzelhandelsgroßbetrieben außerhalb integrierter Lagen 
ermöglichen. 

   
Zu 5.4  Land- und Forstwirtschaft 

 
Zu 5.4.1 G Der landwirtschaftliche Boden wird von der rasch fortschreitenden 

Siedlungsentwicklung mit einem hohen Bedarf an Flächen besonders für 
Einfamilienhäuser zunehmend in Anspruch genommen. Es ist seit 01.01.2005 
erklärter Grundsatz des Bayerischen Landesplanungsgesetzes, den 
Flächenverbrauch zu verringern (Art. 2 Nr.13). Die Region Ingolstadt liegt mit 
ihrem Flächenverbrauch je Einwohner bzw. sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten insgesamt im vorderen Drittel aller Planungsregionen, bei der 
Zunahme der gewerblichen Bauflächen von 1997-2001 mit deutlichem Abstand 
an erster Stelle. Vom Flächenverbrauch insbesondere betroffen ist die 

                                                 
5 vgl. LEP 2006 Anlage zur Begründung zu B II 1.2.1.2 
6 Vgl. LEP 2006 B II 1.2.1.2 (Z) 
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Landwirtschaft. Das gilt auch für Nebenerwerbslandwirte. Zu ihrer 
Existenzsicherung sowie dem Erhalt der Böden  - insbesondere solche mit 
günstigen Ertragsbedingungen – als landwirtschaftlicher Produktionsstandort ist 
der Verbrauch an landwirtschaftlich gut geeigneten Böden zu verringern. 

  Allgemeine Aussagen zum Bodenschutz finden sich in 7.1.2.1 G des 
Regionalplans. 
 

Zu 5.4.2 Z Dem Wald kommen neben der Holzerzeugung vielfältige Aufgaben der 
Freiraumsicherung zu, z.B. Schutz-, und Erholungsfunktionen sowie Aufgaben 
als Biotop oder zum Erhalt des Landschaftsbildes. 
Die Waldfläche hat in Bayern zwischen 1999-2003 leicht zugenommen, u.a. 
auch im Verdichtungsraum Ingolstadt. Das Ausgangsniveau ist hier allerdings 
relativ niedrig. Insgesamt liegt die Region Ingolstadt um 5 Prozentpunkte unter 
dem bayerischen Durchschnitt, so dass in Zukunft weiterhin ein Bedarf vor allem 
im Süden des Verdichtungsraumes gegeben ist, die Waldfläche zu erweitern 
(siehe auch Begründungskarte „Bewaldungsprozente“). Wenn die Waldmehrung 
an bestehende Auwälder anschließt, können die hohen Potenziale dieses 
Waldtyps genutzt werden.  

  Nur standortgerechte, naturnah bewirtschaftete Wälder können in einer 
dichtbesiedelten Region die Gemeinwohlfunktionen bestmöglich erfüllen. Ein 
Bewaldungsprozent über 30 und eine ausgewogene räumliche Verteilung der 
Wälder sind Voraussetzung dafür.  

  Mit dem Erhalt des Umfangs der bestehenden Waldflächen (zu etwa 47 % auf 
der südlichen Frankenalb) und ihrer Mehrung im Verdichtungsraum ist eine auf 
Dauer angelegte Sicherung der Waldflächen verbunden. Bei einer 
Inanspruchnahme sind deshalb Ersatzaufforstungen (unter Berücksichtigung der 
Freihaltung wertvoller Offenland-Freiflächen im Sinne des Kapitels 7.1 Natur und 
Landschaft sowie des Landschaftsbildes unter Freihaltung von Tälern (vergl. 
7.1.6.2 Z und Freileitungen) erforderlich. 

  Die besondere Berücksichtigung der Waldmehrung - neben den 
Verdichtungsräumen – in waldarmen Einzugsgebieten soll die 
Hochwassersituation von Gewässern verbessern. Dazu können die Wälder 
beitragen, indem sie Abflussspitzen kappen und den Abfluss zeitlich verzögern.    

  „Waldarm“ schließt die „nahezu waldlosen“ Bereiche der Begründungskarte ein. 
 

Zu 5.4.3 G Teile der Region sind für ihre Sonderkulturen weit über die Region hinaus 
bekannt. Auf circa 300 ha Anbaufläche - mit zunehmender Tendenz - wird 
derzeit Spargelanbau im Landkreis Neuburg-Schrobenhausen und Pfaffenhofen 
a.d.Ilm betrieben. Die anstehenden Flugsandböden mit Übergang zu leichten 
Tertiärböden verleihen dem Spargel den charakteristischen, kräftigen 
Geschmack. Der Spargelanbau ist überwiegend klein strukturiert, von 1,0 - 1,5 
ha, aber es finden sich auch Betriebe bis zu 70 ha. Zur Qualitätssicherung 
haben sich  die Spargelanbauer auf Qualitäts- und Prüfrichtlinien verpflichtet. 

  Durch die Vergrößerung der Anbauflächen und den hohen Konkurrenzdruck aus 
dem Ausland kommt es mehr und mehr zu einem Überangebot, worunter 
gerade der Großmarktpreis leidet, so dass eine Reihe kleinerer Spargelbauern 
in den kommenden zwei bis drei Jahren schließen dürfte. Dem soll jedoch 
entgegengewirkt werden. 

  Die Hallertau ist das größte geschlossene Hopfenanbaugebiet der Welt und 
produziert über 20 Prozent der gesamten Welthopfenernte auf rd. 15.000 Hektar 
Ackerfläche. Rund 1.300 landwirtschaftliche Betriebe sind daran beteiligt. 
Wasserdurchlässige, nährstoffreiche Böden und gute Sonneneinstrahlung sind 
Voraussetzung dafür. Für die hohe Qualität sorgt ein kontrollierter Anbau und 
die fortwährende Verbesserung der Sorten und Anbaumethoden im 
Hopfenforschungszentrum Hüll. Diese sichere Ertragsquelle und dieses 
zukunftsträchtige Wissen sollen auch in Zukunft erhalten bleiben. 
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  Im Norden der Region wird im Anbaugebiet Spalt (Siegelbezirk Kinding) in 
steigendem Umfang Hopfen angebaut. Die Existenz der wenigen 
Haupterwerbsbetriebe hängt maßgeblich vom Hopfenanbau ab. 
 

Zu 5.4.4 G In der Region sind einige Bereiche vor allem im Donaumoos und auf der 
Frankenalb agrarisch benachteiligt (vgl. Richtlinien des Rates über die 
Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten Gebieten). 
Diese ungünstigen Standortbedingungen sollen weiterhin ausgeglichen werden. 
Zur Frankenalb gehören auch die Täler wie das Anlauter- oder Schwarzachtal. 

  Dabei kann ein wichtiger Beitrag zur Pflege und Offenhaltung der 
Kulturlandschaft gerade im Naturpark Altmühltal seitens der Landwirtschaft z. B. 
durch die Schafhaltung geleistet werden. 

   
Zu 5.4.5 G Der innere Teilbereich des Feilenmooses und das untere Ilmtal (vgl. Karte 2/3 

Tektur 1a) weisen nur eine geringe landwirtschaftliche Produktionskraft auf, sind 
ausgeräumt und haben hoch stehendes Grundwasser, werden jedoch 
landwirtschaftlich intensiv genutzt. Neben der Verringerung des 
Schadstoffeintrages in das Grundwasser können diese Gebiete durch 
Extensivierungsmaßnahmen und Aufgabe der Kiesentnahme die Funktion eines 
ökologischen Ausgleichsraumes erhalten. 

   
 


